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Legislative Anregungen der VA 

Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Gesundheit 
und öffentlicher Dienst 

A Gesundheit 

Strahlenschutzverordnung 1972; 4 23 B 
Der Anregung der VA wurde 
Neuregelung der Aufbewahrungs-
pflicht bezüglich Aufzeichnungen 

bisher nicht entsprochen 

über die Anwendung von Röntgen-
strahlen 

B Öffentlicher Dienst 

Fahrtkostenzuschuß; Änderung des 3 19 C Anregung bleibt aufrecht 
§ 20 b Abs. 2 Gehaltsgesetz 1956; 4 18 
Härtefälle durch Ermittlung 
fiktiver Fahrtkosten 

§ 16 (2) Arbeitsplatzsicherungs- 4 18 B Anregung bleibt aufrecht 
gesetz; Verkürzung des Mindest-
urlaubes von Präsenzdienern durch 
Aliquotierungsvorschrift -
Beseitigung 
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00 Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

§ 30 a Abs. 1 Z. 3 Gehaltsgesetz 
1956; finanzielle Schlechter-

4 19 C Anregung bleibt aufrecht 

~~ellung bezüglich 
Uberstundenabgeltung im 
ZusammenhanFt mit Ubertragung 
einer Leitungs unktion 

Vordienstzeitenanrechnung gemäß 5 15 C Anregung bleibt aufrecht 
§ 12 (4) Gehaltsgesetz 1956 -
Benachteiligung bei Karenzurlaub 
zur Vorbereitung für 
Reifeprüfung; gemäß § 12 (3) 
Gehaltsgesetz 1956 - Beurteilung 
der "besonderen Bedeutung" -
Nachteile für niedrige 
Verwendungsgruppen 

Kaderübunrn - Einbuße bei 10 nff A Der Anregung der VA wurde voll-
nicht pausc alierten 91 ff (BGBI. Nr. 326/1990) inhaltlich entsprochen 
Nebengebühren ; Gesetzesänderung 
im Heeresgebührengesetz 
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'" 

Anregung der VA 

Besondere Pensionsbeiträge 
öffentlich Bediensteter; die 
Beiträge verbleiben derzeit auch 
dann beim öffentlich-rechtlichen 
Dienstgeber, wenn das 
Dienstverhältnis nur kurze 
Zeit bestanden hat und wenn 
k~in Pens~onsanspruc~ aus 
diesem DlenstverhältOJs 
entstehen kann 

Besondere Pensionsbeiträge 
bei Beendigung des öffentlich­
rechtlichen Dienstver­
hältnisses 
a) wenn für Zeiten geleistet, 

die nach dem ASVG 
Yersicherungszeiten sind -
Uberweisung an den 
Pensionsversicherungsträger 
(gemäß § 308 ff ASVG) 

b) wenn kein Anspruch daraus 
resultieren kann - Erstattung 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

10 

11 

Seite 

21, 22 

17, 
18, 57 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 

Die Anregung der VA bleibt 
aufrecht 
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- Bericht 
0 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Einführung von Bestimmungen, die 
(analog zum Sozialversicherungs-
recht) einen zusätzlichen Prüfungs-

12 24 

schritt bei Hinterbliebenenleistungen 
für den Fall vorsehen, daß 
Anspruchswerber und verstorbener 
Beamter bereits früher mehrmals ver-
heiratet gewesen waren 

Karenzierung von Beamten; Ein- 12 35 
führung von (übereinstimmenden) 
Bestimmungen im Gehalts- und 
Pensionsrecht der Beamten bzw. 
im Sozialversicherungsrecht zur 
direkten Erfassung dieses Tatbe-
standes 

Einheitliche Regelung der Ver- 12 25 
ständigung öffentlich-rechtlicher 
Dienstgeber von Verwaltungsdelikten 
öffentlich Bediensteter 

Angleichung der Verjährungsfrist 
nach dem Amtshaftungsgesetz 

13 15 

(10 Jahre) an die Verjährungs-
frist nach dem bürgerlichen 
Recht (30 Jahre) 
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...... 

...... 

Anregung der VA 

Besoldungsreform - Notwendigkeit 
der Schaffung von Funktionslauf­
bahnen, um Nachteile bei Beför­
derungen durch Versehen der 
Dienstbehörde zu vermeiden 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

13 

Seite 

24,27 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 
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N 

Anregung der VA 

Bundesminister für Arbeit 
und Soziales 

Mangelnde Überweisungsfähigkeit 
besonderer Pensionsbeiträge auch in 
jenen Fällen, in denen mangels 
Definitivstellung aus dem Dienst 
verhältnis zum öffentlich-recht­
lichen Dienstgeber kein Anspruch 
auf Ruhegenuß entstehen kann 

Erweiterung des Versicherungs­
schutzes in der Schülerunfallver­
sicherung 

Schutz des Leistungsan~pruches 
vor Verminderung bei Ubergang 
von BU-Pension auf EU-Pension 
trotz Zuwachses an 
Versicherungszeit 

Bericht 
an den 

NRNr. 

10 
11 

10 

1 
7 

Seite 

59 f 
57 

47 

24 
35 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(49. ASVG-Novelle, 
BGBI. Nr.294/1990) 

A 
(48. ASVG-Novelle, 
BGBI. Nr.642/1989) 

A 
(BGBI. Nr. 484/1984) 

Anmerkung der VA 

Mit der vorliegenden Neuregelung 
können die von der VA.?-ufgezeig­
ten Härtefälle mangels Ubergangs­
bestimmungen nicht gelöst werden 

Der der Anregung der VA 
zugrundeliegende Einzelfall 
könnte weiterhin auftreten, 
weil die für diesen Fall 
maßgeblichen Rechtsgrundlagen 
(§ 240 ASVG und § 125 GSVG) 
nicht Anwendung finden, 
wenn die Pension nach einem 
anderen Bundesgesetz 
festgestellt worden ist. Die VA 
hält daher ihre Anregung weiter 
aufrecht 
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V.J 

4.nregung der \'4. 

Jahresausgleich bei AZ-Beziehern 
bezüglich Pensionssonderzahlungen 
bei Einkommen, die nur zwölfmal 
jihrlich ausbezahlt werden 

Ausgleichszulagenanspruch ; 
Verminderung des gesetzlich 
garantierten Mindesteinkommens 
für Pensionisten durch Anrechnung 
fiktiver Einkommen (pauschalierter 
Unterhaltsanspruch bzw. 
pauschaliertes Einkommen aus 
früherem landwirtschaftlichen 
Besitz) 

Rerleht 
an Jen 

"\R '\;1. 

2 
5 

2 
3 
4 
5 
6 
10 
11 

Seite 

19 
21 

28 
24, 35 
26, 43 

22 
20,44 

37 
21 

Rcaktilln des 
Ru nd esgeSCl/ gebe r\ 

A 
(BGBL Nr. 647/1983) 

B 
(48. ASVG-Novelle, 
BGBL Nr.64211989) 

Anmerkung dn VA 

Der Anregung der VA \\urde durch 
die 39, ASVG-Novelle nur insnfcrn 
Rechnung getragen, als aus­
!indische Teilpensionen nunmehr 
in ihrem tatsichlichen Ausmaß beim 
Jahresausgleich angesetzt werden, 
wihrend fIktIve Unterhaltsan­
sprüche bzw. Einkünfte bei den 
Sonderzahlungen weiterhin 
angerechnet werden 

Durch die vorgenommenen Verbes­
serungen wurden die in den 
Regelungen enthaltenen Hirten 
gemildert 
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-~ 
Anregung der VA 

Vereinheitlichung des Begriffes 
"Arbeitsunfähigkeit" in den 
verschiedenen Bereichen des 
Sozialversicherungsrechtes 

Ergänzung des Ersatzzeiten­
kataloges (ausländische Studien­
zeiten bzw. Spitalsaufenthalte 
nach Kriegsverletzung) 

Bericht 
an den 

NRNr. 

4 
10 

1 
5 
7 
13 

Seite 

37, 48 
34 

8 
22 
33 
37 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

A 
(BGBI. Nr. 684/1978, 

Art. XXI Abs. 6) 

Anmerkung der VA 

Die VA vertritt im Sinne der 
Verständlichkeit der 
Sozialversicherungsgesetze für 
den Versicherten auch im 
11. Bericht die Auffassung, daß 
dann, wenn der Gesetzgeber in 
verschiedenen Bereichen der 
Sozialversicherung dieselben 
Begriffe verwendet, diesen 
Begriffen auch derselbe Inhalt 
zukommen sollte 

Mit der genannten Bestimmung der 
33. ASVG-Novelle wurde der 
Anregung der VA nur insofern 
Rechnung getragen, als eine 
Ergänzung des Ersatzzeiten­
kataloges für gewisse Schul-
zeiten ab 13 .3.1938 erfolgte, 
nicht jedoch auch für Schulzeiten 
vor dem 13.3.1938. Im Hinblick auf 
den genannten Einzelfall hält die 
VA daher ihre Anregung weiterhin 
aufrecht 

III-69 der B
eilagen X

V
III. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)

14 von 244

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



-U'l 

Anregung der VA 

Hilfiosenzuschuß: Gesetzliches 
Verbot der Heranziehung zur 
Aufrechnung mit Pensionsüberbezügen 
analog zur Unpfändbarkeit 

Leistungsrecht in der Sozialver-
sicherung: Lockerun1 des Antrags-
prinzipes bei unversc uldeter 
Unterlassung der AntragsteIlung 

Vereinfachung der Rechtsverfolgung 
in bezug auf Leistungs-Neufest-
stellung im Wiederaufnahmever-
fahren (gespaltener Rechtszug) 

Bericht 
an den 

NR Nr. Seite 

6 58 

6 59 f 

7 53 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

C Diese Anregung wird im Hinblick 
auf die der Gewährung des Hilf-
losenzuschusses zu~runde-
liegenden Absicht es Gesetz-
gebers, die zwar an den Pensions-
bezug anknüpft, von diesem jedoch 
inhaltlich völlig verschieden 
ist, von der VA weiterhin 
aufrechterhalten 

A Mit der genannten Novellierung 
(BGBI. Nr. 111/1986, wurde der Anregung der VA nur 

§ 86 Abs. 3 ASVG) insofern entsprochen, als die 
(unverschuldete) Unterlassung der 
AntragsteIlung nur dann nicht 
schadet, wenn sie binnen eines 
Monates nach erstmaliger Erfüllung 
der Voraussetzungen erfolgt 

C Die VA stellt fest, daß die im 
Entwurf zur 44. ASVG-Novelle 
vorgeschlagene, den Versicherten 
begünstigende Neurregelung des 
Wiederaufnahmeverfahrens im 
Leistungsrecht nicht verwirklicht 
wurde 
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0"- Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Beiträge zum nachträglichen Einkauf 7 59 C Die Anregung der VA wird weiterhin 
von Versicherungszeiten; Schaffung aufrechterhalten 
~.iner Erstattungsmöglichkeit bei 
Ubertritt in ein pensionsver-
sicherungsfreies Dienstverhältnis 

Härtefälle in der gesetzlichen 9 24 A, B Mit der 41 . ASVG-Novelle wurde der 
Pensionsversicherung bei pauschaler 10 37 (BGBI. Nr. 111/1986) Anregung der VA nur teilweise 
Anrechnung von Einkünften auf den Rechnung getragen, als nunmehr die 
Ausgleichszulagenanspruch - Anrechnung des Unterhaltsan-
flexiblere gesetzliche Regelung spruches gegenüber den 

geschiedenen Ehegatten in dem 
Ausmaß unterbleibt, in dem der 
Unterhaltsanspruch trotz durch-
geführter Zwangsmaßnahmen ein-
schließlich Exekution unein-
bringlich bleibt 

Witwen pension an den geschiedenen 9 41 C Wegen der nicht unbeträchtlichen 
Ehepartner, wenn zum Todeszeitpunkt Anzahl von Beschwerdefällen, in 
zwar keine gerichtliche denen zum Zeitpunkt des Todes 
Unterhaltsverpflichtung bestand, des geschiedenen Ehegatten zwar 
aber tatsächlich Unterhaltszahlungen keine gerichtliche Unterhalts-
geleistet wurden verftflichtung (bzw. eine vor 

Au lösun~ der Ehe eingegangene 
vertraglic e Verpflichtung) 
bestand, aber tatsächlich Unter-
haltszahlungen geleistet wurden, 
hält die VA ihre Anregung weiter 

-; aufrecht 
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J 

: 

'J 

:\nregung der Y.\ 

Längere Legisvakanzen bei den 
Sozialversicherungsgesetzen 
zum Zwecke der Information und 
Vorbereitung 

Humanere Behandlung durch 
medizinische Sachverständige im 
Verfahren vor den Schiedsgerichten 
der Sozialversicherung bzw. 
Verbesserung der Untersuchungen 

Bericht 
an den 

NR ~r 

8 
9 
13 

5 
7 
9 

Seite 

23 
26 
33 

22 
34 
28 

Reaktion des 
Bundesgesct7 gebers 

c 

A 
(BGBI. Nr. 104/1985) 

Anmerkung der Y:\ 

Die VA hält ihre Anregung 
weiterhin aufrecht, wobei 
neuerlich auf die Notwendigkeit 
4.er Schaffung ausreichender 
Ubergangsbestimmungen zur 
Ermöglichung von Dispositionen 
der Versicherten hingewiesen wird 

Mit dem Arbeits- und Sozialgericht 
wurde der Anregung der VA nur 
insofern entsprochen, als das ASGG 
wegen der Bekämpfbarkeit der 
Tatsachenfeststellungen und der 
Beweiswürdigung eine Überprüfung 
der medizinischen Gutachten durch 
die zweite Instanz ermöglicht, was 
indirekt zu einer verbesserten 
Untersuchung und zu einer größeren 
N achvollziehbarkeit der 
medizinischen Gutachten führen 
könnte 
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00 Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Verbesserung der gesetzlichen 3 37, 38 C Wenn auch in dem der Anregung der 
Unfallversicherung bei Unfällen VA zugrundeliegenden Einzelfall, 
im Rahmen von Rettungseinsätzen der übrigens Anlaß für die Neu-
im Ausland regelung des § 176 ASVG war, keine 

Lösung erreicht werden konnte, so 
wird doch für die Zukunft das Auf-
treten derartiger Härtefälle durch 
die mit der 33 . ASVG-Novelle 
erfolgte Neuregelung der genannten 
gesetzlichen Bestimmung ausge-
schlossen. Grundsätzlich vertritt 
die VA jedoch weiterhin die 
Auffassuni' daß j~denfalls der 
Anlaßfall ür die Anderung einer 
gesetzlichen Bestimmung durch eine 
Vbergangsbestimmunj von dieser 
Anderung erfaßt wer en sollte 

B-KUVG: Mitversicherung der 2 28 C Die Anregung wird weiterhin 
(schuldlos) geschiedenen Ehegattin; aufrechterhalten 
Haftung für: .Behandlungsbeiträge -
gesetzliche Anderung 

Verbesserung des Bundesgesetzes über 2 21 C Die Anregung wird weiterhin 
die Gewährung von Hilfeleistungen an aufrech terhal ten 
Verbrechensopfer 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR N r. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Leistung nach dem Verbrechens- 8 25, 33, 47 C Im Hinblick auf die an die VA 
opfergesetz nur bei verbrechens- heraqgetragenen Härtefälle wird 
bedingtem Verdienstentgang - eine Anderung der betreffenden 
Verbesserung der Gesetzeslage gesetzlichen Bestimmungen 

weierhin als notwendig erachtet 

Kein Anspruch auf Leistung aus 9 28 B Entsprechende Änderung wird 
der Arbeitslosenversicherung bei von der VA weiterhin 
Nebeneinkommen über der nachdrücklich gefordert 
"Geringfügigkeitsgrenze" -
gesetzliche Anderung 

Einführung von Bestimmungen 
betreffend die Erfüllung der 
Wartezeit durch eine freiwillige 

11 24 B Die Anregung wird aufrechterhalten 

Weiterversicherung in der 
Pensionsversicherung für einen 
länger (als 2 Jahre) zurück-
liegenden Zeitraum 

Einführung von Bestimmungen 11 24 B Die Anregung wird von der VA 
betreffend Beitragserstattunt im aufrechterhalten 
Pensionsversicherungsrecht ei 
Vorliegen bestimmter Voraus-
setzungen 

-.0 
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N Bericht 
0 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Anrechnung von Ersatzzeiten gemäß 11 24 B Die Anregung wird von der VA 
§ 227 Abs. 1 Z. 4 ASVG - aufrechterhalten 
Teilung dieser Ersatzzeiten (bei 
Adoption innerhalb der ersten zwölf 
Kalendermonate nach Entbindung) 
zwischen der leiblichen Mutter und 
der Adoptivmutter 

Gewährung eines Kinderzuschlages 11 25 B Die Anregung wird von der VA 
bei Vorliegen bestimmter Voraus- aufrechterhalten 
setzungen an weibliche Versicherte, 
deren Wohnsitz im Zeitpunkt der 
Geburt nicht im Inland lag 

Schaffung eines einheitlichen 
Bemessungszeitraumes bei Berechnung 
des Wochengeldes, der unabhängig 
von der Art der Entlohnung der 

11 26 B Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Versicherten ist 

Einführung einer Generalklausel zur 11 30 A Im vorliegenden (14.) Bericht ist 
Erfassung von Tatbeständen, die den der Erlaß des Bundesministers für 
derzeit vom Gesetz taxativ aufge- Arbeit und Soziales abgedruckt, 
zählten Begünstigungstatbeständen womit für diese Fälle eine soziale 
hinsichtlich ihres Eingriffes in Rechtsanwendung empfohlen wird 
die Grund- und Freiheitsrechte sowie 
hinsichtlich der sozialversiche-
rungsrechtlichen Auswirkungen 
gleichzuhalten sind. 

III-69 der B
eilagen X

V
III. G

P - B
ericht  - 02 H

auptdokum
ent T

eil 2 (gescanntes O
riginal)

20 von 244

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



Bericht 
an den Reaktion des 

Ann'gung der V:\ ]\'R :'-Je. Seite Bundögesctzgebcrs -\nrnerkung der VA 

Ermöglichung der indirekten Höher- 11 35 C Da die durch die 41. ASVG-Novelle 
versicherung in der Pensionsver- erfolgte Neuregclung der Rück-
sicherung bei Vorliegen von auch forderung von Sozialversicherungs-
nur einem Beschäftigungsverhältnis beiträgen in dem der Anregung zu-
als Ausgleich für die eingeschränkte grundeliegenden Beschwerdefall 
Rückforderungsmöglichkeit des Ver- kein sachgerechtes Ergebnis er-
sicherten bei Entrichtung von möglichte, scheint der VA weiter 
Sozialversicherungsbeiträgen über eine Verlängerun~ des Rückforde-
die Höchstbeitragsgrundlage rungsrechtes auf ünf Jahre bzw. 

die Ermöglichung einer indirekten 
Höherversicherung für die nicht 
rückforderbaren Beiträge er-
forderlich 

Einführung einer Bestimmung im Be- II 49 B Die Anregung wird von der VA 
triebshilfegesetz, die (analog zur aufrechterhalten 
Formalversicherung in den Sozialver-
sicherungsgesetzen) das gerecht-
fertigte Vertrauen der Versicherten 
auf Bestehen einer Beitragspflicht 
nach diesem Gesetz schützt 

Einbeziehung des besonderen 11 57 A Mit der vorliegenden Neuregelung 
Pensionsbeitrages in den vom (49. ASVG-Novelle, können die von der VA.aufgezeig-
öffentlich-rechtlichen Dienst- BGBI. Nr. 294/1990) ten Härtefälle mangels Ubcrgangs-
geber zu leistenden Über- bestimmungen nicht gelöst werden. 
weisungsbetrag - Erstattung des Die VA hat dies auch in einer 
besonderen Pensionsbeitrages in Stellungnahme zum Entwurf der 

N 
den übrigen Fällen 50. ASVG-Nm'elle zum Ausdruck 

gebracht. 
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N Bericht 
N 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Richtlinien für die Gewährunci 11 37, 38 A Der Anregung der VA wurde voll-
des Familienzuschlages nach em (BGBI. Nr. 364/1989) inhaltlich entsprochen 
AlVG - Beseitigl.!!1g sozialer Härten 
bei geringfügiger Uberschreitung 
des Einkommensgrenzbetrages 

Hilfiosenzuschuß; Staffelung der 12 29 C Die Anregung wird von der VA 
Höhe des HZ nach dem Ausmaß aufrechterhalten 
der bei einem Pensionisten be-
stehenden Einschränkungen 

Einführung von Bestimmungen, die 
eine leistungserhöhende Umwandlung 

12 31 B Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

(rückwirkend ab 1.1.1988) in jenen 
Fällen ermöglichen, in denen die 
nunmehr zusätzlichen (als wirksam 
entrichtet geltenden Versicherungs-
monate nach dem GSVG und BSVG) vor 
dem Stichtag der bereits ange-
fallenen Leistung liegen 

Karenzierung von Beamten; Ein- 12 35 C Die Anregung wird von der VA 
führung von (übereinstimmenden) aufrechterhalten 
Bestimmungen im Gehalts- und 
Pensionsrecht der Beamten bzw. 
im Sozialversicherungsrecht zur 
direkten Erfassung dieses Tatbe-
standes 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Anr.echnung der Dienstzeit beim 
1. Osterreichischen Freiwilligen-

12 33 C Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Bataillon als Ersatzzeit in der 
Pensionsversicherunt (Ermöglichung 
der Neufeststellung ereits zuer-
kannter Pensionen über Antrag) 

Einführung von (auf das Alter von 12 38 C Die Anregung wird von der VA 
Versichertel'.l: abstellenden) rück-
wirkenden Ubergangsbestimmungen 
bezüglich Wegfall der Wirksamkeit 
von Befreiungserklärungen in der 

aufrechterhalten 

Pensionsversicherung nach dem BSVG 
(ab 1.1.1988) 

Ausgleichszulage; Anwendung des 
Familienrichtsatzes auch für 

12 43 B Die Anregung wird von der VA 
aufrechterhalten 

Fälle, in denen die Aufhebung des 
gemeinsamen Haushaltes nicht auf 
einer willkürlichen Disposition des 
Pensionisten beruht 

Versehrtenrenten; Trennung der in- 12 45 C Die Anregung wird von der VA 
haltlichen Abhängigkeit d!:s T atbe- aufrechterhalten 
standes der wesentlichen Anderung 
(als Voraussetzung für eine Neu-
feststellung) von der mit dieser 
Feststellung verbundenen Rechtsfolge 

N 
V.l 
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N 
-l>-

Anregung der VA 

Vereinheitlichung der Ausweisdo­
dokumente für behinderte Menschen 
- Ausstellung eines einheitlichen 
Behindertenausweises für Schwer­
behinderte 

Lockerung des strengen Antrags­
prinzips bei Hinterbliebenen­
leistungen sowie nicht auf medi­
zinischen Feststellungen beruhen­
den Zuschüssen 

Wahlmöglichkeit für GSVG-Ver­
sicherte, anstelle von Geld­
leistungen auch Sachleistungen 
in Anspruch zu nehmen 

Erweiterung der Bestimmungen des 
Insolvenzentgeltsicherungsgesetzes 
für den Fall des § 23 Abs. 2 AngG 
(Entfall der Abfertigung bei 
schlechter wirtschaftlicher Lage 
des Unternehmens) 

Rückwirkende Zuerkennung von 
Leistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Bericht 
an den 

NRNr. 

12 

13 

13 

13 

14 

Seite 

46 

3S, S4 

40 

42 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

A 
(Bundesbehinder­

tengesetz - BGBI. 
Nr. 283/1990) 

Anmerkung der VA 

Damit wurde der Anregung der 
VA entsprochen 
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N 
VI 

Anregung der VA 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

Berücksichtigung der Mehrfach- 14 
belastung von Frauen im Erwerbs-
leben (unzureichende Rechtslage im 
Bereich Kinderzuschlag) 

Beseitigung von Härten im Bereich 
der Hinterbliebenenleistungen an 
geschiedene Ehepartner 

10 
14 

Seite 

45 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 
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N Bericht CJ". 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr 

Abschaffung bzw. KlarsteIlung der 4 49 C Die VA hält die Anregung 
doppelten Rundfunk- und Fernseh- 5 59 aufrecht 
gebühr für Zweitwohnungsbesitzer 

Gesetzliche Beschränkung der 4 49 B Die Anregung bleibt aufrecht 
Höchstzahl von in Schulbussen 
beförderten Personen 

Eisenbahnenteignungsgesetz : 4 50, 59 A Die Anregung bleibt aufrecht; 
Normierung eines Rücküber- (BGBI. Nr. 135/1989) die gesetzliche Maßnahme be-
eignungs anspruches bei Wegfall trifft nur Hochleistungsstrecken 
des öffentlichen Zweckes, für 
den enteignet wurde 

KFG- Novelle: Nachträgliche 
Sanktionierung einer rechts-

6 76 C Die Anregung bleibt aufrecht 

widrigen Verwaltungspraxis; 
zukünfti~e Yermeidung durch 
gesetzlic e Ubergangsbestimmungen 

Beseitigung der Strafsanktion nach 7 60 B Eine Beseitigung dieser 
§ 99 Abs. 6 lit. a StVO, wenn 9 49 Strafsanktion wäre angebracht 
Personenschaden (Körperverletzung) 
ausschließlich beim Unfallverur-
sacher vorliegt 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der \":\ I\R Ne. Seite Bundesgesctzgehe ["S Anillerkung der \":\ 

Entzug der Lenkerberechtigung nach 8 48, 56, 58 C Trotz der bestehenden Gegensätze 
Haftentlassung - resozialisierungs- (Verkehrszuverlässigkeit -
freundliche Gesetzesänderung Resozialisierung) sollte 

die Lösung der gegenständlichen 
Problematik versucht werden 

Verwaltungsverfahren, Kostentragung 8 C Diese Anregung wird auch im Hin-
gemäß § 74 A VG - Ersatz bei 10 76 blick auf das Erkenntnis des 
unbegründeten Verfahren Verfassungsgerichtshofes, 

Zl. G 231/85, vom 16.3.1987 auf-
rechterhalten 

Mangelnder Schadenersatzanspruch 9 60 C Im Hinblick auf das diesbe-
trotZ nachweisbaren Verschuldens 12 88 zügliche Beschwerdeaufkommen 
der Post bei bescheinigten und wird die Forderung aufrecht 
nicht bescheinigten Postsendungen erhalten 
gesetzliche Maßnahme 

Ablehnung eines Schadenersatz- 10 84 ff C Anregung der VA bleibt 
~.nspruches gegen die Republik au frecht 
Osterreich, Post- und Tele-
graphenverwaltung (Ergänzung 
und Novellierung des Tele-
graphenwegegesetzes 1929) 

Aufhebung der Vorschreibung 10 87 ff C Anregung der VA bleibt aufrecht 
doppelter Herste.\lungsgebühren 
durch die Post (Anderung der 

N 
Fernmeldegebührenordnung) 

'.J 
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N Bericht 
00 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Säumigkeit bei der Abfertigung 10 94 ff C Anregung der VA bleibt aufrecht 
einer Sendung durch das 
Verzoll':l.ngspostamt - Schaden-
ersatz (Anderung der gesetzlichen 
Bestimmung) 

Ausdehnung des § 24 Abs. 3 lit. t 
StVO auf Autobusse 

11 23 C Anregung der VA bleibt aufrecht 

Aufhebung der doppelten Rundfunk- 11 21 C Anregung der VA bleibt aufrecht 
. und Fernsehgebühr für ~~eitwoh-
nungsbesitzer; allenfalls Anderung 
der Bestimmungen über Zusatz-
bewilligungen 

Neuregelung der Paketzustellgebühr 11 74 B Anregung der VA bleibt aufrecht 

Befreiung von der Rundfunk- und 11 64 A Durch die Änderung der Verwal-
Telefongrundgebühr - Neuregelung (BGBI. Nr. 149/1989) tungspraxis, die von der VA 
des Begriffes "Mittellosigkeit" angeregt wurde, konnten weitere 
(zB Nichtanrechnung fiktiver Ein- Härtefälle vermieden werden 
künfte) 

Möglichkeit der Finanzierung von 
Lärmschutzmaßnahmen bei bestehenden 

11 64 B Anregung der VA bleibt aufrecht 

Anlagen der ÖBB 
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N 
'-.D 

~\nregung der VA 

KlarsteIlung des Vorranges bei 
Einmündung von Wohnstraßen in 
Kreuzungen mit Lichtsignalanlage 

Bcncl1t 
~n den 

NR Nr. 

13 

Seite 

78 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers Anmerkung der \'.\ 
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<,.,J 
Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Umwelt, 
Jugend und Familie 

Vereinheitlichung der 8 61 A Den Anregungen der VA wurde 
Verjährungsfristen im 12 100 (BGBI. Nr. 479/1985; vollinhaltlich entsprochen 
Familienlastenausgleichsgesetz 13 85 BGBI. Nr.733/1988, 

BGBI. Nr. 367/1991) 

Familienlastenausgleichsgesetz - 8 62 f A Durch die Vereinheitlichung der 
Anwendung des AVG anstelle BAO; (BGBI. Nr. 367/1991) Verjährungsfristen wurden gesetz-
dadurch verfahrensrechtlich liche Härten beseitigt 
bedingte Härten (Behebung 
unrichtiger Bescheide nach 
Jahresfrist nicht möglich) 

Hilfeleistung an in Not 9 63 A Familienhärteausgleich 
geratene Familien - gesetzliche 10 97 (BGBI Nr. 604/1987) gesetzlich verankert 
Lösungsmöglichkeiten 
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VJ 
...... 

Anregung der VA 

Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten 

Umsatzsteuerliche Belastung bei 
Warenkäufen durch Bedienstete 
österreichischer Vertretungs­
behörden im Ausland 

Vereinfachung der 
Beglaubigungsverfahren bei 
Einladung sowjetischer 
Staatsbürger 

Bericht 
an den 

NR Nr. 

9 
10 
11 

11 

Seite 

70 
105 

101 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 

Weiterverfolgung der Anregung 
erfolgt unter Berücksichtigung 
des Umstandes, daß die Sowjet­
union mit Wir,kung vom 14.4.1989 
dem Wiener Ubereinkommen über 
konsularische Beziehungen bei­
getreten ist 
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....., 
Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Finanzen 

Wegfall der Antragspflichtfür 
Billigkeitsmaßnahmen 

4 119 C 

Gleichstellung von Prämienlei- 5 157 A 
stungen für ausländische frei- 10 183 (BGBI. Nr. 587/1983) Da die Gesetzesänderung lediglich 
willige Weiterversicherung mit die Pflichtversicherung betrifft, 
solchen für inländische Ver- hält die VA an ihrer bisherigen 
sicherungen im Einkommensteuer- Anregung fest 
recht 

Begünstigter Steuersatz für 
medizinisch notwendige Lebens-

5 157 C Ungeachtet der Stellungnahme des 
Bundesministers für Finanzen, daß 

behelfe die Begünstigung auf sozialrecht-
lichem Gebiet erreicht werden 
sollte, hält die VA an ihren 
Anregungen fest 

Legislative Maßnahmen im 5 165 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
Zusammenhang mit der Haftung für 13 163 f fe~t, insbesondere an~esichts der 
Steuerschulden des KFZ-Vorbesitzers WIederholt auftreten en Härten 

Beseitigung von Härtefällen beim 6 165 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Vollzug des Umsatzsteuergesetzes wegen der faktischen Gleich-
Zusammenhang mit Einsatzfahrzeugen stellung von Einsatzfahrzeugen 
der Freiwilligen Feuerwehr mit Luxusgütern fest 

N . 
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Bericht 
VI an den Reaktion des 
~ g. Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 
~ . 

~ 
Gebührenermäßigungsmöglichkeit bei ~ 7 129 C 
besonders berücksichtigungswürdigen 
Umständen 

Anspruch auf Berichtigung offenbar 
unrichtiger Bescheide der Abgaben- fest 

7 133 C Die VA hält an ihrer Anregung 

behörde 

Verlängerung der einjährigen Frist 
für dienstaufsichtsbehördliche 

8 123 B 

Aufhebung rechtswidriger Bescheide 

KFZ-Steuer; zeitgemäße Form der 
Einhebung 

9 133 B Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

Bessere Durchschaubarkeit der vom 9 135 C Die VA hält an ihrer Anregung 
BMF ~enehmigten Allgemeinen fest 
Versic erungsbedingungen 

Gleichbehandlung von Schutzräumen 10 183 C Die VA hält im Hinblick auf die 
hs. der steuerlichen Begünstigung Erfordernisse ziviler Landes-
(baulich vom Eigenheim getrennte verteidigung an ihrer Anregung 
Schutzräume werden nicht begünstigt) fest 

Klare Erkennbarkeit der Gebühren- 10 185 C Die VA hält an ihrer Anregung 
pflicht bei der Einbringung fest 

Gebühren - Ausgewogenheit von 10 186 C 
\.;) 

Leistung und Gegenleistung 
\.;) 
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VJ Bericht 
~ 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Einziehung einer Obergr~!1ze für 10 186 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Manipulationsgebühr - Anderung fest 
der Allg. Vers. Bed. für die 
Krankenversicherung 

Kein Ausschluß der Versicherungs- 10 186 C Die VA hält an ihrer Anregung 
leistung für Kosten eines Straf- fest 
verfahrens wegen eines Vorsatz-
deliktes bei Einstellung des yer-
fahrens oder Freispruch - Anderung 
der Allg. Vers. Bed. für die 
Rechtsschutzversicherung 

Befreiung von Auskunftsbegehren 
nach dem Auskunftspflichtgesetz 

11 196 C 

von der Eingabengebühr 

Anpassung der Gebührenerhöhung 
nach § 9 Abs. 1 Gebührengesetz 

11 197 C Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

an ein schuldhaftes Verhalten 
und Festsetzung eines Höchstbe-
trages (ähnlich § 185 Abs. 1 
lit. a Finanzstrafgesetz) 

Umsatzsteuer - Gleichstellung 11 202 C Die VA hält an ihrer Anregung 
von kartographischen Erzeugnissen fest 
für Blinde (auch in Reliefform) mit 
den gedruckten kartographischen 
Erzeugnissen 
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VJ 
V1 

Anregung der VA 

Kraftfahrzeugsteuer - Im § 2 Abs. 3 
Anfügen eines Satzes mit folgendem 
Wortlaut: "Diese Befreiung tritt 
mit Beginn des Monats der Doppel­
zulassung ein." 

Einkommensteuergesetz 1988 -
Im § 107 Abs. 8 Ziff. 2 eine 
Regelung, die das Heranziehen des 
Einkommens des Antrags- bzw. 
Hauptmietzinserhähungsjahres 
vorsieht 

Einbeziehung der Post- und 
Telegraphenanstalt in den 
Unternehmerbereich 

Bericht 
an den 

NRNr. 

11 

11 

14 

Seite 

202 

202 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

c 

c 

Anmerkung der VA 

Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 
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...., 
Bericht 0-
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Bauten 
und Technik (nunmehr Bundes-
minister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten) 

Ungenügende Berücksichtigung der 31 B Anregung bleibt aufrecht 
Wertsteigerung von Genossen-
schaftswohnungen bei späterer 
Veräußerung 

Abgeltung des Wiederbe- 4 66 f, 72 tw.A Anregung bleibt aufrecht, soweit 
schaffungswertes bei C sie nicht durch BGBl. Nr. 63/1985 
GrundinanEruchnahme für berücksichtigt wurde 
Bundesstra enzwecke 

Entschädigungsmöglichkeit für kausal 7 92 tw.A Soweit nicht durch die 
bedingte Folgeerscheinungen von 11 11lf Novelle BGBl. Nr. 165/1986 
Bundesstraßenbauten berücksichtigt, bleibt 

Anregung aufrecht 

Bewilligungspflicht von Straßen- 13 97 f B Anregung bleibt aufrecht 
bau projekten bei Beeinträchtigung 14 
des Grundwasserhaushaltes 

Behandlung von Rückübereignungs-
ansprüchen nach § 20a Bundes-

12 111 f 

straßengesetz in Verbindung mit 
§ 18 Abs. 1 
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\,;) 

'-J 

Anregung der VA 

§§ 15 ff LieGTG; 
RechtSSchutzdefizit 

Bericht 
an den 

NR Nr. Seite 

9 74,80ff 
10 113 
11 109 
12 112ff 
14 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

Anmerkung der VA 

Anregung bleibt aufrecht 
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...., 
Bericht 00 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft 

Unzureichende Regelung des 4 73f B Anregung bleibt aufrecht 
Wahlverfahrens in Wasser- 7 94 (teilweise durch WRG-Novelle 1990 
genossenschaften und behoben) 
Wasserverbänden 

Unzureichende Absicherung der 7 111 A WRG-Novelle 1990 
Stellung des Fischereiberechtigten 9 91 (BGBI. Nr. 25211990) §15Abs.1 
imWRG 

Kritik an den gesetzlichen 10 129 f B Anregung bleibt aufrecht 
Bestimmungen auf dem Gebiet 11 124 
der Bodenreform und der 12 128 f 
Organisation der Agrarsenate 13 116 f 

Änderung der Bestimmungen über 11 128 A WRG-Novelle 1990 
das öffentliche Wassergut 12 130 (BGBI. Nr. 25211990) §4 
(§ 4 WRG) 

Neufassung des § 33 WRG 11 131 A WRG-Novelle 1990 
(BGBI. Nr. 25211990) §33 und §21a 

Neuregelung der wasserwirt- 11 129 B Anregung der VA durch WRG-
schaftlichen Selbstverwaltung Novelle 1990, § 73 Abs. 1 
Aufgabenerweiterung BGBI. Nr. 25211990, teilweise 

berücksichtigt 
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\;) 

'-0 

Anregung der VA 

Kompetenzerweiterung für das 

wasserwirtschaftliche 
Planungsorgan 

Negativwirkung von Summations-
effekten (§ 105 WRG) 

Berücksichtigung ökolotscher 
Gesichtspunkte im Bun esforste-
gesetz 

Präzisierung der Zielvorgaben 
für die Berücksicht~ung einer 
ökologischen Grun ausstattung 
in Zusammenlegungsverfahren 

Bewilligungspflicht für Anlagen 
für Kunstschnee-Erzeugung 
(§ 32 WRG) 

Bericht 
an den 

NRNr. 

11 

11 

11 

13 

13 

Reaktion des 
Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

131 B Anregung der VA durch 
WRG-Novelle 
§ 55, BGBI. Nr. 252/1990, teil-
weise berücksichtigt 

131 A WRG-Novelle 1990 
(BGBI. Nr. 25211990) § 105, BGBI. Nr. 25211990 

131 B Entwurf einer ÖBFG-Novelle 1987 
- noch nicht in Kraft 

113 f C Anregung bleibt aufrecht 

119 f C Anregung bleibt aufrecht 
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~ Bericht 0 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung 

Beschleunigung der Erlassung 5 143 C Anregung bleibt aufrecht 
von Studienplänen 

Berufung von ordentlichen 5 144, 152 C Anregung bleibt aufrecht 
Universitätsprofessoren - 12 197 
Berufungszusagen ; KlarsteIlung 

Führung von im Ausland 
verliehenen Berufstiteln -

11 184 B Anregung wäre im Bundeskanzler-
amt weiterzuverfolgen 

analoge Regelung zu § 39 AHStG 

Erleichterung eines Fächertausches 12 198 C Anregung bleibt aufrecht 
nach § 9 Abs. 1 des Bundesgesetzes 
über technische Studienrichtungen 

Nic~.tanrechnung von Vordienstzeiten 11 188 A 39. VBG-Novelle - § 35 Abs. 5, 
bei Ubernahme vom Landes- in den BGB\. Nr. 289/1988 
Bundesdienst (Abfertigung bei Kün-
digung) 

Benützuni.seinschränkung der 13 147 f c Anregung bleibt aufrecht 
Autoren urch die Bibliotheks-
ordnung der Universitäten 
(Widerspruch zum Urheberrechts-
gesetz) 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA N R N r. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten 

Maßnahmen für die Verkürzung der 5 180 C Die Wirksamkeit der legistischen 
Verfahrensdauer Maßnahmen in der Gewerberechts-

Novelle 1988 zur Verkürzung der 
Verfahrensdauer im Betriebsan-
lageverfahren wird von der VA 
beobachtet 

9berhrüf~ng von Betriebsanlagen 7 149 A 
1ll an änglgen Verfahren. Erlaß an (Gewerberechtsno-
Unterbehörden hinsichtlich velle 1988) 
Bescheidausfertigung und 
einschlägiger Unterlagen 

Konsenslose/konsenslos erweiterte 8 140 A,C Die VA hält bezüglich der kon-
Betriebsanlagen, dienstaufsichts- (Gewerberech tsno- sens los erweiterten Betriebs-
behördliche Maßnahmen velle 1988) anlagen an ihrer Anregung fest 

Stromanschlußkosten, Elektrizi- 8 141 f B Die VA hält an ihrer Anregung 
tätsversortungsunternehmen: fest 
a) Verrec nung, Rückerstattung 
b) Abgrenzung "vorgelagertes 

Leitungsnetz" zu "Hausanschluß" 

Erweiterung der Parteistellung 10 200 C Die VA hält an ihrer Anregung 
der Nachbarn im Feststellungs- fest 

~ 
verfahren gern. § 358 GewO 1973 
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~ Bericht N 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NRNr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Erweiterung des Berufungsrechtes 11 223 
der Gemeinde im § 242 Abs. 1 

B Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

GewO gegen einen Bescheid, mit dem 
die Bewilligunft für eine weitere 
Betriebsstätte ür das Bestatter-
gewerbe erteilt wurde 

Gewerberechtsnovelle 1988: 

Neuregelung des Verfahrens 13 180 f Die Neuregelung zeigt sich als 
zur Vorverlegung der Sperr- kaum vollzieh bar 
stunde durch Gemeinde gem. 
§ 198 Abs. 5 GewO 

Wegfall der Genehmigungspflicht 13 180 Aufsichtsbehördliche Maßnahmen 
bei einem Austausch von gleich zur Gewährleistung einer bundes-
artigen Maschinen oder Geräten einheitlichen Vollziehung 
gem. § 81 Abs. 2 Z. 5 GewO 

Neugeschaffener Verfahrenstyp 13 180 Aufsichtsbehördliche Maßnahmen 
des § 359b GewO zur Gewährleistung einer bundes-

einheitlichen Vollzieh ung 

Handelskammergesetz - 13 184 f 
Handelskammerwahlordn ung: 
Widerspruch zur Anzahl der 
Mitglieder einzelner Gremien 
und der Anzahl der zu be-
setzenden Mandate 
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~ 
<.;J 

Anregung der VA 

Versuchsbetrieb gern. § 354 GewO 

Bericht 
an den 

NRNr. 

14 

Zwingende Komplettverlautbarung 14 
des Betriebsanlagenbescheides 

Gleichbehandlung der Körperschaften 14 
des öffentlichen Rechts mit Vereinen 
bei gesetzlicher Vermutung einer 
gewerblichen Tätigkeit im Sinne 
des § 1 Abs. 6 GewO 

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Aufsichtsbehördliche Maßnahmen 
zur Gewährleistung einer bundes­
einheitlichen Vollziehung 
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~ Bericht 
~ 

an den Reaktion des 
Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Inneres 

Legislative Maßnahmen im Zusammen- 5 196 C 
hang mit der Verhängung eines Auf- 6 185 
enthaltsverbotes über Staatenlose 

Staatsbürgerschaftsrecht; 7 161 C Die VA hält an ihrer Anregung 
Verleihungsmöglichkeiten nach fest 
unverschuldetem Verlust 

Novelle zum Staatsbürgerschafts- 8 156 f C Die VA hält an ihrer Anregung 
gesetz, Sondererwerbstatbestand 161 f fest 

10 224 

Ungleichbehandlung von Zivil- und 9 176 B 
Präsenzdienern hinsichtlich der 
Wehrpflicht bei Untauglichkeit 

Kostenersatz für Benützung 12 25lf A BGBI. Nr. 45211990 (BG über die 
des Flüchtlingslagers Bundesbetreung für Asylwerber) 

Neuregelung des Fundwesens 12 252 f B 
(Behandlun~ von nicht gewahr- 13 200 
samsfrei au gefundenen Sachen) 

Untersagung der Namensführung 
durch schuldlos geschiedenen 
Ehegatten - fehlende Befristung 

13 200 
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Bericht 
an den Reaktion des 

Anregung der VA NR Nr. Seite Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Bundesminister für Justiz 

Information der Kindesmutter in 6 190 A 
Pflegschaftsverfahren 10 243 (Kindschaftsrecht- Die VA wird die Judikatur weiter 

ÄnderunJsg~setz - beobachten 
Kin RAG, 

BGBI. Nr. 16211989) 

Verteilung gerichtlich sicherge- 8 173 C Die VA hält an ihrer Anregung 
stellter Beträge an Privatbetei- wegen Härte im jeweiligen 
ligte - gesetzliche Regelung, ver- Einzelfall fest 
vereinfachtes Ausfolgungsverfahren 

Anspruchsvoraussetzungen für Ent- 9 195 A BVG über den Schutz der persän-
schädigung für Untersuchungshaft - lichen Freiheit, BGBI. Nr. 684/1988 
gesetzliche Anderung zur Vermeidung (in Kraft mit 1.1.1991) 
von Härten 

Exekutionsvollzug beim Nichtver- 9 189 B Die VA hält an ihrer Anregung 
pflichteten 10 248 (Gesamtreform der fest 

11 253 Exekutionsordnung) 
12 276 f 
14 

Grundbuchseintragungsgebühr - 12 282 A (Erlaß vom 21.6.1989 
nicht bundeseinheitliche Praxis 14 JM2 18021/25-17/89) 

Gerichtliches Kopierwesen - 12 280 B 
überhöhte Kosten für Parteien 14 

-l>-
\JI 
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~ 
0--

Anregung der VA 

Strafvollzug - Zensurstempel 
auf Beschwerdeanbringen an die 
VA 

Belehrungs- und Auskunftspflicht 
bei gerichtlichen Amtstagen 

Bericht 
an den 

NRNr. 

13 
14 

14 

Seite 

222 f 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

Anmerkung der VA 

Die VA regt die Erweiterung der 
im § 54 Abs. 4 GeO normierten 
Belehrungspflicht an 
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~ 
'-J 

Anregung der VA 

Bundesminister 
für Landesverteidigung 

Gesundheitsgefährdung von Anrainern 
durch Flugbetrieb ; Entschädigung 

Anrechnung von Zeiten militärischer 
Ubungen bei Vertragsärzten auf 
deren jährliches Urlaubsausmaß 
(Entschädigung der Krankenver­
sicherungsträger ) 

Einstellung des Fahrtkosten­
zuschusses gern. § 20b Abs. 6 
Z. 1 Gehaltsgesetz 1956; An­
spruchsverlust für einen ganzen 
Monat bei tageweisem Wegfall 
der Voraussetzungen 

Einberufung zum Mob-Verband 
auch für Berufssoldaten 

Bericht 
an den 

NRNr. 

5 

10 

13 

13 

Seite 

216 

264 

245 

246 

Reaktion des 
Bundesgesetzgebers 

B 

c 

Anmerkung der VA 

Die VA hält an ihrer Anregung 
fest 

Die VA hält eine Änderung der 
geltenden Norm im Sinne gerech­
ten Vorgehens für unabdingbar 

Änderung des § 1 Abs. 3 Wehr­
gesetz, um die Einberufung von 
Berufssoldaten zum Zwecke der 
Angleichung von Berufs- und 
Milizsoldaten in disziplinärer 
u.nd besold~ngsrechtlicher Hin­
sicht herbeizuführen 
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~ 
<Xl 

'" . 

Anregung der VA 

Ausschluß der Haftung von als Kraft­
fahrer eingesetzten Grundwehrdienern 
für im Zuge von Verkehrsunfällen 
leicht fahrlässig verursachte 
Schäden 

Unterschiedliche Gewährung der 
Pflegedienstzulage für Sani­
tätspersonal 

Bericht 
an den 

NRNr. 

14 

14 

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 

Im Gegensatz zu Beamten bz Be­
diensteten des Bundes werden 
Grundwehrdiener nur aufgrund 
einer gesetzlichen Verpflichtung 
vorübergehend zu Bundesorganen, 
ohne eine dem Schadensrisiko an­
gemessene Besoldung zu erhalten 

einigen Dienstnehmern lediglich 
aus formalen Gründen eine Pflege­
dienstzulage gebührt, in deren Ge­
nuß bei gleicher dienstlicher 
Tätigkeit die Mehrheit der Bedien­
steten nicht kommt, wäre eine ge­
nerelle Neuregelung erforderlich 
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Beriehl 

" :In den RC:lktinn dn 
:\nrcgLJ ng der \'.~ ~R ]\;r <'eile BLJndc'ge'elzgeber, Anmerkung der \',\ 

Bundesminister für Unterricht, 
Kunst und Sport 

Anwendung des SCHUG auf das 5 129 B Anregung bleibt aufrecht 
Gymnasium für Berufstätige 7 115 

Entfall des Notendurchschnittes als 9 
Stipendienvoraussetzung für schwer 

112 f B Anregung bleibt aufrecht 

behinderte Kinder - Erweiterung des 
benachteiligten Personenkreises im 
Sch ülerbeihilfengesetz 

Schulbeihilfe auch bei Schulbesuch 10 160 B Anregung bleibt aufrecht 
im Ausland, wenn eine 
gleichartige Ausbildung im 
Inland nicht angeboten wird 

Regelung der Einrichtung eines 
"Fachberaters für den Ungarisch-

11 170 B Anregung bleibt aufrecht 

Unterricht" für alle Schultypen 

Nichtzuerkennung einer ruhegenuß- 14 
fähigen Dienstzulage trotz V or-
liegens der zeitlichen Voraus-
setzungen bei Ruhestandsversetzung 
wegen plötzlich eingetretener 
schwerer Krankheit 

~ 
'-D 
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\J1 
o 

Anregung der VA 

Bericht 
an den 

NRNr. 

Konsumierung eines offenen Urlaubs- 14 
anspruches bei Ruhestandsversetzung 
infolge organisatorischer Maßnahmen 
(§ 20 Abs. 2 Iit. b BuThPensGes) 

Seite 
Reaktion des 

Bundesgesetzgebers Anmerkung der VA 
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Gesamtanfall 

Bundeskanzleramt (Allgemeines und Bereich Dienstrecht) . ..... .. . .... . 
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten ... . ...... . ....... .. . 
~undesministerfür wirtschaf~liche Angelegenheiten ... ...... . . . ... .. .. . . 
(Im Umfang des Ressortbereiches des früheren Bundesministers für Bauten 
und Technik) 
Bundesministerfür Umwelt, Jugend und Familie ........ . ... . .... . ... . 
Bundesminister für Finanzen ........ . . . ........ .... .. .. . . . ... ... . 
Bundesminister für Gesundheit und öffentlicher Dienst .... . ..... ... .. . 
(Bereich Gesundheit) 
Bundesminister für wirtSchaftliche Angelegenheiten . . ..... . . ... .. . . .. . 
(im Umfang des Ressortbereiches des früheren Bundesministers für 
Handel, Gewerbe und Industrie) 
Bundesminister für Inneres ........ . ....... ... . . .... . .... . .. . .. .. . 
Bundesminister für Justiz .. .. .. ... ... ... .. . ..... .. . . . . ... . . . .... . 
Bundesminister fü r Landesverteidigung .......... . . . .... .. .... . .... . 
Bundesminister für Land- und ForstwirtSchaft ... ...... .. .. . . ..... . .. . 
Bundesministerfür Arbeit und Soziales .. ... . .. .. ..... . ....... . . ... . 
Bundesminister für U nterricht, Kunst und Sport .................. ... . 
Bundesminister für öffentliche WirtSchaft und Verkehr ... ... ... . . . ... . 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung .. .......... .. ....... . 
An die VA HR Mag. Evelyn Messner herangetragene sonstige Anliegen .. . 
An den VA Dr. Herbert Kohlmaier herangetragene sonstige Anliegen ... . 
An den VA Horst Schender herangetragene sonstige Anliegen . ... ... ... . 

11 
26 
78 

40 
414 

30 

258 

281 
772 

84 
196 
905 

75 
389 
36 

209 
170 
66 ---

Gesamtanfall aus dem Bereich der Bundesverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . .. 4 040 

Verwaltung des Landes Burgenland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 132 
Verwaltung des Landes Kärnten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 136 
Verwaltung des Landes Niederösterreich . ... ... ........ . ........... 435 
Verwaltung des Landes Oberösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 237 
Verwaltung des Landes Salzburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 95 
Verwaltung des Landes Steiermark. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 245 
Verwaltung des Landes Wien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 355 

Gesamtanfall aus dem Bereich der Landesverwaltung . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1 635 

Gesamtsumme. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5 675 
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Wohnsitz des Beschwerdeführer 

Burgenland ....... .. .. . ......... .. . .. . . ............. . ......... 297 
Kärnten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 413 
Niederösterreich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1 181 
Oberösterreich ............ .. .. . ... . .. . .... .. ............ ...... 835 
Salzburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 300 
Steiermark. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 755 
Tirol.. . . . . . . . . . . . ... . . . . . . . . .. . . .. .. . . . . . . . . . . . ... . . . . . .. ... . 270 
Vorarlberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 150 
Wien ......................................................... 1 303 
Ausland. . . .. . .. . . . . . . . . . . .. . . . .. . . .. ... . . . . .. .. . . .. . .. . .. . ... 60 
Anonyme Eingaben. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12 
Amtswegig. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 99 

5675 
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Aufgabenbereich der Volks anwältin 
Hofrat Mag. Evelyn Messner: 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes fallen (Allgemeines 
und Bereich Dienstrecht - BKA) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 3 - BKA/90 Mikrozensus-Erhebungen des Österreichischen Statistischen 

4 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Zentral amtes - Mitwirkungspflicht des Befragten -
Aufklärung durch Auskunft 

Mikrozensus-Erhebungen des Österreichischen Statistischen 
Zentral amtes - Mitwirkungspflicht des Befragten -
Beschwerde nicht berechtigt 

Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission beim 
Bundeskanzleramt - Verfahrensverzögerungen - Be­
schwerde berechtigt 

Veröffentlichung eines zeitgeschichtlichen Dokumentes 
unter Namensanführung (Bundeskanzleramt/Bundespresse­
dienst) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Erhebungen des Österreichischen Statistischen Zentralamtes 
- Mängel bei der Vorgangsweise - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Neubemessung einer pauschalierten Mehrleistungszulage -
Ablehnung (Bundeskanzleramt) - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Ergänzung auf die vollen Bezüge bei weiblichen Vertragsbe­
diensteten während der Schutzfrist - Auslegung der 
einschlägigen Bestimmungen des Vertragsbedienstetengeset­
zes 1948 - kein Mißstand 

Mikrozensus-Erhebung des Österreichischen Statistischen 
Zentral amtes - fortgesetzte Befragungen - Aufklärung 
durch Auskunft 

Eignungsprüfung - kein Schriftverkehr über Begründung 
und Auswertung des Testergebnisses (Verwaltungsakademie 
des Bundes) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

13 

14 

54 

Gegenstand 

Verbesserung der Beförderungsrichtlinien für Beamte der 
Verwendungsgruppe B .- k~ine Auswirkun~ auf die Beamten 
des Ruhestandes - kem MIßstand (gesetzliche Härte) 

Vereinheitlichung der Rechtsmittelfristen - Anregung des 
Landesvolksanwaltes von V orarlberg 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Gesundheit 
öffentlicher Dienst fallen (Bereich Gesundheit - GU): 

den 
und 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - GU/90 

2 

3 
4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

Nichtanerkennung einer Gesundheitsschädigung als Impf­
schaden nach dem Impfschadengesetz - Aufklärung durch 
Auskunft 

Gesundheitsgefährdung durch Wasser aus Hausbrunnen -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anstellung als Soziologin - Ablehnung - VA unzuständig 

Anerkennung einer im Ausland erworbenen Urkunde über 
eine Ausbildung als Kinderkranken- und Säuglingsschwester 
- Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Finanzielle Hilfe aus Landesmitteln nach Pullorumbefall -
Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung der Gewährung eines Pensionszuschusses durch 
die Pharmazeutische Gehaltskasse - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Schadenersatz nach behaupteter zahnärztlicher 
Fehlbehandlung - VA unzuständig 
Nichtbeantwortung eines Beschwerdeschreibens - Be­
schwerde berechtigt 

Antrag auf Bewilligung zur Haltung einer ärztlichen 
Hausapotheke - Verfahrensverzägerung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Antrag auf Nostrifizierung des Diploms als Krankenschwe­
ster - Beschwerde teilweise berechtigt 

Anspruch auf Studienbeihilfe - Ablehnung mangels sozialer 
Bedürftigkeit - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verdacht auf medizinische Fehlbehandlung - VA unzustän­
dig 
Strahlenschutzüberprüfungen - Kostenvorschreibung durch 
Bezirkshauptmannschaft Reutte - Beschwerdegrund beho­
ben 

Anerkennung einer Gesundheitsschädigung als Impfschaden 
nach dem Impfschadengesetz - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Ärzte-Ausbildungsordnung - Umfang der im Rahmen der 
praktischen Ausbildung zum Facharzt für Urologie im 
Hauptfach zu vermittelnden Kenntnisse - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

29 

30 

31 

56 

Gegenstand 

Umweltgefährdung durch Schädlingsbekämpfungsmittel -
Aufklärung durch Auskunft 

Gesundheitsschädigung nach Kontrastmittelschock - Auf­
klärung durch Auskunft 

Probene~ltnahmen nac~ dem Lebensmittelgesetz - Vor­
gangswelse der AufsIchtsorgane - Aufklärung durch 
Auskunft 

Bewe~bung .um . Bestellung zum Fleischuntersuchungstierarzt 
- kem subjektiver Anspruch auf Ausübung des Bestellungs­
rechts durch die Behörde - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Verdacht auf Verletzung der Vorschriften über Tierkörper­
beseitigung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Gleichachtung einer in Belgien abgeschlossenen Ausbildung 
in der Diplom-Krankenpflege mit der einer österreichischen 
Diplom-Krankenschwester - Beschwerdegrund behoben 

Gesundheitsschädigung durch Erykonzentrate (Bluttransfu­
sion) - Schadenersatz - VA unzuständig 

Anspruch auf Beschädigtenrente und Pflegezulage gemäß 
Impfschadengesetz - Bemessung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Sperre eines Bienenstandes gemäß Bienenseuchengesetz -
keine Aufhebung trotz Erlöschens der Seuche - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Anspruch auf Taschengeld gemäß Tuberkulosegesetz 1968 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Verfahren betreffend Konzessionserteilung für Neuerrich­
tung und Betrieb einer öffentlichen Apotheke - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Bestrafung wegen Übertretung nach dem Lebensmittelgesetz 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Tierärztegesetz - Begriff des Militärtierarztes - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Antrag auf Anerkennung zum praktischen Arzt 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Anregung der Zulassung von Heilpraktikern - VA 
unzuständig 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
fallen (SV): 

in den 
Soziales 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - SV /90 Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 

2 Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Operation im Ausland - zu geringe Kostenrückerstattung 
(Vorarlberger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Anrechnung fiktiver Einkünfte aus verkaufter Landwirtschaft 
(PV A-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Hereinbring~ng von Be.itr~gsrückstän.den in unzulässigem 
Ausmaß (Nlederästerrelchlsche Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Ausgleichszulage nach Neufestsetzung der 
ästerreichischen Teilleistung im zwischenstaatlichen Pen-
sionsverfahren mit Kanada (PVA-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Vorgangsweise bei Pensionspfändung (PVA-An­
gestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anspruch auf KOVG-Beschädigtenrente - lange Verfah­
rensdauer - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

58 

Gegenstand 

Übernahme der vollständigen Kurkosten - Ablehnung 
(Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Einforderung zu Unrecht bezogener Leistungen (KOVG) 
von Erben - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Anspruch auf Witwer- bzw. Waisenpension - Ablehnung 
wegen Nichterfüllung der Wartezeit (PVA-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 
Kostenforderung für Krankenhausaufenthalt in den USA -
Aufklärung durch Auskunft 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Anfrage wegen Berufsunfähigkeitspension (PVA-Angestellte) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Kürzung der österreichischen Teilleistung nach Zuerkennung 
einer Schweizer Pension aufgrund zwischenstaatlicher 
Regelungen (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Kostenübernahme für Zahnbehandlung Ablehnung 
(Steiermärkische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zwischenstaatliches Pensionsverfahren - Verfahrensverzö­
gerung (VA des österreichischen Bergbaues) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Arbeitslosengeld - Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Versehrtenrente wegen Lärmschwerhörigkeit - Ablehnung 
(AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Versehrtenrenten Frage der Besteuerung ua. 
Aufklärung durch Auskunft 
Verspätete Pensionsanweisung (PV A-Arbeiter) Be-
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

V erspäteter ~ensi~msbeginn (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - kem MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Ge;clüitszahl 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

40 

41 

42 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

Gegen.\t:tnd 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
zurückgezogen 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(:"-!iederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Alterspension - unrichtige Berechnung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Beitragsvorschreibungen trotz bereits erfolgter Entrichtung 
der Beitrige (SVA der Bauern) - Beschwerde dZL unzulässig 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde zurückgezogen 

Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten der 
Pflege eines behinderten Kindes - :\ufklirung durch 
Auskunft 

Umwandlung einer vorzeitigen Alterspension in Alterspen­
sion - unrichtige Berechnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Transport von Kirnten nach Wien -
Ablehnung (Niederösterreichische Gebietskrankenbsse) -
Beschwerdegrund behoben 

Abnehmbarer Zahnersatz - Höhe der Kostenbeteiligung 
(Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Unrichtige Pensionsberechnung - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsvorschug - zu geringe Höhe (Arbeitsamt Versiche­
rungsdienste) - Beschwerde nicht berechtigt 

Begünstigte Anrechnung von Versicherungszeiten - Ableh­
nung (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsanspruch nach dem GSVG (SVA der gewerblichen 
WirtSchaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklirung 
durch Auskunft 

Kosten für Zahnbehandlung - zu geringe Höhe der 
Ersatzleistung (BVA) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(N iederösterreichische Gebietskrankenkasse ) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Einhebung von Beitrigen zur Krankenversicherung von einer 
Hinterbliebenenpension - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

60 

Gegenstand 

Kostenersatz für Röntgenuntersuchung - Ablehnung 
(V orarlberger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (SVAder 
Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Vorgangsweise bei Pensionspfändung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Fahrtkostenersatz - unrichtige Ermittlung der Ersatzlei­
stung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
V. organgsweise der Pensionsversicherungsträger bei Pen­
slOnsauszahlung - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistung aus der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung - Aufklärung durch Auskunft 
Nachweis von Versicherungszeiten - Problem infolge 
zwischenzeitig erfolgter Aktenskartierung (Arbeitsamt Graz) 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Fragen der Pensionsberechnung - Aufklärung durch 
Auskunft 
Notstandshilfe als Pensionsvorschuß - Ablehnung wegen 
Fristablaufes (Arbeitsamt Linz) Beschwerde nicht 
berechtigt 
Vorschreibung von Pflegegebühren für minderjährigen Sohn 
trotz Bereitstellung von Krankenscheinen durch das Arbeit­
samt - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
V e~zögerung~n bei der Abrechnung v.on P~ivatarzthonoraren 
(Wlener Gebietskrankenkasse) - kelO MIßstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
V e~zögerung~n bei der Abrechnung v.on P~ivatarzthonoraren 
(Wlener Gebietskrankenkasse) - kelO MIßstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Verzögerungen bei der Abrechnung von Privatarzthonoraren 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- Ablehnung - Verfahrensverzögerung - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Arbeitsunfall - keine Zuerkennung einer Versicherungslei­
stung (AUV A) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Notstandshilfe - Einstellung wegen Überschreitung der 
Geringfügigkeitsgrenze (Arbeitsamt Versicherungsdienste) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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67 

6S 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 
82 

83 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulissig 

\'ersehrtenrente nach Arbeitsunfall - Aufklirung durch 
Auskunft 

Umschulungskurs des Berufsförderungsinstitutes (BFI) -
Nichtberücksichtigung der familiiren Situation (Arbeitsamt 
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufkbrung 
durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(N iederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(;\Jiederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschvierde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für ComputertomogrJ.phie Ablehnung 
(Niederösterreichische GebietskrJ.nkenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für ComputertomogrJ.phie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederösterreichische GebietskrJ.nkenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Besch\\erde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(:"Jiederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für ComputertomogrJ.phie Ablehnung 
()Jiederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Rückforderung eines Pensionsüberbezuges (SVA der Bauern) 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Leistungen tuch dem KOVG - Ablehnung 

Ausgleichszulage - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufkbrung durch Auskunft 

Selbstversicherung in der Krankenversicherung - Versündi­
gung durch den Pensions\"ersicherungstriger (PV A-Ange­
stellte) - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

84 

85 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

62 

Gegenstand 

Regreßforderung nach § 332 ASVG - Forderung von 
Schadenersatz für nichtkausale Verletzung - Beschwerde­
grund behoben 

Anspruch auf Witwenpension - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kuraufenthalt - Unterlassung der Verabreich~!lg von 
Thermalanwendungen (Versicherungsanstalt der Osterrei­
chischen Eisenbahnen) - Aufklärung durch Auskunft 

Unwirksame Entrichtung von Beiträgen in der Pensionsversi­
cherung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde­
grund behoben 

Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitsbewilligung - Ablehnung trotz Adoption durch eine 
Osterreicherin - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung (SVAder ge­
werblichen Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Kostenübernahme für neue Brillen wegen Unbrauchbarkeit 
der verordneten Brille - Ablehnung (Wiener Gebietskran­
kenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung da kein Berufsschutz für 
Stationsgehilfinnen (PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anfrage wegen InvaliditätSpension - Aufklärung durch 
Auskunft 

Bestehen eines Versicherungsverhältnisses in Österreich trotz 
ständiger Erwerbstätigkeit in der Bundesrepublik Deutsch­
land (SVAder Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Ersatzzeitenanrechnung für Zeiten der Erziehung eines 
Adoptivkindes vor dem 1.1.1990 - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - kein Mißstand 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Operationsbedingter Krankenstand - Ablehnung einer 
Leistungsgewährung (~iener Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

113 

114 

115 

116 

117 

Gegenstand 

VerSpäteter Pensions beginn (SVAder Bauern) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anfrage wegen Pensionsanspruch - Aufklärung durch 
Auskunft 

Ausgleichszulage - Anrechnung von Unterhaltsleistungen 
- Aufklärung durch Auskunft 

Rezeptgebührenbefreiung - Ablehnung (Niederösterreichi­
sche Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Pensionsbemessung nach dem BSVG - Aufklärung durch 
Auskunft 

Wochengeld - zu geringe Bemessung (Wiener Gebietskran­
kenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Versehrtenrente - Ablehnung (SVA der Bauern) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Aufklärung durch 
Auskunft 

Leistungen aus der Unfallversicherung - Ablehnung wegen 
mangelnder Kausalität (AUV A) - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitslosengeld - ungerechtfertigte Rückforderung (Ar­
beitsamt Eferding) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Nierensteinzertrümmerung - Ableh­
nung (BVA) 

Abgeltung der erhöhten Umsatzsteuer (PKW) - Ablehnung 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (PVA-An­
gestellte) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung (Kärntner 
Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Vorschreibung unrichtiger Beiträge zur Pensionsversicherung 
nach dem BSVG (SVA der Bauern) - Beschwerde 
zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

132 

133 

134 

64 

Gegenstand 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren - Verfahrensverzö­
gerung beim italienischen Versicherungsträger - Aufklärung 
durch Auskunft 

Transportkosten - Ablehnung der Kostenübernahme trotz 
ärztlicher Anordnung (Oberösterreichische Gebietskranken­
kasse) - Beschwerdegrund behoben 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension -: Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Verzögerungen im Bereiche der ÄrztefIugambulanz - VA 
unzuständig 

Krankengeld - zu geringe Bemessung (Steiermärkische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Berufsbedingte Lungenerkrankung - Leistungen aus der 
Unfallversicherung - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (SVA der 
Bauern) 

b) Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 

Allgemeine pensionsrechtliche Fragen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Befreiung von der Rezeptgebühr - unterschiedliche 
Richtlinien für die einzelnen Krankenversicherungsträger -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung wegen Nichterfül­
lung der Wartezeit - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Alterspension - unrichtige Berechnung (SVAder gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Alterspension nach dem BSVG - Aufklärung 
durch Auskunft 

Pensionsverlust durch verspätete AntragsteIlung (PVA-Ange­
stellte) 

Fahrtkostenersatz - Ablehnung (Niederösterreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Beschäftigungsbewilligung - Ablehnung (Arbeitsamt Me­
tall-Chemie) - Verzögerungen im Berufungsverfahren -
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

148 

149 

150 

151 

152 

Statistischer Teil 

Gegenstand 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Anfrage wegen Hilflosenzuschuß - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kostenübernahme für homöopathische Heilmittel - Ableh­
nung (Vorarlberger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Anfrage wegen Firmenpension - VA unzuständig 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Trifokalbrille - Ablehnung (Salzburger 
Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSIg 

Befreiung von der Kostenbeteiligung und Rezeptgebühr -
Ablehnung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Anfrage wegen Pensions anspruch nach dem ASVG -
Aufklärung durch Auskunft 

Abgeltung der erhöhten Umsatzsteuer bei geleasten Kraft­
fahrzeugen durch Nationalfonds - Ablehnung - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Notstands~ilfe - Ablehnung w~gen Fristve~säumnis (Arbeit­
samt Mödlmg) - Beschwerde Olcht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Herabsetzung des Einheitswertes Beendigung der 
Beitragspflicht nur mit einjähriger Verzögerung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Blindenzulage für Zivilinvalide - Ablehnung - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Verhalten von Bediensteten des Arbeitsamtes Mistelbach -
Beschwerde berechtigt 
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Geschäftszahl 

153 

154 

155 

156 

157 

158 

159 

160 

161 

162 

163 

164 

165 

166 

167 

66 

Gegenstand 

Niedrigere Neuo-Pension ab 1.1.1990 infolge Anhebung des 
Krankenversicherungsbeitrages (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Gewährung einer Dauerrente - Nachzahlung - Verzöge­
rungen in der Anweisung - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Entziehung der Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Antrag auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung - Frage 
des Bestehens einer Krankenversicherung (PVA-Angestellte) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Leistungsbezug nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 
und dem Sonderunterstützungsgesetz - Rückforderung 
erbrachter Leistungen (Arbeitsamt Versicherungsdienste) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Beitrag zur Unfallversicherung - Einhebung für das gesamte 
Kalenderjahr 1990 trotz Beendigung der Erwerbstätigkeit mit 
Ablauf des Monats Jänner (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Verhalten eines Bediensteten der Krankenkasse (Oberöster­
reichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht be­
rechtigt 

Berechnung der Ausgleichszulage - Anrechnung fiktiver 
Einkünfte (SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Verfahrensverzöge­
rung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

168 

170 
171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

Gegenstand 

Einbeziehung in die Pflichtversicherung nach dem BSVG 
(SVA der Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Sozialleistungen - Aufklärung durch Auskunft 

Spitals ärztlich verordnete Infusionen - Verabreichung 
durch den Hausarzt - Ablehnung der Kostenübernahme 
(Kärntner Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund beho­
ben 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Invaliditätspension - Ablehnung wegen 
Nichterfüllung der Wartezeit (PVA-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anfrage wegen Invaliditätspension - Aufklärung durch 
Auskunft 

Ausgleichszulage - unrichtige Bemessung (SVA der Bauern) 
- Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
b) Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Ar-

beiter) 
Beschwerde zurückgezogen 

Übernahme der Kosten zum Antritt eines Kurheilverfahrens 
- Aufklärung durch Auskunft 

Leistungsansprüche nach Konkurs des Arbeitgebers -
Verfahrensverzögerungen - Beschwerde nicht berechtigt 

Unwirksamkeit verspätet entrichteter Beiträge zur Pensions­
versicherung nach dem GSVG (SVAder gewerblichen 
Wirtschaft) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Zuschuß für Kuraufenthalt - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerdegrund behoben 
Kuraufenthalt - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Witwerpension - Nichtgewährung - da Eintritt des 
Versicherungsfalles vor dem 1. Juni 1981 - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Überbezug zufolge Ruhens der Witwenpension - Rückfor­
derung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anfrage wegen Invaliditätspension (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Bewilligung eines Kuraufenthaltes - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

187 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

201 

202 

203 

68 

Gegenstand 

Berufsunfähigkeitspension ~ Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässIg - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Kuraufenthalt und Fahrtspesen - Ableh­
nung (Tiroler Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund 
teilweise behoben 

Kostenübernahme für Heilsalbe - Ablehnung (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Erschöpfung des Anspruches auf Arbeitslosengeld 
Ablehnung des Bezuges von Notstandshilfe - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anrechnung eines nicht durchsetzbaren Unterhaltsanspru­
ches auf die Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Beschwer­
degrund behoben 

Beitragserstattung gemäß §§ 308 ff ASVG - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Bezug einer Versehrtenrente - Leistungshöhe sowie 
Verschlimmerung (SVA der Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Weiterversicherung in der Pensionsversicherung - Ableh­
nung (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Witwenpension - Unterlassung der Pensionsanpassung zum 
1.1.1990 - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Besuch einer Fahrschule - Frage des Bestehens einer 
Krankenversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Gemeinsame Besteuerung und Auszahlung von Pensionen 
(PVA der Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

Versehrtenrente wegen Berufskrankheit - Ablehnung (SV A 
der Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Pensions- bzw. Rentenansprüche nach Arbeitsunfall (PV A 
der Angestellten - AUV A) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Kurheilverfahren - Ablehnung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Versicherungsleistungen nach Arbeitsunfall - Ablehnung 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Spezialautositz - Ablehnung (PVA­
Angestellte) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
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204 

205 

286 

287 

208 

289 

210 

211 

212 

213 

214 

215 

216 

217 

219 

220 

221 

Ccgcmland 

Ausgleichszulage Anrechnung von Einkünften aus 
übergebenem landwirtschaftlichen Betrieb (SVA der ge\\erb­
lichen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

\-erlängerung des Kinderzuschusses - Ablehnung (PVA­
Angestellte) - Besclnverde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Notsrandshilfe - Rückforderung ("\rbeitsamt Hallein) 
Beschwerde nicht berechtigt 

Maßnahmen nach dem Arbeitsmarktforderungsgesl'tz 
Benachteiligung bei der Förderung (.\rbeits:ullt Baden) 
Beschwerde nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(N iederosterreichische Gebietskra n kenkassc) - Resch \\ertlc 
nicht berechtigt 

"\nerkennung eines Leidel1Szustalldes als Berufskrankheit 
Ablehnung (ACYA) - Aufklärung durch\mkunft 

a) Ruhen des Hilflosenzuschusses 
b) Kurheilverhhren - .\blehnung (P\-A-.\ngestellte) 
Kein Mißstand - Aufklärung durch "\uskunft 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederosterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederosterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(I\iederosterreichische Gebietskrankenkasse) - Besch\\'erde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Erwerbsunfähigkeitspension - .\blehnung (SVA der Bauern) 
Beschwerde nicht berechtigt - "-\ufklärung durch 

Auskunft 

Antrag auf Kuraufenthalt Ablehnung CB\-":\) 
Besch\yerdegrund behoben 

Ausgleichszulage - unrichtige Bemessung (PVA-Arbeirer) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 

Auskunft 

Frage der Erstreckung der Rahmenfrist nach dem Arbeitslo­
senversicherungsgesetz - Aufklärung durch .\uskunft 

Invaliditätspension - ;\blchnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie .\blchnung 
(Niederosterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

228 

229 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

70 

Gegenstand 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
zurückgezogen 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Maßnahmen der Rehabilitation sowie zur Festigung der 
Gesundheit - Beschwerde dzt. unzulässig 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren - Verfahrensverzö­
gerung beim italienischen Versicherungsträger (INPS -
Zweigstelle Bozen) - keine Beanstandung 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Anrechnung von Einkünften aus übergebener Landwirtschaft 
a~f die Ausg~eichszulage (SVAder Bauern) - Beschwerde 
nIcht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Unfall im Stall - Leistung aus der Unfallversicherung -
Ablehnung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Alterspension - Ablehnung wegen Nichterfüllung der 
Wartezeit (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

Witwenpension - unrichtige Bemessung (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verabreichungen im Zuge eines Kuraufenthaltes - Ableh­
nung der Kostenübernahme (Niederösterreichische Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Unrichtige Feststellung von Versicherungszeiten (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

249 

251 

252 

253 

255 

Gegenstand 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Höhe der Witwenpension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
zurückgezogen 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Anspruch auf Amtsbescheinigung - Ablehnung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Unwirksame Entrichtung von Beiträgen zur gesetzlichen 
Pensionsversicherung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) -
Aufklärung durch Auskunft 

Anrechnung von Zeiten der Betreuung eines behinderten 
Kindes in der Pensionsversicherung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Pensionsberechnung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anfrage wegen Auskunftserteilung eines Versicherungsträ­
gers an privaten Haftpflichtversicherer (AUV A) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension - Anwendung von Ruhensbe­
stimmungen (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Vorschreibung überhöhter Verzugszinsen (SVA der gewerb­
lichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Beendigung der Unfallversicherungspflicht nach dem BSVG 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Bezug von Sonderunterstützung - Leistungskürzung bei 
Bezug von Tantiemen - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

256 

257 

258 

259 

260 

261 

262 

263 

264 

265 

266 

267 

268 

269 

270 

271 

272 

72 

Gegenstand 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Unterbringung in einem Rehabilitationszentrum 
- Weiterleitung des Antrages an Pensionsversicherungsträ­
ger (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde zurückge­
zogen 

Anerkennung einer Coxarthrose als Berufskrankheit 
Ablehnung (BVA) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufklärung durch Auskunft 
Ansuchen um Kuraufenthalt - Ablehnung (BVA) 
Beschwerde nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Ansuchen um Bewilligung eines Kuraufenthaltes - Ableh­
nung (VA der österreichischen Eisenbahnen - PVA 
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Kontaktlinsen - Ablehnung (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kostenübernahme für Zahnbehandlung Ablehnung 
(Burgenländische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Kurheilverfahren - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Sonderunterstützung - überhöhte Anrechnung einer deut­
schen Pension (Arbeitsamt Linz) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Gewährung von Wochengeld - Ablehnung (SVA 
der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt 
Form und Inhalt eines Bescheides (PVA-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Augenfachärztliche Behandlung in Privatklinik - Ablehnung 
eines erhöhten Kostenersatzes (Vorarlberger Gebietskran­
kenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Ausländerbeschäftigungsgesetz - Anregung einer Novellie­
rung - VA unzuständig 
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Gcs,hJ.ftsuhl 

273 

274 

276 

277 

278 

279 

280 

281 

282 

283 

284 

285 

286 

288 

289 

290 

GcgemtJnd 

Anspruch auf Sonderunterstützung - Aufklärung durch 
Auskunft 

a) Haftbarmachung für Beitragsschulden trotZ festgestellter 
Dienstnehmereigenschaft (Steiermärkische Gebietskran­
kenkasse) 

b) Keine Leistung aus dem Insolvenz-Ausfallgeld-Fond trotz 
Konkurs des Dienstgebers 

Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 

HilfIosenzuschuß - Ablehnung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Hinterbliebenenpension - fehlende Legitimation der Le­
bensgefährtin - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Kurheilverfahren - Ablehnung (Oberästerreichi­
sche Gebietskrankenkasse) - Beschwerde zurückgezogen 

Beschäftigung eines ausländischen Arbeitnehmers - Produk­
tionsausfall durch Verfahrens\'erzägerung (Arbeitsamt Kla­
gen furt) - Beschwerde nicht berechtigt 

KostenersJ.tz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

a) Ablehnung eines Kuraufenthaltes 
b) Nichtbeantwortung von Eingaben (PVA-Angestellte) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ansuchen um Gewährung eines Kuraufenthaltes (PVA-An­
gestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Hepatitis B-Impfung - KostenüberI1J.hme bei erwiesener 
Infektion der Ehegattin - Ablehnung (Wiener Gebietskran­
kenkasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ausgleichszulage zur Pension nach dem BSVG (SVAder 
Bauern) - Beschwerde dZL unzulässig 

Anspruch auf Sozialleistungen aufgrund von PfIegehedürftig­
keit - Aufklärung durch Auskunft 

Vorgangsweise bei Aufrechnung wegen zu Unrecht erbrach­
ter Leistung (PV A-Arbeiter) Beschwerde teilweise 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

73 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 73 von 244

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

291 

292 

293 

294 

295 

296 

297 

298 

299 

300 

301 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

74 

Gegenstand 

Rückwirkende Abmeldung von der Pflichtversicherung durch 
den Dienstgeber - Ablehnung einer Selbstversicherung 
(Oberösterreichische Gebietskrankenkasse) - kein Mißstand 
- Aufklärung durch Auskunft 
VerSpäteter Pensionsbeginn (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - Beschwerde nicht berechtigt 
Vorgangsweise bei Pensionspfändung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 
Allgemeine pensionsrechtliche Anfrage - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kurheilverfahren - Ablehnung - Durchführung der 
medizinischen Untersuchung (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Vorschreibung von Verzugszinsen (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt 
a) Versicherungspflicht nach dem BSVG (SVA der Bauern) 
b) Ruhen der Alterspension (PV A-Angestellte) 
Beschwerde dzt. unzulässig 
Projekt zur Beschäftigung Arbeitsloser - Vereitelung durch 
Behörden der Arbeitsmarktverwaltung - Beschwerdegrund 
behoben 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Ansuchen um Kuraufenthalt - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Beitragsnachzahlung - Höhe der vorgeschriebenen Ver­
zugszinsen (Wiener Gebietskrankenkasse) - Aufklärung 
durch Auskunft 
Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung wegen Nichter­
füllung der Wartezeit (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange 
Verfahrensdauer - Beschwerdegrund behoben 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Vorschreibung von Verzugszinsen wegen angeblicher Verlet­
zung von Meldevorschriften (Wien er Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
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GeschClitsnhl 

308 

3:)9 

310 

311 

312 

313 

314 

315 

316 

317 

318 

319 

320 

321 

322 

324 

Gegenstand 

Medizinische Untersuchung im sozi:dgerichtlichen Verfahren 
- Aufkbrung durch Auskunft 

Witwenpension Anwendung von Ruhensbestimmungen 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß 
Auskunft 

Aufklärung durch 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 
bzw. lange Verfahrensdauer 

a) Anspruch auf vorzeitige Alterspension bei langer 
Versicherungsdauer 

b) Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung (VA der ästerreichischen Eisenbahnen) 

Aufklärung durch Auskunft 

Leistungsbezug nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz -
Schädigung des Leistungsbeziehers durch Unterlassung einer 
eigenhändigen Anweisung (Arbeitsamt Versicherungsdienste 
Wien) - kein Mißstand 

Notstandshilfe Verzägerungen bei der Anweisung 
(Arbeitsamt Versicherungsdienste Wien) Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Hilflosenzuschuß Ablehnung (PVA-Angestellte) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Berechnung der Ausgleichszulage (PVA-Angestellte) -
Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung in die Versicherungspflicht nach dem BSVG 
(SVA der Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(N iederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschv.erde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Krankenversicherung einer Pensionistin (Wiener Gebiets­
krankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Feststellung von Versicherungszeiten (PVA-An­
gestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

325 

326 

327 

328 

329 

330 

331 

332 

333 

334 

335 

336 

337 

338 

339 

340 

76 

Gegenstand 

Kosten für Kuraufe~thalt in Ungarn - Währungsumrech­
nung zum Kurs der Osterreichischen Nationalbank und nicht 
zum tatsächlichen Kurs in Ungarn (BV A) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Pensionsberechnung im zwischenstaatlichen Pen­
sionsverfahren (SVAder Bauern) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Feststellung von Versicherungszeiten - Verfahrensdauer -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Krankentransport durch Johanniter-Unfallhilfe - Ableh­
nung der Kostenübernahme (Wiener Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Ambulante Geburt - zu niedriger Kostenersatz (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde teilweise berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Leistungen aus der Unfallversicherung - Verfahrensverzö­
gerungen (AUV A) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Krankenversicherung - Bestehen eines anspruchsbegrün­
denden Angehörigenverhältnisses - Ablehnung (Burgenlän­
dische Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Hinterbliebenenpensionen (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Feststellung von Versiche~ungszeiten (PVA-An­
gestellte) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Beihilfe zu den Kosten für Kinderbetreuung - zu geringe 
Bemessung (Landesarbeitsamt Wien) - Beschwerde nicht 
berechtigt 

InvaliditätSpension - Ablehnung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren - Verfahrensverzö­
gerung (PVA-Angestellte) - Beschwerdegrund behoben 
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Gnch,iit'lJhl 

341 

.342 

344 

.H5 

346 

347 

,H8 

349 

350 

351 

352 

353 

354 

355 

356 

357 

Gegemland 

,\nspruch :lUf Enn:rbsunhhigkeitspension b7\\, Ausgleichs­
zulage (SVA der gewerblichen Wirtsch:1ft) - Aufklärung 
durch Auskunft 

.\nfr:1ge wegen KurkostenzuschuE - Aufklärung durch 

.\uskunft 

W:1isenpension - Pensionsverlust zufolge Unterlassung der 
Antr:1gstellung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch 
Auskunft 

.\ntr:1g :1uf Bnvilligung eines Kur:1ufenth:1ltes - Ablehnung 
(Burgenländische Gebietskrankenbsse) - Beschwerde nicht 
berechtigt - .\ufklärung durch .\uskunft 

Übern:1hme der Kosten für Kr:1nkenh:1us:1ufenthalt 1I1 

Ung:1rn - Ablehnung (Wiener Gebinskr:1nkenbsse) 
Beschwerde nicht berechtigt - ,\ufklärullg durch Auskunft 

Antr:1g :1uf Zuerkennung einer Leistung ruch dem Arbeits­
marktförderungsgesetz - Ablehnung (Arbeitsamt Ange­
.,tellte, Landes:1rbeits:1Iln Wien) Besch\\erde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch .\uskunft 

Ansprüche aus der gesetzlichen Sozi:1lversicherung n:1ch 
Verkehrsunfall - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenerst:1ttung für physiblische Ther:1pie - Ablehnung 
(Burgenländische Gebietskr:1nkenbsse) - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Enwrbsunhhigkeitspension - Ablehnung wegen Nichter­
füllung der W:1rtezeit (S\-A der B:1uern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

.\nfr:1ge wegen Im':1liditätspension - Aufklärung durch 
Auskunft 

.\nfrage über Ansprüche aus der gesetzlichen Pensionsversi­
cherung (SV/\. der B:1uern) - Aufklärung durch Auskunft 

.\ntr:1g auf Gewährung \'on Sondernotstandshilfe 
Ablehnung (Arbeitsamt Versicherungsdienste Wien) 
Beschwerde nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomogr:1phie 
(Niederösterreichische Gebietskr:1nkenbsse) -
nicht berechtigt 

Ablehnung 
Beschwerde 

Kostenersatz für Computertomogr:1phie Ablehnung 
C'\iederösterreichische Gebietskr:1nkenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomogr:1phie Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskr:1nkenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomogr:1phie 
(;\J iederösterreichisc he Gebietskr:1nkenbsse) 
nicht berechtigt 

Ablehnung 
Beschwerde 
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Geschäftszahl 

358 

359 

360 

361 

362 

363 

364 

365 

366 

367 

368 

369 

370 

371 

372 

373 

374 

78 

Gegenstand 

Besetzung der Funktion eines Gruppenleiters - unsachge­
mäße Vorgangsweise - Beschwerde dzt. unzulässig 
Einstellung der Waisenpension (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Beschädigtenrente nach dem KOVG -
Ablehnung - Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung in die Pflichtversicherung nach dem BSVG 
(SVA der Bauern) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Übernahme der Kosten für Infusionsbehandlung - Ableh­
nung (Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Herabsetzung der Ausgleichszulage wegen Erhöhung des 
schweizerischen Pensionsbezuges (SVA der gewerblichen 
WirtSchaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Kuraufenthalt - nur teilweise Kostenübernahme durch 
Kurkostenzuschuß (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ansuchen für allgemeine Bauartenzulassung eines Elektro­
neneinfangdetektors - Verfahrensverzögerungen (Zentral­
arbeitsinspektorat) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
Anweisung von Arbeitslosengeld - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nachkauf von Versicherungszeiten (PVA-Angestellte) -
Aufklärung durch Auskunft 
Anspruch auf Arbeitslosengeld Aufklärung durch 
Auskunft 

Fahrtkostenersatz für Fa.hrten nach ~nnsbruck - Ablehnung 
(BVA) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kuraufenthalt - Ablehnung (SVAder gewerblichen 
WirtSchaft) - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Waisenpension (PVA-Angestellte) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

375 

376 

377 

378 

379 

381 

382 

383 

384 

385 

386 

387 

388 

389 

390 

391 

392 

Gegenstand 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Einbeziehung in die bzw. Ausscheiden aus der Pflichtversi­
cherung - doppelte Beitragsvorschreibung für Ausbildungs­
zeiten - keine rechtliche Grundlage (Oberästerreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde teilweise berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange 
Verfahrensdauer - Beschwerde zurückgezogen 

Ausgleichszulage - unrichtige Berechnung (PVA-Arbeiter) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Reinigungsmittel für Kontaktlinsen 
Ablehnung (Niederästerreichische Gebietskrankenkasse) 
Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Ausgleichszulage - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Invaliditätspension -. Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch 
Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension ~ Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzuläSSig - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anrechnung eines Wohnrechtes auf die Ausgleichszulage 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

InvaliditätSpension - . Ablehnung (PV A-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 

Übernahme von Umschulungskosten - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Pensionskürzung zufolge Anwendung des Abkommens über 
soziale Sicherheit mit der Schweiz (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt 

Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSig - Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung in die Pflichtversicherung nach dem GSVG 
(SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Arbeitsunfall - Nichterhalt einer Vorladung in emem 
Verfahren (AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

393 

395 

396 

397 

398 

399 

400 

401 

402 

403 

404 

405 

406 

407 

408 

409 

80 

Gegenstand 

Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Rückwirkende Beitragsvorschreibung wegen angeblich geän­
derten Sachverhaltes (SVA der Bauern) - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Übernahme der Kosten für Transport mit Rettungshub­
schrauber - Ablehnung (Salzburger Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Pensionsvorschuß - zu geringe Leistungsbemessung (Arbeit­
samt Bregenz) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

VerSpäteter Pensionsbeginn zufolge unrichtiger AntragsteI­
lung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung 
durch Auskunft 

a) Anspruch aufWaisenpension 
b) Anspruch auf Kostenersatz für Spezialschuhe (VA des 

österreichischen Bergbaues) 
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilfiosenzuschuß - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kostenübernahme für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Arbeitsmarktverwaltung - keine Vermittlung eines geeigne­
ten Arbeitsplatzes (Arbeitsamt Steyr) - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Anträge auf Arbeitsbewilligung - Verfahrensverzögerungen 
und Ablehnungen - Beschwerde teilweise berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Bezug einer Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ver­
schlimmerungsantrag - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Berufsunfähigkeitspension -:- Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzuläSSig - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - Nichtanerkennung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - nur teilweise 
Anerkennung wegen Unterlassung einer Meldung (Steier­
märkische Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund beho­
ben 
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('c,ckift" ah I 

410 

411 

412 

413 

414 

415 

416 

417 

418 

419 

420 

421 

422 

423 

424 

425 

426 

427 

Gegemt~nd 

C nrichtige Vorgangsweise des Pensionsversicherungstrjgers 
bei Ermittlung der lohnsteuer (PVA-Angestellte) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufkbrung durch Auskunft 

Liste der in Leistungssachen für einen Pensionsversicherungs­
tdger tätigen Sach\'erstindigen - Ablehnung der Einsicht­
ruhme (PVA-Angestcllte) - Aufklärung durch Auskunft 

Akteneinsicht - Herausgabe eines fachärztlichen Gutach­
tens - Verweigerung durch den Chefarzt (Oberästerreichi­
sehe Gebietskrankenbsse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Ablehnung des Kurantrages (SVA der Bauern) - Be­
sclnverde nicht berechtigt 

Antrag auf Erwerbsunfihigkeitspension (SVA der Bauern) -
Beschwerde dzt. unzubssig - Aufkbrung durch A.uskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzubssig - Aufklärung durch Auskunft 

Karenzurlaubsgeld zu gennge Leistungsbemessung 
(Arbeitsamt Rohrbach) - Besch\\erde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Erwerb von Versicherungszeiten nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Erwerb von Versicherungszeiten nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles (PVA-Arbeiter) - Aufkbrung durch Auskunft 

Erwerb von Versicherungszeiten nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles (PVA-Arbeiter) - Aufkbrung durch Auskunft 

Erwerb \on Versicherungszeiten nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles (PVA-Arbeiter) - Aufkbrung durch Auskunft 

Beschäftigungsbewilligung - Ablehnung (Arbeitsamt Ange­
stellte) - Beschwerde nicht berechtigt 

Zuschuß zu den Kosten des Kuraufenthaltes - Kostenüber­
nahme für Aufenthalt im Kurort - Ablehnung (PVA-Ange­
stellte) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung eines Kurantrages (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde zurückgezogen 

Wirksamkeit der Hauptfeststellung zum I. Jänner 1988 für 
die Beitragspflicht nach dem BSVG - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anrechnung von Unterhaltsansprüchen auf die Ausgleichszu­
lage (SVA der Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufkbrung durch Auskunft 

Witwenpension für frühere Ehefrau - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anfrage wegen Waisenpension 
Auskunft 

Aufkbrung durch 

81 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 81 von 244

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

82 

428 

429 

430 

431 

432 

433 

434 

435 

436 

437 

438 

439 

440 

441 

442 

443 

444 

445 

Gegenstand 

Erwerb von Versicherungszeiten - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anrechnung landwirtschaftlicher Einkünfte bei der Aus­
gleichszulage - Aufklärung durch Auskunft 

Ruhen einer Pension nach dem GSVG (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Kost~nübernahrr:e für Insulinspritzen - Ablehnung (Ste!er­
märkische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde mcht 
berechtigt 

Kostenzuschuß für Kuraufenthalt - zu geringe Leistungsbe­
messung (Burgenländische Gebietskrankenkasse) - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Antrag auf Kuraufenthalt - Verfahrensverzögerung (PVA­
Arbeiter) - Beschwerdegrund behoben 

Anrechnung einer Versehrtenrente nach Arbeitsunfall auf die 
Ausgleichszulage (SVA der Bauern) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Rückkauf von Versicherungszeiten (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 

Kostenersatz für Computertomographie - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Einbeziehung in die Unfallversicherung nach dem BSVG 
(SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Aufklärung durch Auskunft 

Leistungen aus der sozialen Pensions- sowie Unfallversiche­
rung - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Neufestsetzung und Rückforderung einer Ausgleichszulage 
(SVAder Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 

Anrechnung von Einkünften aus einer veräußerten Landwirt­
schaft auf die Ausgl~ichszulage (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß - Aufklärung durch 
Auskunft 

Ansprüche auf Leistungen aus der gesetzlichen Arbeitslosen­
versicherung - Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung in die Pflichtversicherung nach dem BSVG ab 
1.1 .1988 (SVA der Bauern) - kein Mißstand (gesetzliche 
Härte) 
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446 

4-+7 

44H 

449 

450 

451 

452 

453 

454 

455 

456 

457 

45H 

459 

468 

461 

462 

463 

C;egcllstclIld 

Arbeitsbewilligung für Gast:lrbeiter - Erteilung wider­
sprüchlicher Auskünfte - Aufkbrung durch A.uskunft 

Anspruch auf Waisenpension - Ablehnung (PV:\-Arbeiter) 
- Beschwerdegrund behoben 

Kostenersarz für st:ltioniren Krankenhausaufenthalt 
Ablehnung trotz medizinischer l'\otwendigkeit (SV/\ der 
Bauern) - Aufkbrung durch Auskunft 

i\leeraufenthalt Ge\\ihrung \on Krankengeld 
Rückforderung des Differenzbetrages zum Taggeld (~ieder­
ästerreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde berech­
tigt - Besch\\erdegrund behoben 

Anfrage wegen Pensionsberechnung (PVA-Arbeiterl 
Aufklärung durch Auskunfr 

.-\nspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz 
,-\blehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

,-\nspruch auf Leistungen nach dem KO\G - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklirung durch Auskunft 

Besetzung der Funktion des Leiters des Arbeitsamtes 
Grieskirchen - unsachgemäge Vorgangsweise - Be­
schwerde dzt. unzubssig - Aufkbrung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Blutzucker-J\leggerit - Ablehnung 
(Betriebskrankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe) -
Besclnverde nicht berechtigt - Aufklirung durch ,-\uskunft 

Antrag auf Erteilung einer ,-\rbeitsbe\\i1ligung (Arbeitsamt 
Metall-Chemie Wien) - Aufkbrung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Pensionswrsi­
cherung - Aufkbrung durch Auskunft 

Aufenthalt im Rehabilitationszentrum - lange Verfahrens­
dauer (ALTVA) - Beschwerdegrund behoben 

Antrag auf Bezahlung \'on Insoh'enz-Ausfallgeld - \' erzö­
gerungen in der Auszahlung (Arbeitsamt Krems) 
Beschwerde nicht berechtigt 

,-\nspruch auf Rente nach dem KO\-C - Aufkbrung durch 
Auskunft 

Beitragspflicht nach dem G SV G (SV:\ der gewerblichen 
W'irtschaft) - Aufkbrung durch Auskunft 

Zwischenstaatliches Pensions\'erfahrcn (PV,-\-,-\ngestellte) -
Aufkbrung durch Auskunft 

Unrichtige Pensionsberechnung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft . 

Schikanöse Behandlung im Zusammenhang mit eIner 
gegebenen Arbeitsunfihigkeit infolge Krankheit (W'iener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

84 

464 

465 

466 

467 

468 

469 

470 

471 

472 

473 

474 

475 

477 

478 

479 

480 

481 

Gegenstand 

Anspruch auf Krankengeld (Wiener Gebietskrankenkasse) -
Aufklärung durch Auskunft 

Kürzung einer Pension zufolge Auszahlung einer britischen 
Teilleistung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage (VA der österreichischen 
Eisenbahnen) - Aufklärung durch Auskunft 

a) Anspruch auf Witwenpension (SVAder gewerblichen 
Wirtschaft) 

b) Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Angestellte) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Begünstigter Erwerb von Versicherungszeiten - Aufklärung 
durch Auskunft 

Aufrechnung eines Überbezuges an Ausgleichszulage (PV A­
Angestellte) - Beschwerde teilweise berechtigt 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (PV A-Ar­
beiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Versicherungspflicht nach dem GSVG (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Einstellung d~r Notstandshilfe mangels Arbeitsfähigkeit -
Frage der sozialen Betreuung - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Witwenpension - Aufklärung durch Auskunft 

Bezug von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungs­
gesetz - Rückforderung (Arbeitsamt Bregenz) - Be­
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Witwenpension - Ablehnung wegen Nichterfüllung der 
Wartezeit (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ruhensbestimmungen für ÖBB-Pensionisten - Aufklärung 
durch Auskunft 

Dauer der Beantwortung einer Eingabe durch den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales - Beschwerdegrund 
behoben 

Anordnung des mehrmaligen Gebrauches von "Einmalsprit­
zen" - unsachgemäßer Verschluß von Insulinfläschchen 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit - Erschöpfung des 
Anspruches auf Krankengeld - Berufsunfähigkeitspension 
- Abl~hnung (PV A-Angestellte) - Beschwerde dzt. 
unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Aufenthalt in Privatklinik - Ableh­
nung (Salzburger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
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4S2 

4S4 

4S5 

4S6 

487 

4SS 

4S9 

490 

491 

492 

493 

494 

495 

496 

497 

49S 

499 

500 

GegcllStand 

Pensions\'orschuß - Rückforderung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

.-\nrechnung von \'ersicherungszeiten (S\'.-\ der Bauern) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dZL unzubssig - Aufkbrung durch Auskunft 

!vledizinische Begutachtung im Verfahren zur Erlangung der 
Beru fsunfäh igkeitspension (P\:\-.\ngestellte) 

Imaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dZL unzubssig - Aufkbrung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Pensionsversi­
cherung - Aufklärung durch ,\uskunft 

Forderung von Beitragszuschlägen (Sal/burgcr Gebietskran­
kenbsse) - kein MiGstand - Aufkbrung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage (S\-.\ der B;lUern) -
Aufklärung durch Auskunft 

Betriebshilfe - Ablehnung (SVA der Bauern) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

:\'ichterfassung der Zeit einer hrialpraxis als \' ersichcrungs­
zeit in der Pensionwersicherung (P\'.\-.\ngestellte) -
,\ufklärung durch Auskunft 

Nichtanrechnung von Versicherungszeiten (PV.\-Arbeiter) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Bezug von Arbeitslosengeld - Heranziehung einer /u 
niedrigen Bemessungsgrundlage (.\rbeitsamt Versicherungs­
dienste Wien) - Beschwerde dn unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Fahrtkostenersatz - Ablehnung (Wiener Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Beitragspflicht in der Pensionsversicherung nach dem GSVG 
(SVA der gewerblichen WirtSchaft) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Leistungsansprüche nach dem Arbeitslosemersicherungsge­
setz - Abweisung (Arbeitsamt Leibnitz) - hage des 
Bestehens eines Versicherungsverhältnisses - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufkbrung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 

Ruhen der Witwenpension (PYA-.\rbeitcr) - Beschwerde 
dZL unzulässig - Aufkbrung durch Auskunft 

Berufliche Maßnahmen der Rehabilitation (Umschulung) -
Ablehnung der Kostenbeteiligung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

501 

502 

503 

504 

505 

506 

507 

508 

509 

510 

511 

512 

513 

514 

515 

516 

517 

86 

Gegenstand 

Anrechnung fiktiver Unterhaltsleistungen auf die Ausgleichs­
zulage (SVA der Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Schülerunfall - unzureichende Behandlung im Unfallkran­
kenhaus Meidling - Unterlassung der Erstattung einer 
Pflichtanzeige (AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Feststellung des Pensionsbeginns (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Begünstigte Anrechnung von Versicherungszeiten - Ableh­
nung (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt 

Antrag auf Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten 
Behinderten - lange Verfahrensdauer - Beschwerde 
teilweise berechtigt 

Kaufweise Anschaffung eines Krankenbettes durch den 
Versicherten - Unterlassung der Aufklärung des Versicher­
ten (Wien er Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Kurheilverfahren Ablehnung (PVA-Angestellte) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Hausgeburt - Übernahme der Kosten für Hebamme -
teilweise Ablehnung (Salzburger Gebietskrankenkasse) 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Notstandshilfe - zu geringe Bemessung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Notstandshilfe - Einstellung trotz Arbeitswilligkeit (Arbeit­
samt Versicherungsdienste Wien) Beschwerde nicht 
berechtigt 

Anfrage wegen Hilflosenzuschuß Beschwerde nicht 
berechtigt 

Höhe der Notstandshilfe - überholte Vermittlungsangebote 
(Arbeitsamt Salzburg) - Beschwerde teilweise berechtigt 

Verspäteter Pensionsbeginn (PVA-Arbeiter) - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Pensions überweisung - Vorgangsweise der Pensionsversi­
cherungsträger - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung eines Krankenstandes trotz Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit (Niederösterreichische Gebietskranken­
kasse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Antrag auf Bewilligung eines Kuraufenthaltes - Ablehnung 
(BVA) - Beschwerde nicht berechtigt 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)86 von 244

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

518 

519 

520 

521 

522 

523 

524 

525 

526 

527 

528 

529 

530 

531 

532 

533 

534 

535 

Gegenstand 

Kostenübernahme für ein Heilmittel - Ablehnung (Ober­
österreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Vorzeitige Alterspension - Verfahrensdauer (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Kurheilverfahren - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Notstandshilfe - Höhe des Bezuges - Leistungsanspruch 
während der Schwangerschaft - Beschwerde dzt. unzulässig 

Gesetzliche Krankenversicherung im Land Oberösterreich -
Besserstellung der Landesbediensteten (Lehrer) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - lange 
Verfahrensdauer - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung wegen Nichter­
füllung der Wartezeit (SVA der Bauern) 

Anspruch auf Leistungen aus der Pensions- bzw. Unfallversi­
cherung nach dem BSVG - Aufklärung durch Auskunft 

Bemessung der Ausgleichszulage (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 

Versicherungspflicht nach dem ASVG - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Befristete Einstellung der Notstandshilfe - Unterlassung der 
Zuweisung einer zumutbaren Beschäftigung (Arbeitsamt 
Scheibbs) - Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension (PVA-Angestellte) 
bzw. Leistungen nach dem Sonderunterstützungsgesetz -
Aufklärung durch Auskunft 

Ultraschall-Sonographie - Frage des Kostenersatzes (Nie­
derösterreichische Gebietskrankenkasse) Aufklärung 
durch Auskunft 

Anerkennung einer alten Verletzung als Dienstunfall 
Ablehnung (BVA) - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 

Anerkennung einer Verletzung als Dienstunfall - Ableh­
nung (BVA) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Begünstigte Anrechnung von Versicherungszeiten - Ableh­
nung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung für 
einen ungarischen Staatsangehörigen - Verfahrensverzöge­
rungen (Arbeitsamt Oberwart) - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

536 

537 

538 

539 

540 

541 

542 

543 

544 

545 

546 

547 

548 

549 

550 

551 

552 

88 

Gegenstand 

Begünstigte Anrechnung von Versicherungszeiten gemäß 
§§ 500 ff ASVG - Aufklärung durch Auskunft 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfall (Wegunfall) - Ableh­
nung (AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 

Anwendung des Abkommens über soziale Sicherheit mit 
Kanada (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage (SVA der Bauern) -
Aufklärung durch Auskunft 

Beitragspflicht nach dem GSVG bei Bezug einer Leistung aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung nach dem ASVG -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Witwenpension - Anwendung des Abkom­
mens über soziale Sicherheit mit der Bundesrepublik 
Deutschland - Aufklärung durch Auskunft 

Unrichtige Pensions berechnung (SVA der gewerblichen 
WirtSchaft) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Alterspension - Ablehnung wegen Nichterfüllung der 
Wartezeit (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt 

Ganzheitsbehandlung - homöopathische Heilmittel -
Ablehnung der Kostenübernahme (SVA der gewerblichen 
WirtSchaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Kündigung eines Dienstverhältnisses durch die Wiener 
Gebietskrankenkasse - Anwendung von Ruhensbestimmun­
gen durch den Pensionsversicherungsträger - Aufklärung 
durch Auskunft 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Weitergewährung von Arbeitslosengeld -
Ablehnung (Arbeitsamt Stegersbach) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Befristeter Verlust des Arbeitslosengeldes wegen Nichtan­
nahme einer vom Arbeitsamt angebotenen Beschäftigung 
(Arbeitsamt Versicherungsdienste Wien) - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Bemessung der Ausgleichszulage zur Waisenpension (PVA­
Angestellte) - Beschwerdegrund teilweise behoben 

Leistungsanspruch aus der Unfallversicherung - Ablehnung 
- Beschwerde zurückgezogen 
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553 

554 

556 

557 

558 

559 

560 

562 

563 

564 

565 

566 

567 

568 

569 

570 

Cegl'l1't;lnJ 

Ausgleichszulage - Anrechnung ausländischer Pensionsbe­
züge (SVA der gewerblichen WirtSchaft) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Untersuchung durch medizinische Sachverständige im 
sozialgerichtlichen Verfahren - Aufklärung durch Auskunft 

Sozialversicherungsrechtliche Ansprüche nach einer bei der 
Arbeit erlittenen Bleivergiftung - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilflosenzuschuß (PVA-Angestellte) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Zeiten der Kindererziehung vor 
1971 (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verspätete Pensionsauszahl ung (PVA-Arbeiter) 
schwerdegrund behoben 

Be-

Invaliditätspension - unrichtige Berechnung (PVA-Arbeiter) 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Arbeitslosengeld Aufklärung durch 
Auskunft 

a) Anspruch auf Versehrtenrente wegen Berufskr3nkheit 
(AlJVA) 

b) Kostenübernahme für MedikJ.mente und Untersuchun-
gen (AUVA bzw. Burgenländische Gebietskrankenkasse) 

Beschwerde dzt. unzulässig 

Anrechnung von Einkünften aus l.andwirtschaft 3uf die 
Ausgleichszulage (VA des österreichischen Bergb3ues) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Hilfiosenzuschuß - Ablehnung (PV A-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Ausgleichszubge unrichtige Bemessung (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 

Auskunft 

Einbeziehung in die Unfallversicherung r13ch dem BSVG -
Höhe ~er Beiträge (SVAder Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtlgt - Aufklärung durch Auskunft 

Kündigung von Dienstverhältnissen - Höhe des Kranken­
geldes - zu geringe Bemessung (Wiener Gebietskr3nken­
kJ.sse) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch 3uf Alterspension (PVA-Angestellte bzw. SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Einforderung eines Beitragsrückstandes - keine nähere 
Begründung der Forderung (Wiener Gebietskrankenkasse) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

90 

571 

572 

573 

574 

576 

577 

578 
579 

580 

581 

583 

584 

585 

586 

587 

588 

589 

590 

591 

Gegenstand 

Anspruch auf Ausgleichszulage - Ablehnung (SVA der 
gewerblichen WirtSchaft) - Beschwerdegrund behoben 

Übernahme von Pflegegebühren - Ablehnung (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtanrechnung von Versicherungszeiten nach dem BSVG 
- Aufklärung durch Auskunft 

Höhe der Alterspension (SVAder gewerblichen WirtSchaft) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Erwerbsunfähigkeitspension - Herabsetzung (SVAder 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung (SVA der Bauern) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 

Antrag auf Bewilligung eines Kuraufenthaltes - Ablehnung 
(BVA) - Beschwerde nicht berechtigt 

Kostenübernahme für Krankenhausaufenthalt - Ablehnung 
(SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension -. Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension -:- Ablehnung (PV A-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzuläSSig - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitsunfall - eingetretene Verschlimmerung - keine 
Reaktion des Sozialversicherungsträgers auf Eingaben 
(AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt 

Anrechnung von Einkünften aus Vermietung auf die 
Ausgleichszulage - Aufklärung durch Auskunft 

Verspätete Beitragsentrichtung - Unwirksamkeit für Pen­
sionsversicherung (SVA der gewerblichen WirtSchaft) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Erfordernis der Zustimmung des Pensionsversicherungsträ­
gers für Auslandsaufenthalt - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

Erstattung von Pensionsversicherungsbeiträgen - Ableh­
nung (PVA-Angestellte) - Beschwerde teilweise berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Versicherungszeiten (PVA-An­
gestellte) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Angestellte) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Nachteile im sozialversicherungsrechtlichen Bereich auf­
grund arbeitsrechtlicher Differenzen - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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G",ch~ftszahl 

592 

593 

594 

595 

596 

597 

598 

599 

600 

601 

602 

603 

604 

605 

606 
6e7 

608 

609 

610 

Gegenstand 

Kontrolle des Betriebes durch das Arbeitsinspektorat -
beleidigende Außerungen des kontrollierenden Bediensteten 
(Arbeitsinspektorat Grn) - Beschwerde nicht berechtigt 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Besch\verde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem Yerbrechensopfergesetz 
- Aufklirung durch Auskunft 

Witwenpension - unrichtige Bemessung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Yerspäteter Pensionsbeginn wegen Unterlassung der Be­
triebsaufg:<be (SVA der B:<uern) - kein Mißstand 

Arbeitslosengeld - rückwirkende Zuerkennung - Ableh­
nung (Arbeitsamt Versicherungsdienste Wien) - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

V organgsweise der Pensionsversicherungsträger beim Lohn­
steuer:<bzug - Aufklirung durch Auskunft 

Vorg:<ngsweise bei Pensionspfändung (PVA-Angestelltc) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklirung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage nach Zwangsversteigerung 
eines landwirtschaftlichen Betriebes (SYA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklirung 
durch Auskunft 

Beitragsrückstände - Eintreibung von einem Nichtschuldner 
(SV A der gewerblichen Wirtsch:<ft) - kein Mißsund 

Lohn:<nsprüche nach Insolvenz des Arbeitgebers - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Ansprüche aus der gesetzlichen Sozialversicherung -
Aufklärung durch Auskunft 

Vorzeitige Alterspension - zu geringe Bemessung (SVA der 
B:<uern) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Leistung nach dem KOYG (Beschädigten rente) - Yerfah­
rensverzögerung - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 

Umschulung - Kostenübern:<hme für Meisterprüfungskurs 
- Ablehnung (Arbeitsamt Mattersburg) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Höhe der Witwenpension einer früheren Ehefrau (PVA-Ar­
beiter) - Aufklärung durch Auskunft 

Zuweisung ungeeigneter Beschäftigungen (Arbeitsamt Eisen­
stadt) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Yersicherungszeiten (PVA-Ar­
beiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

611 

612 

613 

614 

615 

616 

617 

618 

619 

620 

621 

622 

623 

624 

625 

627 

628 

92 

Gegenstand 

Anspruch auf Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Ausgleichszulage - Einstellung des Bezuges (PVA-Arbeiter) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Mitteilung von Daten über eine Versicherte -
Ablehnung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Alterspension - Ablehnung wegen Nichterfül­
lung der Wartezeit (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nichterteilung einer Beschäftigungsbewilligung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Erwerbsunfähigkeitspension - Ablehnung (SV A d Bauern) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Freiberuflich tätige Hebammen - zu niedrige Entlohnung 
seitens der Sozialversicherungsträger 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage - unrichtige Berechnung 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerdegrund behoben - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anfrage wegen Erwerbsunfähigkeitspension - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anerkennung der Minderung der Erwerbsfähigkeit zufolge 
Berufskrankheit - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Beitragsrückstand - Nichtberücksichtigung von Einwen­
dungen (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Alterspension nach dem GSVG - Stichtag für 
die Leistungsfeststellung (SVA der gewerblichen WirtSchaft) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Leistungen nach Arbeitsunfall - Pensionsantrag - Ableh­
nung - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Mehrfache Pflichtversicherung in der Krankenversicherung 
- Kurkostenzuschuß - Weiterleitung an die BVA 
(PVA-Angestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Übernahme der Kosten für Anstaltspflege - Ablehnung 
(Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) - Beschwer­
degrund behoben 

a) Ruhen der Witwenpension 
b) Kürzung der Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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629 

631 

632 

633 

634 

635 

636 

637 

63S 

639 

641 

642 

643 

644-

645 

646 

647 

C;('ge"'t~lld 

Hilflosenzuschuß - Ablehnung (PVA-Arbeiter) 

Schwierigkeiten bei Pensions:lnweisung ins Ausbnd 
Ausn:lhme von der Kr:lnkenversicherung (SVA der gewerbli-
chen W'irtsch:lft) Resch\\erde nicht berechtigt 
:\ufklärung durch Auskunft 

:"Jicht:lTl\vcndung des ARtG im Pensions\erbhren (PVA­
Angestellte) - Besch\\'erde nicht berechtigt - Aufkbrung 
durch Auskunft 

Erl:lngung eines geeigneten :\rbcitspl:ltzes - .-\ufkbrung 
durch Auskunft 

Hilflosenzuschuß :lls Leistung der Cnhlhersicherung -
:\blehnung (AUY-\) - Beschwerde nicht berechtigt 

Neubemessung und Rückforderung der Ausgleichszubge 
(Sozi::dversicherung der B:luern) Beschwerdegrund 
behoben 

Entziehung der Im:lliditätspension (PV,-\-Arbeiter) 
Rcscll\\-erde dzr. unzulässig - :\ufklärung durch Auskunft 

Leistungen :lUS der Unhllversicherung .-\blehnung 
(AUVA) - Beschwerde dzt. unzubssig - .-\ufkbrung durch 
Auskunft 

Leistungen luch Dienstunhll - Ablehnung (BVA) -
Beschwerde dzr. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Beitr:lgsvorschreibungen trotz L:lhlungsunhhigkeit n:lch 
GeschäftS:lufg:lbe (SVA der gewerblichen Winsch:lft) -
Beschwerde nicht berechtigt 

a) Wit\\-enpension der früheren Ehefrau - Ablehnung 
b) Ausgleichszulage - Ablehnung der N:lchz:lhlung (PVA-

Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch :luf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- verspäteter Leistungsbeginn - Beschwerde dzt. unzulässig 

Im-aliditätspension - Entziehung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Einseitige Auslegung des Dienstvertrages durch den Dienst­
geber (Wiener Gebietsknnkenbsse) - VA unzuständig 

Notst:lndshilfe - Einstellung - Aufklärung durch Auskunft 

Kosten einer Behandlung im R:lhmen eines Kur:lufenthaltes 
(SVA der gC\verblichen Wirtscluft) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch /\uskunft 

Ablehnung des Antrages auf Bev.-illigung eines Heilverfahrens 
(PV A-Arbeiter) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Allgemeine sozialrechtliche Probleme - Beschwerde zurück­
gezogen 
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Geschäftszahl 

648 

649 

650 

651 

653 

654 

655 

656 

658 

659 

660 

661 

662 

663 

664 

665 

666 

94 

Gegenstand 

Verweigerung der Zustellung eines Bescheides an den 
gesetzlichen Vertreter (Wiener Gebietskrankenkasse ) -
Beschwerde nicht berechtigt 

Bezahlung lediglich eines Taggeldes anstelle des Krankengel­
des bei stationäre~ Krankenhausaufenthalt - Anregung 
einer gesetzlichen Anderung - Aufklärung durch Auskunft 

Anrechnung von Versicherungszeiten (PVA-Arbeiter) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

a) Invaliditätspension - Ablehnung (PV A-Arbeiter) 
b) Unfallrente wegen Berufskrankheit Ablehnung 

(AUVA) 
Aufklärung durch Auskunft 

Leistungen der Unfallversicherung nach Arbeitsunfall 
(AUV A) - Beschwerde zurückgezogen 

Anrechnung von Ersatzzeiten für Notdienstleistungen 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Abrechnung einer einbehaltenen Nachzahlung (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Invalidität nach Verkehrsunfall - erschwerte Vermittelbar­
keit - Ablehnung einer Berufsunfähigkeitspension -
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtgewährung der außerordentlichen Sonderzahlung zum 
1.7 .1990 (SVAder Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (SVAder 
Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Witwenpension der früheren Ehefrau - Aufklärung durch 
Auskunft 

Leistungen aus der Unfallversicherung - lange Verfahrens­
dauer (AUV A) - Beschwerde nicht berechtigt 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen aus Ausgleichstaxfonds bzw. 
Nationalfonds für Behinderte - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Arbeitslosengeld (Arbeitsamt Innsbruck) -
Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

667 

668 

669 

671 

672 

673 

674 

675 

676 

677 

678 

679 

680 

681 

682 

683 

684 

685 

Gegenstand 

Ausstellung eines zusätzlichen Krankenscheines nach Arzt­
wechsel - Ablehnung (VA des ästerreichischen Bergbaues) 
- Beschwerdegrund behoben 

Pensionsanweisung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) 

Geltendmachung eines Rückersatzanspruches bei rückwir­
kender Begründ ung eines Versicherungsverhältnisses -
Aufklärung durch Auskunft 

Kinderzuschuß - Ablehnung (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Notstandshilfe - Kürzung aufgrund Pensionsbezuges des 
Lebensgefährten (Arbeitsamt Scheibbs) - Beschwerdegrund 
behoben 

VerSpätete AntragsteIlung auf Zuerkennung einer Alterspen­
sion (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Arbeitslosengeld - zu geringe Bemessung (Arbeitsamt 
Leibnitz) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verzägerungen beim Kostenersatz nach Inanspruchnahme 
eines Wahlzahnarztes (Kärntner Gebietskrankenkasse) -
Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung des Hilflosenzuschusses (SVAder gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ruhen des Anspruches auf Pension während der Strafhaft 
(PVA-Arbeiter) 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anspruch des geschiedenen Ehegatten auf Witwen(Wit­
wer)- pension - Aufklärung durch Auskunft 

Pensions angelegenheit (SVAder Bauern) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ersatz eines defekten Rollstuhles (Steier,märkische Gebiets­
krankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Witwenversorgung nach dem KOVG -
Ablehnung 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfällen - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Rente nach dem KOVG - Ablehnung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Nachuntersuchungen zur Feststellung des Anspruches auf 
dauernde Berufsunfähigkeitspension (PVA-Angestellte) -
Beschwerdegrund behoben 
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GeschäftSzahl 

686 

687 

688 

689 

690 

691 

692 

693 

694 

695 

696 

697 

698 

699 

700 

701 

702 

703 

96 

Gegenstand 

Allgemeine Behindertenprobleme - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- Ablehnung - Beschwerdegrund behoben 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Ausgleichszulage - Anrechnung von Einkünften der 
Ehegattin (SVA der Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Ansprüche nach Arbeitsunfall (AUV A) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Antrag auf Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung 
(Burgenländische Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenbeteiligung für Altenhelferin - Behindertenhilfe -
Aufklärung durch Auskunft 

Verstoß des Arbeitgebers gegen Arbeitnehmerschutzvor­
schriften - Untätigkeit des Arbeitsinspektorates - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Verweigerung eines gemeinsamen Kuraufenthaltes mit 
Gatten (Salzburger Gebietskrankenkasse) - Beschwerde­
grund behoben 

Wohnsitz im Inland als Voraussetzung für Kinderzuschlag -
Aufklärung durch Auskunft 

Abzüge vom Krankengeld (Wiener Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unterschiedliche Regelungen der Beitragsvorschreibung für 
Beamte und ASVG-Versicherte bei gleichzeitiger GSVG­
Pflichtversicherung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung der Weitergewährung 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

a) Ablehnung der Invaliditätspension 
b) Bemessung des Arbeitslosengeldes 
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage und Waisenpension 
Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 
Ablehnung (Arbeitsamt Persönliche Dienste/ Gastgewerbe) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Notstandshilfe - zu niedrige Bemessung (Arbeitsamt 
Mistelbach) - Beschwerde nicht berechtigt 
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704 

705 

706 

707 

708 

709 

710 

711 

712 

713 

714 

715 

716 

717 

718 

719 

720 

Arbeitslosengeld - Ablehnung für einen befristeten Zeitr:tum 
(Arbeits:tmt Amstetten) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben 

Anspruch :tuf Witwenpension (PV:\-Arbeiter) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Il1\:tliditätspension - Entziehung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - :\ufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Bewilligung einer stoßsicheren Brille und :tuf 
Befreiung von der Rezeptgebühr - Ablehnung (Wiener 
Gebietskr:tnkenbsse) - kein Mißsund - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch :tuf Witwenrente n:tch dem KOVG - Aufklärung 
durch Auskunft 

\-erletzung durch \' erkehrsunbll - sozdwrsicherungs­
rechtliche Leistungs:tnsprüche - Kuraufenthalt - Ableh­
nung (Kr:tnkenfürsorge:tnsult der Bediensteten der Sudt 
Wien) - Beschv,erde nicht berechtigt 

Keine Zuerkennung von Arbeitslosengeld bei \-orliegen eines 
Beschäftigungsverhältnisses (Arbeits:tmt Versicherungsdien­
ste Wien) - Aufklärung durch Auskunft 

Verspäteter Anfall der W:tisenpension zufolge Unterlassung 
der AntragsteIlung (PVA-Angestellte) - kein Mißst:tnd -
:\ufklärung durch Auskunft 

Leistungen n:tch dem KOVG - :\nrechnung des hndwirt­
sclufdichen Besitzes - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung des Antr:tges auf Weitergewährung der Berufsun­
fähigkeitspension (PVA-Angestellte) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitslosengeld - zu geringe Leistungsbemessung -
Abzug des Familienzuschusses (Arbeits:tmt Perg) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch :tuf Alterspension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anfr:tge über Knnkenversicherung (Burgenländische Ge­
bietskr:tnkenbsse) - Aufklärung durch Auskunft 

UmwandlUl:g einer Invaliditätspension in eine Alterspension 
- keine Anderung der Bemessung (PVA-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 

Anfr:tge wegen Versehrten rente nach Arbeitsunfall (AU VA) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Feststellung von Versicherungszeiten (Oberästerreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

97 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 97 von 244

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

721 

722 

723 

724 

725 

726 

727 

728 

729 

730 

731 

732 

733 

734 

735 

736 

737 

98 

Gegenstand 

Anspruch auf Waisenpension (PVA-Arbeiter) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Pensionsberechnung (SVA der Bauern) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

InvaliditätSpension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde zurückgezogen 

Ablehnung des Antrages auf Gewährung eines Kuraufenthal­
tes bei Hilflosigkeit (SVA der gewerblichen Wirtschaft) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Feststellung der Versicherungszeiten - Auswirkungen der 
Beendigung und des Wiedereintrittes in ein öffentlich-rechtli­
ches Dienstverhältnis (PVA-Angestellte) - kein Mißstand 

Exekutionsführung aufgrund lange zurückliegender Exeku­
tionstitel (Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Minderung der Erwerbsfähigkeit nach Arbeitsunfall -
Unzulänglichkeiten bei gerichtsärztlicher Untersuchung 
(AUV A) - VA unzuständig 

Anfrage wegen Rente nach dem KOVG - Aufklärung durch 
Auskunft 

Gewerbeberechtigung - Zustimmung des Sozialversiche­
rungsträgers zur Erteilung (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - Beschwerdegrund behoben 

Übernahme von Behandlungskosten - Ablehnung wegen 
Vorliegen eines Pflegefalles (SVAder gewerblichen Wirt­
schaft) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Anspruch auf Leistungen nach dem Opferfürsorgegesetz -
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Pensionsberechnung (SVAder gewerblichen Wirtschaft) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Dauerrente - Ablehnung (SVA der Bauern) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Familienzuschlag zur Sondernotstandshilfe - unrichtige 
Vorgangsweise des Arbeitsamtes (Arbeitsamt Versicherungs­
dienste Wien) - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Sozialversiche­
rung - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung der Erbringung von Versicherungsleistungen 
(SVA der Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 
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738 

739 

740 

742 

743 

744 

745 

746 

747 

748 

749 

750 

751 

752 

753 

754 

755 

Cegellstand 

Ungerechtfertigte Kürzung der Notst:tndshilfe (Arbeitsamt 
Baden) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Invalidiütspension - :\blehnung (PVA-:\rbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - .'\ufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Selbmersicherung in der Krankemcrsicherung - Ableh­
nung einer rückwirkenden Beitragscrmißigung trotz \'or­
handenseins der V oraussetzu ngen (Oberästerreichische Ge­
bietskrankenkasse) - Beschwercle nicht berechtigt 

Heeresversorgungsgesetz - Zustindigkeit hinsichtlich Lei­
stung ungeklärt - AUVA oder Landesimalidenamt -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Getrennte Pensionsauszahlung an Ehegatten (S\CA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Innlidititspension bei Ausübung emet" 
selbsündigen Erwerbsütigkeit (P\-A-Arbeiter) - Reschwer­
degrund behoben 

a) Hilflosenzuschuß - .'\blehnung 
b) Kostenbeteiligung in der Krankenversicherung (SVA der 

gewerblichen Wirtschaft) 
Beschwerdegrund behoben 

Entrichtung von PensiollS\Trsicherungsbeitrigen nach dem 
Stichtag - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunhhigkeitspension - :\blehnung der \X'eitergewih­
rung (PVA-Angestellte) - Beschwerde dzt. unzulissig -
Aufklärung durch Auskunit 

Kosten für Hauskrankenpflege (\- olkshilfe Niederästerreich) 
- VA unzusündig 

Imaliditätspension - ,'\blehnung (PV:\-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklirung durch Auskunft 

Anspruch :wf Rente nach dem KOVG - zu gerInge 
!1emessung - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklirung 
durch Auskunft 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren - Rückforderung 
\'on Überbezügen nach Verhhrensvt'r/ögerung heim italieni­
schen Versicherungsträger 

Fragen im Zusammenhang mit Wohnsitzbegründung in 
Deutschland - Aufklärung durch :\uskunft 

Anspruchsvoraussetzungen nach dem Sonderunterstützungs­
gesetz - Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsberechnung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) 
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

100 

756 

757 

758 

759 

760 

761 

762 

763 

764 

765 

766 

767 

768 

769 

770 

771 

772 

773 

Gegenstand 

Chefärztliche Bewilligungspflicht für Medikament 
SchlechtersteIlung von Sachleistungsberechtigten (SVA der 
gewerblichen Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG 

Zwischenstaatliches Pensionsverfahren - Pensionsbevor­
schussung - Beschwerdegrund behoben 

Kein Anspruch auf Witwerpension vor dem 1.6.1981 -
Aufklärung durch Auskunft 

Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit nach Dienstunfall 
- Kostentragung für Gutachten (BVA) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Werbemittelverteiler - Frage des Bestehens einer Vollversi­
cherung (Niederösterreichische Gebietskrankenkasse) -
Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsberechnung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anfrage wegen Pension - Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsanspruch - Nichterfüllung der Wartezeit (PVA­
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Antrag auf Bewilligung von Kontaktlinsen für den Sohn -
Ablehnung (BVA) - Aufklärung durch Auskunft 

Frage der Berechtigung zur Inanspruchnahme von Leistun­
gen der Sozialversicherung (Kärntner Gebietskrankenkasse) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Invaliditätspension - .Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung durch Auskunft 

Rückforderung eines Überbezuges an Ausgleichszulage (SV A 
der gewerblichen Wirtschaft) kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für Untersuchung in privater Krankenan­
stalt - Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) 
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenübernahme für ambulant durchgeführte Operation in 
Privatkrankenanstalt - Ablehnung (SVA der gewerblichen 
Wirtschaft) - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Pfändung der Erwerbsunfähigkeitspension - Aufklärung 
durch Auskunft 

Karenzurlaubsgeld - Leistungsansprüche selbständig Er­
werbstätiger - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

774 

775 

776 

777 

778 

779 

780 

781 

782 

783 

784 

785 

786 

787 

788 

789 

Gegenstand 

Verzögerungen bei der chefärztlichen Bewilligung regelmä­
ßig benötigter Heilmittel (Wien er Gebietskrankenkasse) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Ausgleichszulage - Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Kostenersatz nach Aufenthalt in privater Krankenanstalt -
SchlechtersteIlung der Versicherten bestimmter Versiche­
rungsträger (SVA der Bauern, Salzburger Gebietskranken­
kasse) - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Bewilligung einer Beihilfe nach dem AMFG -
Ablehnung (Arbeitsamt Lebensmittel) 

Forderung des Differenzbetrages bei stationärem Aufenthalt 
in einer Wiener Krankenanstalt (Niederösterreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Selbstbehalt in der Krankenversicherung - Fragen des 
Versicherungsverlaufes (SVAder Bauern) - Aufklärung 
durch Auskunft 

Gesetzliche Härten im Zusammenhang mit der Einführung 
des zweiten Karenzjahres - kein Mißstand - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vorgehen der PVA-Angestellte Aufklärung durch 
Auskunft 

Wanderversicherung - Nachteile bei der Pensionsbemes­
sung - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitslosengeld - Ruhen des Anspruches während des 
Leistungsbezuges nach dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz (Ar­
beitsamt NeusiedllSee) - Beschwerde nicht berechtigt 

a) Pensionsberechnung 
b) Anspruch auf Ausgleichszulage (SVA der Bauern) 
Aufklärung durch Auskunft 

Verzögerung bei Pensionsberechnung (PV A-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsberechnung - Ermittlung des Kinderzuschlages 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Anfrage wegen Invaliditätspension - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 

Antrag auf Hilfiosenzuschuß - Ablehnung - Beigebung 
eines Rechtsvertreters - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

790 

791 

792 

793 

794 

795 

796 

797 

798 

799 

800 

801 

802 

803 

804 

805 

806 

807 

102 

Gegenstand 

Pensionsvorausberechnung (PVA-Angestellte) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Ansuchen um Bewilligung einer physikalischen Therapie -
Verzögerungen bei der Bearbeitung (Oberösterreichische 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde berechtigt - Be­
schwerdegrund behoben 

Nichtanrechnung von Versicherungszeiten (PVA-Ange­
stellte) - Beschwerde berechtigt 

Anspruch auf Ausgleichszulage - Berechnung (PVA-Ange­
stellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Leistungen nach dem IESG, dem ALVG und dem AMFG -
Nichtberücksichtigung eines Krankenstandes bei der Stellen-
vermittlung Verzögerungen (Arbeitsamt Linz) 
Beschwerdegrund behoben 

Versehrtenrente - Ablehnung (SVA der Bauern) 
Aufklärung durch Auskunft 

Karenzurlaubsgeld - Verzögerungen bei der Auszahlung -
Verhalten von Bediensteten im Parteienverkehr (Arbeitsamt 
Neunkirchen) - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Kostenzuschuß für Landaufenthalt - Ablehnung (Tiroler 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Witwenpension - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
(Wegunfall) - Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt­
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem Heeresversorgungsgesetz 
- Ablehnung 

Bezug vo.n Notstandshilfe - Frage der Wahlberechtigung bei 
der Arbeiterkammerwahl - Aufklärung durch Auskunft 

Ausgleichszulage - Anfrage wegen Jahresausgleich 
Aufklärung durch Auskunft 

Besteuerung der außerordentlichen Sonderzahlungen 
Aufklärung durch Auskunft 

Kuraufenthalt - Ablehnung (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Sondernotstandshilfe - Verzögerungen bei der Auszahlung 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Rückforderung von Arbeitslosengeld (Arbeitsamt Versiche­
rungsdienste Wien) - Beschwerde nicht berechtigt 

Versehrtenrente - Ablehnung (AUV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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S08 

809 

810 

811 

812 

813 

814 

815 

816 

817 

818 

819 

820 

821 

822 

823 

824 

825 

Gegemund 

a) Ablehnung der Invaliditätspension 
b) Behauptete Versäumnisse bei der Frühförderung eInes 

behinderten adoptierten Kindes (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 

Anrechnung von Versicherungszeiten - Beschwerde zurück­
gezogen 

Nichtberücksichtigung von Beschäftigungszeiten - kein 
Mißstand 

Anrechnung des bnd(forst)wirtschaftlichen Einkommens :l.Uf 
die :\usgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeitslosengeld - unrichtige Heranziehung von Einkünften 
- Beschwerdegrund behoben 

Leistungsbezug nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz -
Arbeitsvermittlung - Verhalten eines Bediensteten (Arbeit­
samt Hermagor) - Aufklirung durch Auskunft 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung 

Anspruch :l.Uf Abgeltung der erhöhten Umsatzsteuer aus dem 
Nationalfonds - Ablehnung 

Ablehnung des Kurantrages (PV:\-Angestellte) - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Inanspruchnahme von Leistungen nach dem Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz und andere Sozialleistungen - mangelnde 
Information durch die Behörden - Besclnverde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Berechnung der österreichischen Teilleistung nach dem 
Abkommen über soziale Sicherheit mit der BRD (SVA der 
Bauern) - Aufklirung durch Auskunft 

Witwenpension - Ablehnung wegen (auch bei langer) 
Lebensgemeinschaft - kein Mißstand 

Kostenersatz für Spitalsbehandlung aufgrund des Abkom­
mens über soziale Sicherheit mit Griechenland - Aufklärung 
durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ab\veisung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Versehrtenrente - Ablehnung (AUVA) -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Anrechnung von Ersatzzeiten (PV A-Arbeiter) 

a) Notlage nach Tod der Ehegattin 
b) Waisenpension - Ablehnung (SVA der Bauern) 
Aufklärung durch Auskunft 

Antrag an Unterstützungsfonds wegen Pensionspfändung 
(PVA-Angestellte) - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

826 

827 

828 

829 

830 

831 

832 

833 

834 

835 

836 

837 

838 

839 

840 

841 

104 

Gegenstand 

Kostenübernahme für Goldnerz-Aufbaucreme - Ablehnung 
(SVAder Bauern) - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Witwenpension - Ablehnung (PVA-Angestellte) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Kostenzuschuß für Elektrofahrstuhl - lange 
Verfahrensdauer (Niederösterreichische Gebietskranken­
kasse) - Beschwerdegrund behoben 

Kosten für stationären Krankenhausaufenthalt - Ablehnung 
wegen Nichtvorliegens einer Erkrankung (Niederösterreichi­
sche Gebietskrankenkasse) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung eines Antrages auf Gewährung des Kuraufenthal­
tes (PVA-Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Verzögerung bei der Bearbeitung eines Pensionsantrages 
(PVA-Angestellte) - Beschwerde teilweise berechtigt 

Einhebung eines Pflegekostenbeitrages durch die Kranken­
anstalt nach einem Arbeitsunfall (AUV A) - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Kostenübernahme der "Großen Psychotherapie" - Abrech­
nungsmöglichkeiten nach der geltenden Honorarordnung 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Anrechnung von Versicherungszeiten (SVAder gewerblichen 
Wirtschaft) - Aufklärung durch Auskunft 

Anfrage wegen getrennter Pensionsauszahlung (SVAder 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Witwenrente nach dem KOVG - zu niedrige Höhe -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Gemeinsame Versteuerung und Auszahlung von Leistungen 
- Ablehnung der Abtretung durch die AUV A - Aufklärung 
durch Auskunft 

Arbeitslosengeld - Ablehnung infolge Nichtherausgabe von 
Unterlagen durch den Arbeitgeber Beschwerdegrund 
behoben 

Zwischenstaatliche Pensionskürzung Schweden (PVA­
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Vorgangsweise des Pensionsversicherungsträgers bei Pen­
sionspfändung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Aus­
kunft 
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842 

843 

844 

845 

846 

847 

848 

849 

850 

851 

852 

853 

854 

855 

856 

857 

Gcgenst~nd 

Befristeter Dienstvertr:lg - Ansprüche gegen den Dienstge­
ber :lUS dem Titel des Mutterschutzes - Aufkbrung durch 
Auskunft 

Pensionsberechnung - Anspruch :luf Ausgleichszubge 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Vorschreibung von Pflegegebühren für st:ltionären Kr:lnken­
h:lus:lufenth:llt trotz ursprünglicher Bereitsch:lft zur Kosten­
übern:lhme (Niederösterreichische Gebietskr:lnkenbsse) -
kein Mißst:lnd 

:\usgleichszubge - Durchführung des J:lhres:lusgleiches 
(PVA-Angestellte) - Aufkbrung durch Auskunft 

Pensionsberechnung - Anspruch :luf Ausgleichszubge 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufkb­
rung durch Auskunft 

Überweisungsbeträge - Keine Erst:lttung bei Übern:lhme in 
d:ls öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis (PVA-Angestellte) 
- Aufklärung durch "4.uskunft 

Sozi:llrechtliche Ansprüche n:lch Lösung des Arbeitsverhält­
nisses - Erteilung widersprüchlicher Auskünfte - Be­
schwerde zurückgezogen 

Versehrtenrente zu gennge Bemessung (VA der 
österreich ischen Eisenb:lhnen) - Beschwerde dzt. unzubssig 

Ausbildung zum Berufspiloten für Verkehrsflugzeuge gemäß 
§ 33 Wehrgesetz - Negatives Gut:lchten der Arbeitsm:lrkt­
\'erwaltung - Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsberechnung - Ausgleichszubge (SVAder B:luern) 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Inv:lliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbei­
ter) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Freiheitsbeschränkungen während des Zweiten Weltkrieges 
- Auswirkungen :luf die Pensionsberechnung - Aufklärung 
durch Auskunft 

In:lnspruchn:lhme des zweiten K:lrenzj:lh res keine 
Möglichkeit hinsichtlich der mr dem I, Juli 1990 geborenen 
Kinder - kein Mißstand - Aufkbrung durch Auskunft 

Zuschuß zu den Best:lttungskosten - Ablehnung (SVAder 
gewerblichen Wirtsch:lft) - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufkbrung durch Auskunft 

Pflichtversicherung :lls Alterspensionistin ohne Leistungsan­
spruch - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anrechnung von Ers:ltzzeiten für die Schubusbildung 
Ablehnung - kein "lißstand (gesetzliche Härte) 
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Geschäftszahl 

858 

859 

860 
861 

862 

863 

864 

865 

866 

867 

868 

870 

871 

872 

873 

874 

875 

876 

877 

106 

Gegenstand 

Zwischenstaatliche Pensionsberechnung - Verfahrensverzö­
gerung (PVA-Angestellte) 

Honorierung von Computertomographien, die in Praxen 
niedergelassener Fachärzte für Radiologie durchgeführt 
werden - Ablehnung einer Kostenübernahme durch die 
Niederösterreichische Gebietskrankenkasse 

Abgeltung der erhöhten Umsatzsteuer (PKW) - Ablehnung 

Pensionsberechnung - zwischenstaatliches Pensionsverfah­
ren (SVA der gewerblichen Wirtschaft) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Witwenpension - Able~nung wegen Ruhens des Unterhalts­
anspruches (PVA-Arbelter) - Aufklärung durch Auskunft 

Invaliditätspension Berechnung (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 

Kosten für stationären Krankenhausaufenthalt - Ablehnung 
wegen (bloßer) Pflegebedürftigkeit (Wiener Gebietskranken­
kasse) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anfrage wegen Pensionsangelegenheit - Aufklärung durch 
Auskunft 

Ablehnung eines Kuraufenthaltes (PVA-Angestellte) -
Beschwerdegrund behoben 

Kritik an Ruhensbestimmungen - zur geschäftsordnungs­
mäßigen Behandlung nicht geeignet 

Kosten für ambulante Behandlung - Ablehnung der 
Kostenübernahme (BVA) - Beschwerdegrund behoben 

Krankentransport ohne medizinische Notwendigkeit 
Hinweis auf die Verpflichtung zur Kostentragung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Ausgleichszulage (PVA-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Verweigerung der Ausstellung von Krankenkassenscheck 
trotz Einhebung der Sozialversicherungsbeiträge (Wiener 
Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Kostenübernahme für Laserbehandlung - Ablehnung 
(Wiener Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund behoben 

Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung (AUV A) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Schlechte finanzielle Lage infolge Krankheit - Kosten für 
Kontaktlinse - Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung in die Pflichtversicherung als freiberuflich 
tätige bildende Künstlerin (Restauratorin) - Ablehnung 

Anspruch auf Leistungen nach dem KOVG - Ablehnung -
Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 
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Cnchaihl ~hl 

879 

881 

882 

883 

884 

885 

886 

887 

888 

889 

898 

891 

892 

893 

894 

895 

896 
897 

Gegenstand 

Pflichtversicherung in der Unfallversicherung - Beitr:tgsvor­
schreibung (SVA der B:tuern) - Beschwerde nicht berechtigt 

Kostenübern:thme für st:ttionärcn Kr:tnkenh:tus:tufenth:tlt -
Ablehnung wegen bloßer Pflegebedürftigkeit (Tiroler Ge­
bietskrankenbsse) - Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsberechnung (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Pflichtversicherung in der Unhllversicherung der B:tuern -
Beitr:tgsvorschreibung an mehrere Mitbesitzer (SVA der 
Bauern) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Im:tliditätspension - Ablehnung (P\'A-Arbeiter) - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Zwischenstntliche Pensionsberechnung - Ablehnung der 
Gewährung ei~es Unterschiedsbetr:tges (PVA-Angestellte) -:­
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch :tuf Ausgleichs7uhge (SVA der B:tuern) -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Berufsunfähigkeitspension - Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Beitr:tgsn:tchverrechnung (Salzburger Ge­
bietskr:tnkenbsse) - Beschwerde nicht berechtigt 

Fin:tnzierung der Pbkat:tktion der Sozi:tlversicheru ng -
Aufklärung durch Auskunft 

Antr:tg :tuf Befreiung von der Pflichtversicherung in der 
Pensionsversicherung n:tch dem freiberuflichen Sozialversi­
cherungsgesetz (FSVG) - Ablehnung (SVA der gewerbli­
chen Wirtschaft) - Beschwerde nicht berechtigt 

Pensionsberechnung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch 
Auskunft 

Pensionsn:tchteil durch verspätete Anmeldung zur Pflichtver­
sicherung (PVA-Angestellte) - kein Mißst:tnd - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anrechnung yon Kriegsdienstzeiten - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension - Pensionstei­
lung (SVA der B:tuern) - Aufklärung durch Auskunft 

Leistungserbringung nach Arbeitsunbll Ablehnung 
(AUVA) - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch :tuf Leistungen nach dem KOVG - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anspruch auf Alterspension - zu niedrige Ausgleichszulage 

Notst:tndshilfe - Ablehnung (Arbeitsamt Väckbbruck) -
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

108 

898 

899 

901 

902 
903 

904 

905 

906 

907 

908 

909 

910 

911 

912 

913 

914 

915 

Gegenstand 

Berufsunfähigkeitspension -:- Ablehnung (PVA-Angestellte) 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Antrag auf Versehrtenrente nach Arbeitsunfall - Ablehnung 
(AUV A) - Aufklärung durch Auskunft 
Probleme der Rentenabfertigung nach dem KOVG - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 
Fahrpreisermäßigung für Behinderte 
Feststellung von Versicherungszeiten (SVAder Bauern) 
Beschwerde zurückgezogen 
Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Behinderten 
Behinderung nicht berücksichtigt - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Kostenübernahme für stationären Krankenhausaufenthalt -
Ablehnu.ng mange~s rechtzeitiger Selbstversicherung (Bur­
genländlsche Gebietskrankenkasse) - Beschwerdegrund 
behoben 
Doppelversicherung in der Unfallversicherung als Waldei­
gentümer - widersprüchliche Entscheidungen (SVA der 
Bauern) 
Homöopathische Heilmittel - Ablehnung - Selbstbehalt bei 
Inanspruchnahme ärztlicher Hilfe (BV A) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Ansuchen an Unterstützungsfonds - Maßnahmen der 
Rehabilitation (PVA-Arbeiter) - kein Mißstand - Aufklä­
rung durch Auskunft 
Suche nach geeignetem Arbeitsplatz - Unterstützung durch 
Arbeitsmarktverwaltung - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 
Invaliditätspension - Entziehung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Pensionsberechnung (PVA-Angestellte) - Aufklärung durch 
Auskunft 
Kostenübernahme für stationären Aufenthalt in privater 
Krankenanstalt - VA unzuständig 
Inanspruchnahme von Sachleistungen der Kra.~kenversiche­
rung bei vorübergehendem Aufenthalt in Osterreich -
Ablehnung (Wiener Gebietskrankenkasse) - Ablehnung 
einer Sozialhilfeleistung (Stadt Wien) - Beschwerdegrund 
behoben 
Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation - Ablehnung 
der Kosten zur Anschaffung eines Kraftfahrzeuges (PV A­
Angestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 
Anspruch auf Ausgleichszulage für waisenpensionsberechtig­
tes Kind im gemeinsamen Haushalt (PVA-Arbeiter) -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

916 

917 

918 

919 

920 

921 

922 

923 

924 

925 

926 

927 

928 

929 

930 

931 

932 

Gegenstand 

Rente nach dem KOVG - Ablehnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Witwenpension für frühere Ehefrau - Bemessung (PVA-An­
gestellte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Berechnung der Witwenversorgungsgenuß - Zuschußlei­
stung (pensionsinstitut für Verkehr und öffentliche Einrich­
tungen) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anfrage betreffend Alterspension - Höhe der Ausgleichszu­
lage (PVA-Arbeiter) - Aufklärung durch Auskunft 

Zwischenstaatliche Pensionsberechnung mit Großbritannien 
(PVA-Arbeiter) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Invaliditätspension - Ablehnung (PVA-Arbeiter) - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Keine Wahlmöglichkeit für Geldleistungsberechtigte Sachlei­
stungen zu beanspruchen (SVA der gewerblichen Wirtschaft) 
- kein Mißstand 

Anfrage wegen Ansprüche nach dem BSVG - Aufklärung 
durch Auskunft 

Wegfall der vorzeitigen Alterspension - Rückforderung zu 
Unrecht erbrachter Leistungen (PVA-Angestellte) - Aufklä­
rung durch Auskunft ' 

Anfrage hinsichtlich Pensionsbemessung (PVA-Arbeiter) 
Aufklärung durch Auskunft 

Inanspruchnahme des Grundeigentümers für Beitragsschuld 
des Pächters (SVA der Bauern) 

Außerordentliche Sonderzahlungen zur Pension (PVA-An­
gestellte) - Aufklärung durch Auskunft 

Kranken- und Taggeld - Ablehnung der Weitergewährung 
trotz Neuerkrankung (SVA der gewerblichen Wirtschaft) -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Witwenpension - Rezeptgebührenbefreiung (SVA der 
Bauern) - Aufklärung durch Auskunft 

Auszahlung von Pensionen - Aufklärung durch Auskunft 

Stationärer Krankenhausaufenthalt - Frage der Kostenüber­
nahme (Steiermärkische Gebietskrankenkasse) Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Höhe der Witwenpension (SVA der gewerblichen Wirt­
schaft) - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr fallen (V): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - V/90 

2 

3 

4 

5 

6 
7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

110 

Befristung von der Fernseh- und Rundfunkgebühr -
Aufklärung durch Auskunft 

Entlassung einer ÖBB-Bediensteten - Beschwerde zurück­
gezogen 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Antrag auf Neubemessung der Fernsprechgebühren -
Verfahrensdauer - Beschwerde nicht berechtigt 

Einrichtung eines Verkehrsverbundes - Aufklärung durch 
Auskunft 

Schülerbeförderung - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Reaktivierung der Bahnlinie Parndorf-Kittsee - Aufklärung 
durch Auskunft 

Übermittlung von Unterlagen mittels Telefax - mangelhaf­
tes Service bei der Post - Beschwerde nicht berechtigt 

Be.freiung von de~ Fernseh- und Rundfunkgebühr - kein 
MIßstand (gesetzliche Härte) 

E~tlassung eines Postbediensteten wegen N!chtablegung der 
DIenstprüfung - Beschwerde dzt. unzuläSSIg - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anerkennung einer Krankmeldung - Austritt aus dem 
Postdienst - Beschwerde nicht berechtigt 

Schlechter Empfang des Fernsehprogrammes - Aufklärung 
durch Auskunft 

Erweiterung der Durchfahrtshöhe einer Eisenbahnunterfüh­
rung - Beschwerdegrund behoben 

Anrechnung von zusätzlichen Zeiten gemäß § 9 Bundesbahn­
Pensionsordnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Befristung der Lenkerberechtigung - Antrag auf Verlänge­
rung der Gültigkeit - Beschwerde dzt. unzulässig 

Vorlage von Leumundszeugnissen beim Bundesamt für 
Zivilluftfahrt und bei der Post - Beschwerdegrund behoben 

Be.freiung von de~ Fernseh- und Rundfunkgebühr - kein 
MIßstand (gesetzliche Härte) 

Kraftwagendienst der ÖBB - Allgemeine Kritik - VA 
unzuständig 
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Geschaft,zahl 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 
27 

2S 

29 

30 

31 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 
43 

44 

Gegenstand 

Hi?he d.es Fahrpreises für die Strecke !\1J.rchegg-Preßburg -
kem MIßst3.nd - Aufklärung durch A.uskunft 

Lärmbelästigung durch Schneekanonen - ;\lichteinhaltung 
von Auflagen - kein Mißstand 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - kein Mißst3.nd 

Schülerbcförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - A.ufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung durch pri\ates Busunternehmen - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Errichtung einer öffentlichen Telefonzelle in einer Schule -
kein Mißst3.nd - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung durch privates Busunternehmen - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Erteilung einer neuen Lenkerberechtigung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Neubemessung der Telefongebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Befreiung von der Rundfunk-, fernseh- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Einbringung von Rechtsmitteln - Beschwerde dzt. unzuläs-
slg 

Vergabe von Taxikonzessionen 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

Herstellungsgebühr für einen Fernsprechanschluß - Be­
schv.erde nicht berechtigt 

Befreiung von der fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Neugestaltung der Eintragungen im Amtlichen Telefonbuch 
- kein Mißstand 

Schülerbeförderung - Beschwerde nicht berechtigt 

Ausstellung einer ermäßigten Rückfahrkarte auf ell1er 
Post3.utobuslinie - Beschwerdegrund behoben 

t:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 
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Geschäftszahl 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

112 

Gegenstand 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Befreiung von der Fernseh- und Rundfunkgebühr - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Kündigung einer Rundfunk- und Fernsehbewilligung 
weitere Vorschreibung von Gebühren - kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung von Wischathal in den Liniendienst des 
Postbusses - Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Schülerbeförderung durch privates Busunternehmen 
Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Platzmangel in Bussen einer privaten Kraftfahrlinie durch 
Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Kostentragung für Telefonkabelverlegung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Befreiung von der Rundfunk- bzw. Telefongrundgebühr -
Aufklärung durch Auskunft 

Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung -
Zuweisung zu verkehrspsychologischer Untersuchungsstelle 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Verpachtung von Taxikonzessionen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kündigung des Fernsprechanschlusses - Einforderung eines 
Gebührenrückstandes - Beschwerde zurückgezogen 

Öffnung eines durch Sperrschranken geschlossenen Bahn­
überganges und Errichtung einer Lichtzeichenanlage -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Öffnung eines durch Sperrschranken geschlossenen Bahn­
überganges und Errichtung einer Lichtzeichenanlage 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Postenvergabe bei der Post 
Beschwerde nicht berechtigt 

übergangener Bewerber 

Postenvergabe bei der Post übergangener Bewerber 
Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
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64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

79 

8C 

81 

82 

83 

84 

GegcmlanJ 

Abbuf der Befristung einer Lenkerberechtigung - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Verlust einer eingeschriebenen Briefsendung 
Mißstand 

kein 

Versetzung einer Postbediensteten Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Hirte) 

Befreiung \-on der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Herstellung eines Fernsprechanschlusses - Beschwerde­
grund behoben 

Überhöhte Vorschreibung von hrnsprechgebühren 
Beschwerde nicht berechtigt 

Herabsetzung der Altersgrenze für das Lenken eines 
Motorbhrrades - Aufklärung durch Auskunft 

Verlängerung der Lenkerberechtigung für die Gruppe 0 -
Abweisung - Beschwerde nicht berechtigt 

Unrichtige Zustellung eines Paketes durch die Post - kein 
Mißstand 

Ruhensbestimmungen der Bundesbahn - Pensionsordnung 
- Aufklärung durch Auskunft 

Mangelhaftes Senice der ÖBB bei der Gepicksausgabe im 
Bahnhof Seefeld - Beschwerde berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

0Jeubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unfall durch herabfallendes Reisegepick in der Eisenbahn -
mangelnde Absicherung - kein Mißstand 

Befreiung von Telefon- und Rundfunkgebühren - Ableh­
nung - kein Mißstand 

Vorübergehende Entziehung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Abnahme des Führerscheines - Aufklärung durch Auskunft 

Verwaltungsstrafe wegen abgelaufener Begutachtungspla­
kette - Einbringung eines Rechtsmittels - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Abbuf einer befristeten Zubssung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Fahrpreisermäßigung bei öffentlichen Verkehrsmitteln - zur 
gesclüftsordnungsmäßigen Behandlung nicht geeignet 
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Geschäftszahl 

85 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

114 

Gegenstand 

Neuerteilung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Verwaltungsstrafverfahren wegen ungültiger Begutachtungs­
plakette und Unterlassen der Lenkerauskunft - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Befreiung von der Telefongrundgebühr für Zeiten des 
Karenzurlaubes - Beschwerdegrund behoben 

Vorschreibung des Kunstförderungsbeitrages bei der Rund­
funkgebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Reservierung eines Wunschkennzeichens -
unvollständige Angaben über Zulassungsbesitzer - Be­
schwerdegrund behoben 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Forderungen gegen VOEST-ALPINE Hebetechnik und 
Brückenbau AG - VA unzuständig 

Ausstellung eines Taxiausweises - Ablehnung - Beschwer­
degrund behoben 

Abänderung von Erledigungsentwürfen durch den Vorge­
setzten - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Vergabe von Wunschkennzeichen - mangelhafte Informa­
tion - Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Vorschreibung einer Nachgebühr für eine Postsendung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Antrag auf Überprüfung der Verkehrszuverlässigkeit 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Herstellung eines Fernsprechanschlusses - Zustimmung des 
Hausbesitzers - Beschwerde nicht berechtigt 

Mangelhafte Streckens~cherung ge~en Felsstürze durch die 
OBB - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Sperre des Fernsprechanschlusses - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Räumung der Wohnung eines ÖBB-Bediensteten 
Beschwerdegrund behoben 

Erteilung der Lenkerberechtigung - Ablehnung - Be­
schwerde nicht berechtigt 
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105 

106 

107 

108 

109 

11 Cl 

111 

112 

113 

114 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

Gegenst:lnd 

Schadenersatz nach Unhll in Bahnhofsgelände - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Befreiung \'on der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Zustellmängel bei der POSt - Besch\\erde berechtigt 

Kosten eines Telefon:lI1schlusse, für Gehörbehinderte - kein 
t\1ißstand 

Yorschulung bei einer Fahrschule für die Durchführung \on 
Ubungshhrten - Aufklärung durch Auskunft 

Gewährung der Haush::dtszubge für ÖBB-Bediensteten -
kein Mißstand 

Bewilligungspflicht für Außenstans \on Hänge- und Para­
gleitern in Salzburg - Beschwerde nicht berechtigt 

Verlängerung einer befristeten Lenkerberechtigung 
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Streckenbegradigung der Bahnlinie Salzburg-Wörgl 
Grundabtretung der Anrainer - Beschwerde dZL unzulässig 

V orschreibung der T elefongrundgehühr wegen V ersäu m ung 
der Kündigungsfrist - Besch\\crde nicht berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Tarifgest::lltung im VOR - kein :\1ißstand 

Behandlung von Anträgen auf Befreiung \on der Fernseh-, 
Rundfunk- und Telefongrundgebühr durch das Rundfunk­
amt Innsbruck - Beschwerde berechtigt - Reschwcrde­
grund behoben 

Reisegepäckbeförderung durch 
unzulässig 

Durchführung einer Stellprobe 
durch Bundesprühnstalt für 
Mißstand 

ÖBB - Beschwerde dZL 

nach einem Verkehrsunfall 
Kra ft fahrzeuge kein 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Beschlagmhme einer Funkanlage - Empfehlung 
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Geschäftszahl 

126 

127 

128 

129 

131 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

116 

Gegenstand 

Schadenersatz für Beschädigung des Privatfahrzeuges bei 
einer Dienstfahrt - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Auskunft über Unzukömmlichkeiten bei der Postzustellung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Unzumutbare Lärmbelästigung durch Verschubbetrieb beim 
Bahnhof Dornbirn - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Ausstellung des Führerscheines für Lenkerberechtigung der 
Gruppen D und E - Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Lärmbelästigung der Anrainer durch ÖBB 
(Bahnhof Wiener Neustadt) - kein Mißstand (gesetzliche 
Härte) 

Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretung des Kraft­
fahrgesetzes - Disziplinaranzeigen - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Bewilligung für Blaulicht und Folgetonhorn - Verfahrens­
dauer - Mißstandsfeststellung 

Durchführung eines Disziplinarstrafverfahrens Be-
schwerde nicht berechtigt 

N. achträgliche Zuerkennung der Dienstalterszulage für 
OBB-Bedienstete - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Herstellung eines Telefonanschlusses - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Befreiung von der Fernseh- und Rundfunkgebühr -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verkauf einer aufgelassenen Gleisanlage durch die Österrei­
chische Bundesbahn - kein Mißstand 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Befreiung von Rundfunk- und Telefongrundgebühr -
Verfahrensdauer - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Zustellung von eingeschriebenen Sendungen - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ruhestandsversetzung eines ÖBB-Bediensteten 
schwerde nicht berechtigt 

Be-

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - rückwirkende Zuerkennung - kein Mißstand 

Befristung bzw. Entziehung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

147 

148 

149 
150 

151 

152 

153 

154 

155 

156 
157 

158 

159 

160 

161 

162 

163 
164 

165 

166 

167 

168 

Gegenstand 

Neubemessung der Fernsprechgebühren - Verfahrensdauer 
- Mißstandsfeststellung 

~ärmbelästigung der Anrainer durch Verschubbetrieb der 
OBB im Bahnhof St. Johann/Tirol - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Versetzung in den Ruhestand - Beschwerde dzt. unzulässig 

Neubemessung der Fernsprechgebühr - Verfahrensdauer -
Mißstandsfeststellung 

Entziehung von Lenkerberechtigungen bzw. des T axilenker­
ausweises - Beschwerde dzt. unzulässig 

Änderung einer Blaulichtgenehmigung - Verfahrensdauer 
- Beschwerdegrund behoben 

Ausstellung eines Taxilenkerausweises - Verfahrensdauer 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Beschädigung des Telefonanschlusses - Kostentragung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Verlegung von Telefonkabel - Aufklärung durch Auskunft 

Entziehung bzw. Nichterteilung der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rückzahlung von Telefongrundgebühren - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Wiedererrichtung eines aufgelassenen Bahnüberganges -
Beschwerde nicht berechtigt 

Neubemessung der Fernsprechgebühr - Verfahrensdauer -
Beschwerdegrund behoben 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Höhe der Gebühr für die Aktivsperre eines Fernsprechan­
schlusses - Aufklärung durch Auskunft 

Neuerliche Lenkerprüfung - Aufklärung durch Auskunft 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Prüfung der Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

qberhöhte Fernmeldegebühren - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Seniorenermäßigung bei den ÖBB - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 

188 

189 

118 

Gegenstand 

Fa~rpreisermäßigung für Behinderte bei den ÖBB - kein 
MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Zustellung von eingeschriebenen Sendungen - Beschwerde 
berechtigt 

Entrichtung von Gebühren für ORF und Kabelfernsehen -
Aufklärung durch Auskunft 

Mängel bei der Postzustellung wegen Namensgleichheit -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Einstellung der Ergänzungszulage zur ÖBB-Waisenpension 
- Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Postzustellung in Abgabebriefkasten - kein Mißstand -
Beschwerdegrund behoben 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Neubemessung der Fernsprechgebühr - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Fahrpreisermäßigung für Behinderte bei den ÖBB (Kraftwa­
gendienst) - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebühr -
Beschwerdegrund behoben 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ausstellung eines Duplikatführerscheines - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Neubemessung der Fernsprechgebühr - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Einzelgenehmigung eines Kraftfahrzeuges - Verfahrens­
dauer - Beschwerde nicht berechtigt 

Vorschreibung überhöhter Fernsprechgebühren - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Vorschreibung überhöhter Fernsprechgebühren - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Verfahrensdauer -
Beschwerde zurückgezogen 
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(;esckiftszah I 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

208 

209 

210 

211 

Gegenstand 

Entziehung der Lenkerberechtigung 
Auskunft 

Befristung der Lenkerberechtigung 
berechtigt 

Aufklärung durch 

Beschwerde nicht 

Benützung einer VOR-Linie ohne gültigen Fahrausweis -
Mehrgebühr - Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung \on der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Reservierung eines Wunschkennzeichens - Beschwerde­
grund behoben 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Nachträgliche Anrechnung von Dienstzeiten für die Bemes­
sung des Ruhegenusses - Beschwerde nicht berechtigt 

Anfrage wegen Pflegefreistellung - Aufkl:irung durch 
Auskunft 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde zurück­
gezogen 

Auszahlung einer Leistung aus der Arbeitslosenversicherung 
an falsche Person - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Schmerzensgeldforderung nach Unfall vor einem Postamt -
Beschwerde nicht berechtigt 

Nicht behindertengerechte Gestaltung des Bahnhofes Bre­
genz - Beschwerdegrund behoben 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Fahrpreisermäßigung für Behinderte bei den ÖBB - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ausstellung eines Duplikatführerscheines - Beschwerde­
grund behoben 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongruncl­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Überhöhte Telefongebühren - Aufklärung durch Auskunft 

Beendigung des DienstYerhältnisses durch die ÖBB 
Wiedergutmachung - Beschwerde nicht berechtigt 

119 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 119 von 244

www.parlament.gv.at



Geschäftszahl 

212 

213 

214 

215 

216 

217 

218 

219 

220 

221 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

228 

229 

230 

231 

232 

233 

120 

Gegenstand 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh- und Rundfunkgebühr -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Befreiung von der Telefongrundgebühr - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Lärm- und Geruchsbelästigung durch zusätzlich errichteten 
Busparkplatz - Beschwerde zurückgezogen 

Herstellung eines Fernsprechanschlusses - Beschwerde­
grund behoben 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Überhöhte Fernsprechgebührenrechnung 

Hinterlegung von Rückscheinbriefen - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Austausch einer Schrankenanlage gegen eine Lichtzeichenan­
lage auf einer Eisenbahnkreuzung 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerde nicht berechtigt 

Überprüfbarkeit der Fernsprechgebühren - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vergabe eines Wunschkennzeichens - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verschiedene Anliegen an ÖBB - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Androhung einer Strafe wegen Nichterteilung einer Lenker­
auskunft (§ 103 Abs.2 KFG) - Beschwerde dzt. unzulässig 

Auszahlung der Hilflosenzulage durch ÖBB - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Vollziehung von Arreststrafen wegen Übertretung des KFG 
- Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Beschädigung der Hauswasserleitung durch Kabelverlegun­
gen im Auftrag der Post - VA unzuständig 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 
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Gesclü ftsz~h I 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

249 

250 

251 

252 

253 

254 

255 

Gegenst;lnd 

Rundfunk- und Fernsehgebühren bei Zweitwohnsitzen -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Zustellung der Post in Landabgabekasten - Beschwerde­
grund behoben 

Vorschläge zur Änderung der Straßenverkehrsordnung -
VA unzuständig 

Unzumutbare Lärmbelästigung der Anrainer durch die Bahn 
- Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - kein Mißstand 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Zustellung von Paketen durch die Post - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Höhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 

Schülerbeförderung - Aufklärung durch Auskunft 

Neuerteilung der Lenkerberechtigung - Beschv.;erde nicht 
berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde zurück­
gezogen 

Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Verwaltungsstrafverfahren wegen ungültiger Begutachtungs­
plakette - Beschwerde dzt. unzulässig 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Rückwirkende Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und 
Telefongrundgebühr - Beschwerdegrund behoben 

Fahrpreisermäßigungen für Behinderte bei den ÖBB 
(Kraftwagendienst) - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Erteilung einer Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebühr 
Aufklärung durch Auskunft 

Verwaltungsstrafen wegen Übertretung des KFG (§ 64 Abs.1) 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Unrichtige Vorgangsweise bei Paketzustellung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Lärmstörung durch Wohnungsnachbar in ÖBB-Wohnhaus­
anlage - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

122 

256 

257 

258 

259 

260 
261 

262 

263 

264 

265 

266 

267 

268 

269 

270 

271 

272 

273 

274 

275 

276 

Gegenstand 

Zusatzbewilligung für Autoradio Im Zweitwagen - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Widerruf der Zulassung eines Kraftfahrzeuges nach Verlust 
des Versicherungsschutzes - Beschwerde nicht berechtigt 

Ablehnung der Befreiung von der Rundfunkgebühr 
Beschwerdegrund behoben 

Pensionsantrag eines ÖBB-Bediensteten - Ablehnung 
Beschwerde zurückgezogen 

Höhe der Fernsprechgebühren - kein Mißstand 

Entlassung eines ÖBB-Bediensteten - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Überprüfung der Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Befreiung von der Rundfunk- und Telefongrundgebühr -
Beschwerde nicht berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Höhe der Fernsprechgebühren - kein Mißstand 

a) Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefon-
grundgebühr - Verfahrensdauer 

b) Sperre des Telefonanschlusses 
Beschwerde nicht berechtigt 

Befreiung von der Fernseh- und Rundfunkgebühr -
Beschwerdegrund behoben 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Beförderung von Paketen ins Ausland - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Rückvergütung für nicht mehr benötigte Monatskarte - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Aufstellun.g von ~opie~geräten in Postgebäuden - über­
höhte Preise - kem MIßstand 

Transit durch Tirol - Lösung "EG-Tunnel" - VA 
unzuständig 

Antrag auf Erteilung der Lenkerber~chtigung - Verfahrens­
dauer - Beschwerde dzt. unzulässig 

Abnahme der Kennzeichen - Klage auf Ersatz der 
Verfahrenskosten - VA unzuständig 

Allgemeine verkehrspolitische Anregungen - VA unzustän­
dig 

Verwaltungsstrafen wegen Überlad ung eines LKW -
Beschwerde nicht berechtigt 
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277 

278 

279 

180 

181 

182 

183 

284 

285 

186 

287 

288 

289 

290 

291 

292 

293 

294 

295 

296 

297 

C;~gem[:tnd 

Pflege eines Bahngrundstückes .. - \T ersuch der Erzwingung 
der Mitgliedschaft bei der ÜBB-Landwirtschaft - Be­
schwerde teilw. berechtigt - Beschwerdegrund teilw. 
behoben 

Vergabe eines Wunschkennzeichens - Beschvverde teilweise 
berechtigt 

Geltendmachung des Leitungsrechtes - Beschwerde dzt. 
unzubssig 

Neuerteilung einer Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Unfall auf einem Bahnsteig - Schadenersatz durch ÖBB -
Beschwerdegrund behoben 

Beförderung von Fahrrädern in Zügen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Übergangener Bewerber bei Arbeitsplatzvergabe - kein 
MißstJ.nd 

Entziehung der Lenkerberechtigung - VerfahrensdJ.uer -
Beschwerde nicht berechtigt 

Vet,veigerung der Zubssung eines Kraftfahrzeuges durch die 
Wohnsitzbehörde - Beschwerde nicht berechtigt 

Sperre und Kündigung eines Fernsprechanschlusses wegen 
offener Fernmeldegebühren - kein MißstJ.nd 

Zulassung zum Postzeitungsversand - Aufkbrung durch 
Auskunft 

Doppelbestrafung wegen Übertretung des KfG - Be­
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unrichtige Fernsprechgebührenrechnung - Beschwerde 
zu rückgezogen 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunft 

Verhalten von ÖBB-Bediensteten gegenüber BJ.hnkunden -
Beschwerde berechtigt 

Einheitliche Telefongebühren für das Gemeindegebiet von 
Preßbaum - kein Mißstand 

Verlegung von Fernmeldeerdkabel - Beschwerdegrund 
behoben 

Unzumutbare Belästigung der Anrainer durch Bahn 

Vorschreibung überhöhter Fernmeldegebühren Be­
schwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behohen 

Neubemessung der fernsprechgebühren - Besch\verde dzt. 
unzubssig 

Seniorenermäßigung für Frühpensionisten bei den ÖBB -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

124 

298 

299 

300 

301 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

308 

309 

310 

311 

312 

313 

314 

315 

316 

317 

Gegenstand 

Einspruch gegen die Fernmeldegebührenrechnung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Einheitliche Telefongebühren für das Gemeindegebiet von 
Preßbaum - kein Mißstand 

Umwandlung eines Fernsprechanschlusses - Beschwerde­
grund behoben 

Aufnahme von Bediensteten bei der Post - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ausst~llung eines Duplikatfü~rerscheines. - Überprüfung 
der Eignung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Sperre des Fernsprechanschlusses - Gebührenvorschreibung 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Antrag auf Erteilung der Lenkerberechtigung - Abweisung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Herstellung eines Fernsprechanschlusses 

Fehlerhafte Vorschreibung von Fernmeldegebühren 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Herabsetzung der Altersgrenze für Lenker von Gefahrgut­
transporten - Aufklärung durch Auskunft 

Schadenersatz für fehlerhafte Postzustellung - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Überhöhte Fernsprechgebührenrechnung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Bestrafung wegen Lenken eines Kraftfahrzeuges ohne gültige 
Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Nichtbeantwortung einer Eingabe durch die Post -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Konzessionsansuchen um Mietwagengewerbe - Aussetzung 
des Verfahrens - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerdegrund behoben 

Oldtimer-Sonderfahrten der ÖBB - Belästigung der 
Anrainer - kein Mißstand 

Ausstellung eines Duplikatführerscheines - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Antrag auf Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und 
Telefongrundgebühr - Verfahrensdauer - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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31~ 

319 

320 

321 

322 

323 

324 

325 

326 

327 

328 

329 

330 

331 

332 

333 

334 

335 

336 

337 

339 

Höhe der Telehxgebühren - Beschwerde dzt. unzulässig 

:\mtsärztliche Untersuchung \on Führerscheinwerbern bei 
der Bezirkshauptmannschaft Voitsberg - kein Mißstand 

Erteilung der Fahrschullehrerberechtigung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Benützung des österreichischen Luftraumes beim Betrieb des 
Flugplatzes Altenrhein - Aufklärung durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Aufklärung durch Auskunit 

Erteilung einer Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
:\uskunft 

Herstellung eines fernsprechanschlusses - Aufklärung 
durch Auskunft 

Erteilung der Lenkerherechtigung - :\ufklärung durch 
:\uskunft 

Neubemessung der fernsprechgebühren 

.-\ufbewahrung von Übernahmebestätigungen \on emge­
schriehenen Sendungen - kein Mißstand 

Dienstpostenvergabe bei den ÖBB - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Errichtung eines Fernsprechanschlusses Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Einsetzung eines zusätzlichen Autobusses für die Schülerbe­
förderung - Beschwerdegrund behoben 

Befristung der Lenkerberechtigung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Zustellung von Massensendungen durch die PoSt - kein 
Mißstand 

B.öhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 

Einhebung der Rundfunk- und Fernsehgebühr - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Entlohnung von Urlaubsersatzköften Beschwerdegrund 
behoben 

Refundierung von Anschlußkosten lI1 TAG-Gebiet -
Beschwerde teilweise berechtigt 
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Geschäftszahl 

340 

341 

342 

343 

344 

345 

346 

347 

348 

349 

350 

351 

352 

353 

354 

355 

356 

357 

358 

359 

360 

126 

Gegenstand 

Errichtung einer Fernsprechanschlusses - Zustimmung des 
Nachbarn - Aufklärung durch Auskunft 

Erteilung einer Lenkerauskunft - Strafverfahren 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Verweigerung der Beförderung eines KFZ im Autoreisezug 
- kein Mißstand 

Probleme mit dem Telefon und mit dem Stromverbrauch -
VA unzuständig 

Verwaltungsstrafe wegen Nichtanlegens des Sicherheitsgur­
tes - Beschwerde nicht berechtigt 

Beschädigung einer Postsendung - Schadenersatz - kein 
Mißstand 

Sperre des Fernsprechanschlusses - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Überhöhte Fernmeldegebührenrechnung - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Fehlverhalten von Bediensteten eines Fernmeldebauamtes -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Paketfachgebühren - Beschwerde nicht berechtigt 

I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 

Verhängung einer Verwaltungsstrafe wegen ungültigen 
Führerscheines - Beschwerde nicht berechtigt 

Höhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 

Mängel bei der Postzustellung - Beschwerde teilweise 
berechtigt 

Nichtbeantwortung einer Eingabe durch die Post -
Beschwerde nicht berechtigt 

Antrag auf Erteilun.g der Lenker.berechtigung - Ablehnung 
- Beschwerde mcht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Dienstpostenvergabe bei der Post - übergangener Bewerber 
- Beschwerde nicht berechtigt 

I:Iöhe der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht berech­
tigt 

Nichtbezahlung von Bauleistungen durch die Post 
Beschwerde nicht berechtigt 

Entziehung (bzw. Befristung) der Lenkerberechtigung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Satellitenempfangsanlage - Autotelefon und generelle 
Bewilligungen für Fernmeldeanlagen - kein Mißstand 
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361 

362 

363 

364 

365 

366 

367 

36S 

369 

370 

371 

372 

373 

374 

375 

376 

377 

378 

379 

3SG 

3S1 

3S3 

Gegenstand 

Verhängung einer Verw3.ltungsstr3.fe trotz fristgerechter 
Lenker3.uskunft - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Abgeltung des Resturl3.ubes n3.ch Ruhest3.ndsversetzung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Höhe der Abfertigung eines Postbediensteten - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Verw3.ltungsstrafe wegen ~ichterteilens der Lenkerauskunft 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Aufforderung zur Lenkerauskunft - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Mängel bei der Postzustellung - kein MiEstand 

Überprütb3.rkeit der Fernmeldegebühren - :\ufklärung 
durch Auskunft 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebü hr - Beschwerde dzt. unzu lässig 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und TeIcfongrund­
gebühr - Aufklärung durch .-\uskunft 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Errichtung eines Telefoneinzebnschlusses - Beschwerde­
grund behoben - Beschvv'erde zurückgezogen 

Auff<?rderung zur Beibringung eines Befundes im Verfahren 
zur Uberprüfung der Lenkert3.ugllchkelt - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Sch3.deners3.tz für Überschreitung der Lieferfrist durch ÖBB 
- kein Mißstand 

K3.belverlegung durch die Post - uns3.ChgemäEe Ausführung 
durch B3.uunternehmen - Sch3.dcnersatz - \-A unzuständig 

Unzumutbare Lärmbelästigung durch F1ugpbtz Völtendorf 

Befreiung von der fernseh-, Rundfunk- und Telefongrund­
gebühr - Beschwerde nicht berechtigt 

Einhebung des Kulturschillings mit den ORF-Gebühren -
Aufklärung durch Auskunft 

Mängel bei der Zustellung - Aufklärung durch Auskunft 

Mängel bei der Postzustellung - kein Mißstand 

Neubemessung der Fernsprechgebühren - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ablöse für Investitionen in Personalwohnung durch ÖBB -
Beschwerdegrund behoben 

Auftr3.gsverpbe an Zulieferfirmen durch die ÖBB - keine 
Be3.nst3.ndung 
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Geschäftszahl 

384 

385 

386 

387 

388 

389 

390 

391 

393 

128 

Gegenstand 

Umwandlung eines Fernsprechanschlusses - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Vergabe eines Arbeitsplatzes durch die Post - übergangener 
Bewerber - Beschwerde nicht berechtigt 

Verwaltungsstrafverfahren wegen Übertretung des FernmeI­
degesetzes - Verfahrensdauer 

Verlust eines Geldbetrages auf dem Postweg - Beschwerde 
zurückgezogen 

Räumung einer von der Post finanzierten Wohnung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Befreiung von der Fernseh-, Rundfunk- und Telefongebühr 
- Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Entziehung der Lenkerberechtigung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Verlängerung der Gültigkeit der Lenkerberechtigung 
Beibringung von Befunden - kein Mißstand 

Überlastung des Autotelefonnetzes 
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5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Umwelt, Jugend und 
Familie fallen (FJK): 

ZI. 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

2 - F]K/90 

3 

4 

J 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

Gegenstand 

Anfrage wegen Zuwendung aus dem Familienhärteausgleich 
- Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Verfahrensverzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeförderung in Bussen - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Familienheihilfe - Ausgleichszahlung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rückforderung einer Familienbeihilfe - Beschwerde berech­
tigt 

Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe - Schülerfreifahrt -
Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Konsumentenschutzfragen - zur geschäftsordnungsmäßi­
gen Behandlung nicht geeignet 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Geltendmachung des Anspruches auf Ausgleichszahlung 
Vorgangsweise des Finanzamtes Salzburg - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf Familienbeihilfe Rückforderung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Darlehen aus dem Familienhärteausgleich - Ablehnung 
eines Verzichtes auf Rückzahlung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Liste der im Bundesland Kärnten gemeldeten Sonderabfalls­
ammler und -beseitiger (§ 13 Sonderabfallgesetz) 
Ablehnung der Einsichtnahme - Beschwerdegrund behoben 

Finanzierung der Beratu ngsstelle für ] ugendsekten des 
Vereines zur Wahrung der geistigen Freiheit - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung gemäß § 5 
Absatz 1 Familienlastenausgleichsgesetz - kein Mißstand 

Anspruch auf Familienbeihilfe Rückforderung 
Beschwerde nicht berechtigt 

A~spruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung - kein 
Md\stand - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

130 

Gegenstand 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Verfahrensverzö­
gerung - Beschwerdegrund behoben 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Familienbeihilfe während Erkrankung eines volljährigen 
Kindes - Ablehnung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Familienbeihilfe Rückforderung 
Beschwerde teilw. berechtigt - Beschwerdegrund teilw. 
behoben 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Einstellung wegen Über­
prüfung der Anspruchsvoraussetzungen - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Beabsichtigte Errichtung einer Sondermülldeponie - Vor­
gangsweise der zuständigen Behörden bei der UVP -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung - Beschwerde 
zurückgezogen 

Unterstützung aus der Familienhärteausgleich - Aufklärung 
durch Auskunft 

Zuwendung aus dem Familienhärteausgleich - Aufklärung 
durch Auskunft 

Zuwendung aus dem Familienhärteausgleich - Aufklärung 
durch Auskunft 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Beschwerdegrund 
behoben 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Ablehnung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anspruch auf Familienbeihilfe für die Dauer eines Ausbil­
dungsverhältnisses - kein Mißstand 

Familienbeihilfe - Verlust zufolge Unterlassung der 
AntragsteIlung - kein Mißstand - Beschwerdegrund 
behoben 

Anspruch auf Familienbeihilfe für die Dauer eines Ausbil­
dungsverhältnisses - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Vorgangsweise des Jugendamtes (Bezirkshauptmannschaft 
Kufstein) - VA unzuständig 

Vorgangsweise des Jugendamtes (Bezirkshauptmannschaft 
Kufstein) - VA unzuständig 

A~spruch auf Familienbeihilfe - Rückforderung - kein 
MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 
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39 

40 

42 

43 

Gegenst~nd 

Anspruch auf Schulfahrtbeihilfe 
schwerde nicht berechtigt 

Anspruch auf Familienbeihilfe 
Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung - Be-

Rückforderung 

Anspruch auf erhöhte Familienbeihilfe - Nichterledigung 
des Antrages - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Anspruch auf Familienbeihilfe - Ablehnung - Besch\\erde 
dzt. unzulässig 
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Aufgabenbereich des Volks anwaltes 
Dr. Herbert Kohlmaier: 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Auswärtige Angele­
genheiten fallen (AA): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - AA/90 

2 

3 

4 

5 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

132 

Falsche Auskunftserteilung und unfreundliche Behandlung 
durch die österreichische Botschaft in Manila - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Unterhaltsverpflichtung in der BRD - Aufklärung durch 
Auskunft 

Unterlassene Hilfeleistung durch das Österreichische Gene­
ralkonsulat in Bombay - Beschwerde zurückgezogen 

Intervention des Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten zu Lasten des Rundfunkmonopols 

UNREF-Siedlung - Nichterfüllung vertraglicher Verpflich­
tungen - Beschwerde zurückgezogen 

Liegenschaft in Polen - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichterteilung eines Sichtvermerkes durch die österreichische 
Botschaft in China - Beschwerdegrund behoben 

Verweigerung der Visaausstellung durch die Österreichische 
Vertretungsbehörde in Dakar - keine Beanstandung 

Nichterteilung eines Sichtvermerkes durch die Österreichi­
sche Botschaft in Peking - Beschwerdegrund behoben 

Nichterteilung eines Einreisesichtvermerkes - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Säumnis bei der Ausstellung eines Besuchsvisums -
Beschwerde zurückgezogen 

Rückstellung eines Hauses in Ungarn - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Unkorrekte Vorgangsweise des Generalkonsulates - Be­
schwerde berechtigt 
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Geschäftszahl 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

Gegenstand 

Rückstellung von durch die DDR enteigneten Vermögens­
werten - kein Mißstand 

Vermögensvertrag DDR - kein Mißstand 

Rückstellung von enteignetem Grundbesitz in der DDR -
kein Mißstand 

He~stellung von Grenzübertrittsmöglichkeiten im Zuge des 
Weltwanderwegenetzes - Aufklärung durch Auskunft 

Nichterteilung eines Sichtvermerks durch die Österreichische 
Botschaft in T eheran - Beschwerdegrund behoben 

Grundbesitz in Ungarn - Heimfall mangels AntragsteIlung 
der Erben - Aufklärung durch Auskunft 

Nichterteilung eines Sichtvermerks - Beschwerde nicht 
berechtigt 

"Rechtshilfeersuchen" an das Österreichische Generalkonsu­
lat in München - VA unzuständig 

Einstellung einer italienischen Teilpension - Säumnis des 
Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten 
Beschwerde nicht berechtigt 

Behauptete Mißstände bei der Österreichischen Botschaft in 
Teheran - Beschwerde nicht berechtigt 

Widerrechtliche Verbringung eines Kindes in das Ausland -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unzweckmäßige Verhandlungen mit Ungarn betreffend 
Grenzübergänge 

Säumnis des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegen­
heiten bei Abgabe einer Stellungnahme in einer Staatsbürger­
schaftssache - Beschwerde dzt. unzulässig 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Finanzen fallen (FI): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .!hrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - FII90 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 
11 

12 

13 

14 
15 

16 

17 

134 

Lohnsteuernachfor~erung bei a~tswegigem Jahresausgleich 
- Beschwerde nIcht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Gebührenpflicht bei Ausstellung von Strafregisterauszügen 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Anfechtung einer Erbschaft durch die Finanzprokuratur 
unter Geltendmachung des Kaduzitätsrechts - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Unzukömmlichkeiten bei einer Betriebsprüfung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Ablehnung eines Freibetrages für die Kosten der nachträgli­
chen Errichtung eines Schutzraumes - Aufklärung durch 
Auskunft 

Amtswegige Durchführung eines Jahresausgleiches Im 
Widerspruch zu einer finanzamtlichen Auskunft - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Ausschluß aus einer Gruppenversicherung 
nicht berechtigt 

Beschwerde 

Jahresausgleich von Amts wegen bei Mehrfachpension -
Aufklärung durch Auskunft 

V ~rsteuerung eines Sachwertbezuges bei Verwendung eines 
DIenstfahrzeuges - Aufklärung durch Auskunft 

Kraftfahrzeug-Versicherung - VA unzuständig 

U ngerechtfertigte Verhängung einer vereinfachten Finanz­
strafverfügung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund teilweise behoben 

Rechtswidrige VerzoIIung einer im Inland gekauften 
Lederjacke - Beschwerde zurückgezogen 

Ungerechtfertigte Grunderwerbsteuer-Vorschreibung mit 
Verspätungszuschlag - Beschwerde nicht berechtigt 

Hereinbringung einer Bankforderung - VA unzuständig 

Rechtswidrige VerzoIIung von eingeführten Druckwerken -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Kraftfahrzeug-Steuervorschreibung mit Zuschlag trotz Vor­
liegen eines Steuerguthabens - Beschwerde dzt. unzulässig 

Rechtswidrige Aufhebung eines Einkommensteuer-Beschei­
des entgegen der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 
und gleichheitswidrige Praxis - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftslahl 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

Gegenstand 

RechtS\';idrige Aufhebung eines Einkommensteuer-Beschei­
des entgegen der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 
und gleichheitswidrige Praxis - Beschwerde nicht berechtigt 

Schmuggel eines Pelzmantels - Verhängung einer finanz­
strafe und Verfall - Aufklärung durch Auskunft 

fehlerhafte Berichtigung einer Lohnsteuerkarte - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Steuerliche Berücksichtigung der Diätverpflegung - Säum­
nis - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Versicherungsstreit - VA unzuständig 

Fehlerhafte Lohnsteuerberechnung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unterschiedliche Vergebührung gleichartiger Mietverträge 
- Beschwerde berechtigt 

Kraftfahrzeugsteuerbemessung für ell1 Elektroauto 
Aufklärung durch Auskunft 

Verzollung eines Geschenkpaketes - Beschwerde unzulässig 
- Beschwerdegrund behoben 

Nachversteuerung eines aufgelösten Bausrarguthabens trotz 
widmungsgemäßer Ver,vendung Aufklärung durch 
Auskunft 

Doppelbesteuerung von Pensionseinkünften hinsichtlich der 
ausländischen Teilpension - Besch\verde nicht berechtigt 

Umwandlung eines Bausparvertrages \'on einem Jugendspar­
vertrag in einen Normalsparvertrag - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Rückerstattung von zu Unrecht bezahlter Grunderwerbsteuer 
- Beschwerdegrund behoben 

Nachversteuerung nicht empfangener Provisionen - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Schikanöses V orge hen eines Zollwachebe,amten und unge­
rechtfertigte Bestrafung wegen einer Ubertretung nach 
Art.IX Abs.1 Z.1 EGVG - Beschwerde zurückgezogen 

Verzögerung der Nutzwertfeststellung - Auswirkung auf 
die Grunderwerbsteuer-Befreiung - VA unzuständig 

Übernahme einer Tabaktrafik - unbilliges Vorgehen der 
Monopolverwaltung 

Förderung von "Flüster-LKW's" - Aufklärung durch 
Auskunft 

Entschädigung CSSR - Aufklärung durch Auskunft 

Einheitsbewertung durch finanzamt - Auftreten ihres 
Gatten als Eigentümer - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

61 

136 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigu~g ei~es Heiratsgute~ als außergwöhnli­
che Belastung - kein MIßstand (gesetzliche Härte) 

Überhöhte Lohnsteuervorschreibung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Auflösung eines Versicherungsverhältnisses - VA unzustän­
dig 

Wiederaufnahme von Abgabenverfahren nach Betriebsprü­
fung - Aufklärung durch Auskunft 

Auseinandersetzung mit einer Vermögensverwaltungsgesell­
schaft - VA unzuständig 

Finanzstrafverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 

Jahresausgleich bei mehreren Lohnsteuerkarten - kein 
Mißstand 

Nachweis des Geldflusses bei Heiratsausstattung - Aufklä­
rung durch Auskunft 

"Doppelbesteuerung" einer Teilpension aus den USA - kein 
Mißstand 

Besteuerung von Arbeitseinkommen und Invaliditätspension 
- Aufklärung durch Auskunft 

Besteuerung einer Schmutzzulage - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unzutreffende Beweiswürdigung in einem Abgabenverfahren 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Berücksichtigung von Freibeträgen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Rückstellung eines Hauses - Beschwerde nicht berechtigt 

Steuerliche Haftung eines Kommanditisten - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Leistungsumfang einer Versicherung - VA unzuständig 

Beanstandung von Stundungszinsen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Einwendungen gegen die Einbeziehung der Loggia in die 
Grunderwerbsteuerbemessungsgrundlage Beschwerde 
nicht berechtigt 

Ersatzlose Schließungen von Trafiken - VA unzuständig 

Gebührenerhöhung wegen nicht vergebührtem Nachsichts­
ansuchen - Beschwerde nicht berechtigt 

Einwendungen gegen Geldstrafen - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Finanzstrafverfahren - ungerechtfertigte Hausdurchsu­
chung - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

Gegenstand 

Versagung ei~er Eingangsabgabenbefreiung als Übersi.ed­
lungsgut für emen Personenkraftwagen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ablehnung der Kündigung der Feuer- und Rechtsschutzver­
sicherung - VA unzuständig 

Ausfuhr eines Personenkraftwagens im Vormerkverkehr -
Aufklärung durch Auskunft 

Auflösung eines Versicherungsvertrages - VA unzuständig 

Einwendungen gegen Grundpreisfestsetzungen Be­
schwerde nicht berechtigt 

Lohnsteuernachforderung bei Pension - Aufklärung durch 
Auskunft 

a) Betrieb eines Bergbauernhofes als "Liebhaberei" 
Verwaltungsgerich tshof -Erkenntnis 

b) Nichtzuerkennung eines Agrarinvestitionskredites 
Beschwerde nicht berechtigt 

Verzollung eines PKW bei widerrechtlicher Inanspruch­
nahme des formlosen Vormerkverkehrs - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Gesetzwidrige Anwendung des § 200 BAO sowie säumige 
Aktenbehandlung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Abweisung eines Antrages auf Berücksichtigung einer 
außergewöhnlichen Belastung nach § 107 Einkommensteuer­
gesetz - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Kreditrückzahlung ungeklärte Verzinsung VA 
unzuständig 

Schwierigkeiten mit einer Versicherung - VA unzuständig 

Verfahrensverzög~.rung durch Verband der Versicherungs­
unternehmungen Osterreichs - Beschwerde berechtigt 

Unterlassung von Erhebungen unter Außerachtiassung der 
Rechtsansicht des Verwaltungs gerichtshofes - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Einschätzung nach einer Betriebsprüfung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vergebührung eines Mietvertrages - Aufklärung durch 
Auskunft 

Vollstreckungshandlungen durch die Finanzbehörden -
Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtanerkennung eines Verlustvortrages - Beschwerde 
zurückgezogen 

Vergebührung einer Eingabe an die Post- und Telegraphen­
verwaltung - Beschwerde dzt. unzulässig 

137 
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Geschäftszahl 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

138 

Gegenstand 

Nichtberücksichtigung von Fahrtkosten durch das Finanzamt 
Baden - Beschwerde dzt. unzulässig 

Nichtanerkennung von Werbungskosten - Aufklärung 
durch Auskunft 

Kürzung der Mehrleistungszulage - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Versicherungsstreit - VA unzuständig 

Säumnis bei Rückerstattung eines Umsatzsteuer-Guthabens 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Doppelte Vorschreibung einer ungerechtfertigten Einkom­
mensteuer-Nachzahlung - Aufklärung durch Auskunft 

Vorschreibung einer Steuernachzahlung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Grunderwerbsteuer - Vorschreibung nach einem Anwarts­
chaftsvertrag - Aufklärung durch Auskunft 

Abweisung eines Antrages auf Umtausch einer Banknote -
Beschwerdegrund behoben 

Stornierung eines Versicherungsvertrages - VA unzuständig 

Ablehnung der Glückspielkonzession 

~rbschaftssteuervorschreibung - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Beitragserhöhung bei einer Privatversicherung - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte Grunderwerbsteuer-Vorschreibung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Schikanöse Behandlung durch einen Finanzbeamten -
Beschwerdegrund behoben 

Rückforderung einer Mietzinsbeihilfe und Gehaltsexekution 
- Beschwerde nicht berechtigt 

U msatzsteuer-Vorschreibung an den Geschäftsführer eines 
illiquieden Betriebes - Aufklärung durch Auskunft 

Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und das 
Burgenland - dienst- und besoldungsrechtliche Beschwerde 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Vergebührung einer Aufsichtsbeschwerde - Pensionspfän­
dung - Beschwerde zurückgezogen 

Mißbräuchliche Verwendung einer Bankornatkarte 
Beschwerdegrund behoben 

Einmaliger Kinderzuschlag - Kompensation mit einer 
Steuerschuld - Aufklärung durch Auskunft 

Freibetrag für Körperbehinderte - nachteilige Auswirkung 
der Lohnsteuerreform - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 
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Geschäftszahl 

104 

105 

106 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

113 
114 

115 

116 

117 
118 

119 

120 

121 

122 

123 

Gegenstand 

Goldschmied Nichtanerkennung als "künstlerische 
Tätigkeit" durch die Finanzbehörde - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Geheimakten bei der Finanzverwaltung - teilweise Bean­
standung 

Nichtanerkennung eines Lohnsteuer-Freibetrages - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Steuerliche Behandlung von Entschädigungszahlungen nach 
Ablauf eines Mietverhältnisses mit der Postverwaltung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige Vorschreibung von Eingabengebühren 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Entschädigung nach dem Verteilungsgesetz DDR 
Verfahrensverzögerung - Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung eines PKW als "Fiskal-LKW" 
Aufklärung durch Auskunft 

Besteuerung von Pensionseinkommen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anregung auf Änderung des Gebührengesetzes - kein 
Mißstand 

Amtswegiger Jahresausgleich - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung zuges~hossener. Förderungsmittel bei 
Zugrundelegung des Kaufpreises für die Grunderwerbsteuer 
- Aufklärung durch Auskunft 

Bestrafung wegen Abgabenhinterziehung und nachträgliche 
Abgabenvorschreibung - Beschwerde nicht berechtigt 

Amtswegiger Jahresausgleich bei Doppelpension - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Auflassung einer Lotto-Toto Annahmestelle 

Streitigkeit unter Miterben - unzutreffende Sachverhaltsan­
nahmen durch die Finanzbehörden - Aufklärung durch 
Auskunft 

Rechtswidrige Vorgangsweise bei Eintreibung von Kirchen­
beiträgen - VA unzuständig 

Nichtberücksichtigung von Werbungskosten - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Unzureichende Abgeltung von Vermögensverlusten in der 
CSSR - Beschwerde nicht berechtigt 

Vorschreibung einer Bodenwertabgabe - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nachteile durch Lohnsteuerreform - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

124 

125 

126 

129 

130 

131 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

146 

140 

Gegenstand 

Mangelhafte Rückforderung emes Übergenusses Be-
schwerdegrund behoben 

Nichtgewährung einer Grunderwerbsteuer-Nachsicht -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rückerstattung zu Unrecht entrichteter Mehrwertsteuer -
Aufklärung durch Auskunft 

Ausstat~ungsmängel im Finanzamt für den 8., 16. und 
17. Bezirk - Aufklärung durch Auskunft 

Anerkennung der Rückzahlung eines Wohnbaudarlehens -
Beschwerde zurückgezogen 

Vergebührung einer Aufsichtsbeschwerde - Beschwerde 
zurückgezogen 

Nichtberücksichtigung von Werbungskosten - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Beschwerde über mangelnden Deckungsschutz einer Rechts­
schutzversicherung - VA unzuständig 

Mehrwertsteuerrückvergütung - Verweigerung der Aus­
fuhrbescheinigung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Nachträgliche Grunderwerbsteuer - Vorschreibung bei 
Errichtung einer Arbeiterwohnstätte - Aufklärung durch 
Auskunft 

Jahresausgleich - Nachteile durch Steuerreform - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 
Mißstände bei Einbringung einer Steuernachzahlung nach 
Auflösung einer Lebensversicherung - kein Mißstand 

Unbillige Stundungszinsen - kein Mißstand 

Entschädigungsanspruch nach dem Verteilungsgesetz CSSR 
- Verfahrensverzögerung - Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtsstreit mit Versicherung nach Versicherungsunterneh­
men - VA unzuständig 

Versteigerung von Gegenständen unter ihrem Wert durch das 
Dorotheum - VA unzuständig 

Nichtanerkennung von Unterhaltsleistungen als außerge­
wöhnliche Belastung - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Einheitswertfeststellung für eine Liegenschaft - kein 
Mißstand 

Überhöhte Strafbemessung durch Finanzamt - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Abweisung eines Entschädigungsanspruches nach dem 
Verteilungsgesetz DDR - Beschwerde nicht berechtigt 

Mangelnde Aufklärung über eine Abgabenschuld 
Beschwerde zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

147 

148 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

156 

157 

158 

159 

160 

161 

162 

163 

164 

165 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Beschlagnahme und Verzollung emes 
Personenkraftwagens - Beschwerde nicht berechtigt 

Mehrfachpension - amtswegiger Jahresausgleich - Be­
schwerde zurückgezogen 

N. achträgliche Grunderwerbsteuer-Vorschreibung wegen 
Uberschreitung für Arbeiterwohnstätten festgelegten Be­
schränkungen - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Ersatz von Prozeßkosten an die Finanzprokuratur - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Nichtbeachtung des Flächenwidmungsplanes bei steuerlicher 
Bewertung eines Grundstückes Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Abweisung eines Antrages auf Wiederaufnahme abgaben­
rechtlicher Verfahren - Beschwerde nicht berechtigt 

BTX-Gebühren - Unterlassung einer Umsatzsteuer-Aus­
weisung - kein Mißstand 

Entrichtung der Kirchensteuer für die Ehegattin - VA 
unzuständig 

Steuerrechtliche Haftung des Komplementärs - Säumnis des 
Verwaltungsgerichtshof - Beschwerdegrund behoben -
Aufklärung durch Auskunft 

Strittige Kapitalertragsteuervorschreibung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verzögerte Behandlung eines Auskunftsersuchens durch das 
Bundesministerium für Finanzen - Ablehnung des Amtshaf­
tungsanspruches - Aufklärung durch Auskunft 

Beschwerde über ein Versicherungsunternehmen - VA 
unzuständig 

Ungenaue Bezeichnung der bescheiderIassenden Abgabenbe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

Steuerpflicht für eine Teilpension aus der Bundesrepublik 
Deutschland - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtdurchführung eines Jahresausgleiches - Aufklärung 
durch Auskunft 

Nichtdurchführung eines Jahresausgleiches - kein Mißstand 

Verzollung eines Austauschgerätes bei Inanspruchnahme der 
Gewährleistungspflicht - Aufklärung durch Auskunft 

Streitigkeit mit privater Krankenzusatzversicherung - VA 
unzuständig 

Verpflichtung eines Finanzbeamten zur Zeugenaussage -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 

142 

Gegenstand 

Klagsführung gegen Versicherung nach Verkehrsunfall 
VA unzuständig 

Nachforschungen des Finanzamtes wegen Schenkungssteuer 
- Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung von Werbungskosten (Reisediäten) -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Autoleasing - Leistungsumfang einer Kraftfahrzeug-Haft­
pflichtversicherung - VA unzuständig 

Vergebührung eines Ansuchens um Zahlungserleichterungen 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Nichterledigung einer Berufung in einer Gebührensache -
Beschwerde nicht berechtigt 

"Befreiung" von der Lohnsteuer - Aufklärung durch 
Auskunft 

Keine Grunderwerbsteuer-Befreiung bei Erwerb eines 
Rohbaues - Aufklärung durch Auskunft 

Nichterledigung einer Aufsichtsbeschwerde durch das 
Bundesministerium für Finanzen - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Anerkennung von Pensionsbeiträgen als Betriebsausgabe -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichtanerkennung von Werbungskosten - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Grunderwerbsteuer-Nachforderung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

S.chenkungssteuervorschreibung - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Vergebührung von Auskunftsersuchen - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nachträgliche Abgabenvorschreibung und Einleitung eines 
Finanzstrafverfahrens - Beschwerde dzt. unzulässig 

Überhöhte Überweisungsgebühren im Eurochequeverkehr -
kein Mißstand 
Schikanöse Behandlung durch ein Organ der Zollwache -
Beschwerde nicht berechtigt 

Abgabenvorschreibung - laufendes Nachsichtsverfahren -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Vergebührung einer Aufsichtsbeschwerde nach 5 Jahren -
kein Mißstand 

Schikanöse Anordnung einer amtsärztlichen Untersuchung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Bestrafung wegen Hinterziehung von Eingangsabgaben -
Beschwerde dzt. unzulässig 
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188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

19H 

199 

20e 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

Gegemtand 

Nachversteuerung emer ausländischen Teilpension 
Aufklärung durch Auskunft 

Ausstellung einer falschen Lohnsteuerbescheinigung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Keine Berücksichtigung von erhöhten Aufwendungen für 
Diitkost bei Steuerfreiheit des Einkommens - Aufklärung 
durch Auskunft 

Beförderungsrechtliche Bemchteiligung der Buchhaltungsbe­
diensteten in der VerwenJungsgruppc B - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Auseinandersetzung mit einer Versicherung - \-A unzustän­
dig 

Nichtberücksichtigung erhöhter Sonderausgaben - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Geltendmachung von in der CSSR erworbenen Sparguthaben 
- Nichtanwendbarkeit des U msiedler- und Vertriebcnen­
Entschidigungsgesetzes (UVEG), des :\ushilfegest'tzes (AG) 
und des Entschidigungsgesetzes CSSR - kein Mißstand 
(gesetzliche Hirte) 

Mangelhafte Durchführung einer Betriebsprüfung und eines 
Finanzstrafverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 

Weitergabe geschützter Daten im Versicherungsbereich -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Zoll- und Eingangsabgabenvorschreibung 
für einen Personenkraftwagen - Beschwerde dzt. unzulässig 

Doppelte Grunderwerbsteuer-V orsch reibung bei Bau rechts­
\ertrag mit dem Land Niederösterreich - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ungerechtfertigte Einleitung eines Finanzstrafwrfahrens -
Beschwerde nicht berechtigt 

Gebührenfreiheit von Rechtsmitteln im Mehrparteienwrfah­
ren - Beschwerde nicht berechtigt 

Unsachliche Differenzierung bei Versteuerung \on Jubild­
umszuwend ungen 

Ablehnung eines Antrages auf Herabsetzung des Einheits­
wertes - Aufklärung durch Auskunft 

Verrechnung der Umsatzsteuer bei Portokosten - kein 
MiEstand - Aufklärung durch Auskunft 

Amtsirztliche Untersuchung für KFZ-Steuerbefreiung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Steuerschulden aus Gastgewerbebetrieb - Aufklärung durch 
Auskunft 

Vergebührung von Eingaben 
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Geschäftszahl 

207 

208 

209 

210 

211 

212 

213 

214 

215 

216 

218 

219 

220 

221 

222 

223 
224 

225 

226 

227 

228 

144 

Gegenstand 

Entschädigungsgesetz CSSR - Auskunft - Aufklärung 
durch Auskunft 

Haftung für Steuerschuld des Lebensgefährten aufgrund 
eines (nicht rechtswirksamen) Gesellschaftsverhältnisses -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Strittige Fälligkeit einer Abgabenschuld - Beschwerde 
teilweise berechtigt 

"Autonome Betriebe" in Haftanstalten - finanzbehördliche 
Erfassung 

Rechtswidrige Verhaftung bei Vorsprache am Finanzamt -
Beschwerde berechtigt 

Nichtabschluß eines Annahmestellenvertrages durch die 
österreichische Lotto-Toto GesmbH 

"Erhöhung" des Kirchenbeitrages durch Lohnsteuerreform 
- Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Einkommensteuernachzahlung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Nachträgliche Vorschreibung von Eingabegebühren - kein 
Mißstand 

Steuernachzahlung für angeblich gestohlenen Geldbetrag -
Beschwerde zurückgezogen 

Beteiligung an einem Bauherrenmodell - finanzbehördliche 
Beurteilung als "Liebhaberei" - Beschwerde dzt. unzulässig 

Abweisung eines Antrages nach dem Aushilfegesetz -
Beschwerde nicht berechtigt 

Steuerliche Absetzbarkeit von Unterhaltsleistungen 
SchlechtersteIlung durch die Steuerreform - kein Mißstand 

Vergebührung eines Auskunftsersuchens - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Widerruf von Ursprungszeugnissen EUR 2 - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Versicherungsstreit nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 

Vergebührung einer Meldeauskunft - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Mehrwertsteuervorschreibung für Annuitätenzahlungen -
Aufklärung durch Auskunft 

Jahresausgleich - Entfall des Freibetrages - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Einstufung einer Gewerbeausübung als "Liebhaberei" -
unrichtige Gegenverrechnung von Steuerguthaben und 
Abgabenschuldigkeit - Beschwerde dzt. unzulässig 

Kirchensteuervorschreibung - VA unzuständig 

9' 
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229 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

243 

244 

245 

246 

247 

248 

C;egenst~nd 

Phndung von Pensionseinkünften - Vollstreckung durch 
das Bundesrechenamt - Aufkbrung durch Auskunft 

Ablehnung eines Antrages auf Entschädigung nach dem 
Verteilungsgesetz DDR - Beschwerde nicht berechtigt 

Steuernachforderung bei Teilpension aus der BRD 
Beschwerde nicht berechtigt 

Erlassung von Zollgebühren - Beschwerde berechtigt 

Phndung von Steuerrückständen ohne Aufschlüsselung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Ruhestandsverhhren - Einwendungen gegen Gegenschrift 
des Bundesministeriums für finanzen - VA unzuständig 

Konsenslose Kündigung einer Lebensversicherung - VA 
unzuständig 

Vorschreibung von Gebühren als Solidarschuldner - kein 
Mißstand 

Geltendmachung eines Entschädigungsanspruches nach dem 
Verteilungsgesetz DDR - kein Mißstand 

Schadenersatzpflicht \'on Grundwehrdienern nach dem 
Organhaftpflichtgesetz - unbillige Praxis des Bundesmini­
steriums für Finanzen 

Ungerechtfertigte Beschlagnahme eines Personenkrafrwa­
gens durch Zollbehörde - Beschwerde dZL unzulässig 

Unrichtige Bemessung der Umsatzsteuer bei Versorgungs­
rente 

Einforderung der Feuerversicherung trotz Übergang auf den 
Käufer - VA unzuständig 

Anmeldung eines Vermögensanspruches nach dem Entschä­
digungsgesetz CSSR - Beschwerde nicht berechtigt 

U nproportionale Erhöhung von Versicherungsbeiträgen -
Genehmigung durch das Bundesministerium für Finanzen -
Beschwerde nicht berechtigt 

C?runderwer,~steuerpflicht von Tauschverträgen - "Spekula­
tlonsgewmn - Aufkbrung durch Auskunft 

Steuernachzahlung aufgrund emer Betriebsprüfung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Höhe der Kraftfahrzeugsteuer für mehrere mit Wechselkenn­
zeichen zugelassene Kraftfahrzeuge, darunter ein Traktor -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Mißstände bei Finanzamt, Postamt, Bezirksgericht und 
Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt 

Steuernachforderung nach Jahresausgleich - Vollstreckung 
- Beschwerde dZL unzubssig 
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Geschäftszahl 

249 

250 

251 

252 

253 

254 

255 

256 

257 

258 

259 

260 

261 

263 

264 

265 

266 

267 

268 

269 

146 

Gegenstand 

Vorsteuerabzug bei Prozeßkostenersatz - Aufklärung durch 
Auskunft 

Streitigkeiten mit einer Versicherung - VA unzuständig 

KFZ-Steuervorschreibung - Strittigkeit des Abgabenschuld­
ners - Beschwerde zurückgezogen 

Einkommensteuer-Nachzahlung bei Mehrfachpension 
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Streitigkeit mit einer Versicherung nach Verkehrsunfall 
VA unzuständig 

Einkommensteuer-Vorschreibung - Nichtberücksichtigung 
des Alleinverdienerfreibetrages - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Pensionsanspruch - Beschwerde nicht berechtigt 

Schikanöse zollrechtliche Amtshandlung - kein Mißstand 

Einwendungen wegen Eintreibung :,on Einga':1gsa~gaben im 
Rahmen des GesamtschuldverhältOisses - kem MIßstand 

Ablehnung des Ansuchens um Entlassung aus der Gesamt­
schuld nach § 237 Abs.1 BAO - Beschwerde nicht berechtigt 

Bestreitung eines angesprochenen Umsatzsteuerbetrages als 
Vorsteuer bei einem Leasingvertrag - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Zu geringe Leistung der Bundesländerversicherung an 
Schmerzensgeld - VA unzuständig 

Amtswegiger Jahresausgleich - Nichtberücksichtigung von 
Sonderausgaben - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Rückzahlungsforderungen wegen unrichtig ermittelter Ent­
fernung des Wohnsitzes - kein Mißstand 

Hausdurchsuchung und Beschlagnahme trotz anhängigen 
Verfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 

Unterlassene Berichtigung trotz Fehlers des Bundesrechen­
amtes - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Zu hohe Steuervorschreibung - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Vorschreibung der Grunderwerbsteuer gegenüber dem 
Käufer - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtberücksichtigung der außergewöhnlichen Belastung -
kein Mißstand 

Einwendungen gegen Jahresausgleichsgrenzen kein 
Mißstand 
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Geschäft'7"hl 

270 

271 

272 

273 

274 

275 

276 

277 

278 

279 

280 

281 

282 

283 

284 

285 
286 

287 

288 
289 

290 

Gl'gensl~nd 

Vergebührung eines Sch reibens an Polizeipräsiden ten -
Besch\\"erde dZL unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Grunderwerbsteuervorschreibung wegen Überschreitung der 
Nutzfläche einer Arbeiterwohnstätte - Beschwerde dZL 
unzulässig 

Grunderwerbsteueryorschreibung 1m Voraus und nicht 
bezugsfertiger Eigentumswohnung 

Entschädigung yon CSSR-Vermägen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Gebührenyorschreibung für .\bbuchungsauftrag Be-
schwerde zurückgezogen 

Ablehnung des Antrages auf Sonderausgaben - Beschwerde 
dZL unzulässig 

Hilfeersuchen zur Herabsetzung einer Schadenersatzzahlung 
an RaikJ. - VA unzuständig 

Bestrafung wegen Überlassung eines im Vormcrkverfahren 
eingeführten PKW - Beschwerde nicht berechtigt 

Entschädigung \'On Vermögensl"erluslen in der DDR - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Doppelbesteuerung einer Invaliditätspension - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Keine steuerbegünstigte Behandlung der Sonderzahlungen 
einer BRD-Pension - Aufklärung durch Auskunft 

Steuervorschreibung trotz Eintragung eines Lohnsteuerfrei­
betrages - Jahresausgleich - Aufklärung durch .\uskunft 

Cngerechtfertigte Einleitung eines Disziplinarverfahrens -
Beschwerde nicht berechtigt 

Vorschreibung der Grunderwerbsteuer für Arbeiterwohn­
stätte - Beschwerde nicht berechtigt 

l\ichtberücksichtigung einer außergC\\"öhnlichen Belastung 
- Beschwerde berechtigt 

Streitigkeit mit einer Pri"atversicherung - VA unzuständig 

l\berkennung des Alleimerdienerab,etzbetrages - kein 
Mißstand 

Berücksichtigung I"on auEergewöhnlichen Belastungen bei 
der Lohnsteuer - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Streit mit Reisegepäckversicherung - \'A unzuständig 

G utgläubiger Verbrauch einer rechts\\idrig angewiesenen 
Abfertigung - Beschwerde herechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Vergehührung einer Aufsichtsbeschwerde - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

291 

292 

293 

294 

295 

296 

297 

298 

299 

300 

301 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

308 

309 

310 

311 

312 

313 

148 

Gegenstand 

Streitigkeit mit einer Privatversicherung - VA unzuständig 

Steuerliche Berücksichtigung von Heiratsgut - Verfahrens­
verzögerung - Beschwerde berechtigt 

Bestrafung wegen Abgabenhehlerei - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Vergebührung einer Aufsichtsbeschwerde 

Nachnotionierung von Eingaben bzw. Protokollen in einem 
Gewerbeverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 

Nichterledigung eines Rückstellungsantrages nach dem 
3. Rückstellungsgesetz - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Nichtberücksichtigung von Absetzbeträgen - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Vorschreibung einer Gebührenerhöhung - kein Mißstand 

Übergriffe des Finanzamtes Wien 20, Traisengasse - kein 
Mißstand 

Ausnützung einer rechtswidrigen Mietvertragsbestimmung 
durch den Bund 

Amtswegiger Jahresausgleich bei Mehrfachpension 
Aufklärung durch Auskunft 

Besteuerung einer Erschwerniszulage - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Anhängiges Finanzstrafverfahren - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 

Vergebührung eines Dienstvertrages - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Nichtberücksichtigung von Freibeträgen - Aufklärung 
durch Auskunft 

Arntswegiger Jahresausgleich bei Mehrfachpension -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Lastschriftanzeige ohne Bescheidgrundlage - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Lohnsteuernachforderung - Beschwerde nicht berechtigt 

Streit mit KFZ-Versicherung - VA unzuständig 

Hauskrankenpflege - Umsatzsteuerpflicht - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Steuernachzahlung bei Pension - Beschwerde zurückgezo­
gen 

Hindernisse für eine gemeinsame Besteuerung von Pensionen 
- Beschwerdegrund behoben 

Anweisung der Familienbeihilfe ohne Hinzurechnungsbetrag 
- Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

314 

315 

316 

317 

318 

319 

320 

321 

322 

323 

324 

325 

326 

327 

328 

329 

330 

331 

332 

333 

334 

335 

336 

337 

Gegenstand 

Kraftfahrzeugsteuererhöhung - kein Mißstand 

Säumnis bei Erlassung von Vermögenssteuerbescheiden 
Beschwerde berechtigt 

Zollamtliche Beschlagnahme - kein Mißstand 

Ungerechtfertigte Lohnsteuernachforderung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Versicherungsstreit - VA unzuständig 

Private Krankenversicherung - VA unzuständig 

Bekanntgabe der Sozialversicherungsnummer an die Finanz­
behörde - datenschutzrechtlicher Aspekt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Streit mit Brandschadensversicherung - VA unzuständig 

Versicherungsstreit - VA unzuständig 

Steuernachsicht - Verfahrensverzögerung - Beschwerde­
grund behoben 

Vergebührung eines Mietvertrages - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Vorschreibung von Stempelgebühren - Beschwerde berech­
tigt 

Verletzung des Auskunftspflichtgesetzes durch das Bundes­
ministerium für Finanzen 

Schikanöse Abwicklung des Parteienverkehrs im Finanzamt 
für den 20. Bezirk 

Beabsichtigter Verkauf einer Trafik - Steuerschuld -
Aufklärung durch Auskunft 

Verg~bühr~ng eines Stundungs- bzw. Teilzahlungsansuchens 
- kelO MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Amtswegiger Jahresausgleich - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtanerkennung erhöhter Werbungskosten 

Nachträgliche Grunderwerbsteuervorschreibung 
schwerde nicht berechtigt 

Be-

Benachteiligung durch die Steuerreform - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Nichtbehandlung einer Aufsichtsbeschwerde durch das 
Bundesministerium für Finanzen - VA unzuständig 

Kran~enversicheru?g - Leistungsanpassung - aufsichtsbe­
hördiIche Genehmigung - Beschwerde zurückgezogen 

Entlassung aus dem Zollwachedienst - Ungleichbehandlung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Streit mit einer Wohnungsversicherung - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

338 

339 

340 

341 

342 

343 

344 

345 

346 

347 

348 

349 

350 

351 

352 

353 

354 
355 

356 

357 

358 

150 

Gegenstand 

Amtswegiger Jahresausgleich bei Mehrfachpension 
Beschwerde zurückgezogen 

Nichterbringung einer Versicherungsleistung - VA unzu­
ständig 

Gebäudeschaden durch Orkan - Versicherungsstreit - VA 
unzuständig 
Säumnis des Verwaltungsgerichtshofes bei Behandlung einer 
Beschwerde gegen Bescheide der Finanzlandesdirektion 
Salzburg - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Verfahrensmängel bei der Einleitung des Finanzstrafverfah­
rens - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtzahlung einer Leistung aus der Versicherung für 
Krankenvorsorge - VA unzuständig 

Schwierigkeiten bei der Behebung eines Sperrguthabens eines 
gestohlenen Sparbuches - Beschwerdegrund behoben 

Nachforderung im Rahmen des Jahresausgleiches 
Beschwerde zurückgezogen 
Nachforderung der Grunderwerbsteuer - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ablehnung der Grunderwerbsteuerbefreiung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Kündigung der Zusatzversicherung im Rahmen einer 
Gruppenversicherung - Beschwerde nicht berechtigt 

Mehrmalige Zollvorschrei~ung für die Einfuhr einer Ware -
Beschwerde dzt. unzuläSSIg 

Ungerechtfertigt verhängte Zollstrafe - Beschwerde teil­
weise berechtigt - Beschwerde zurückgezogen 

Weiterbestand der Versicherung trotz Kündigung - VA 
unzuständig 
Einforderung von Versicherungsprämien trotz Kündigung -
Beschwerde nicht berechtigt 
Einwendungen gegen Provisionsabzüge der Kreditinstitute 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Einwendungen gegen die Verlegung der Trafik Willibald 

Keine Prämienrückvergütung der Haftpflichtversicherung bei 
stillgelegtem Kraftfahrzeug unter 6 Monaten - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung einer Entschädigung für in Deutschland erlittene 
Kriegsschäden - Beschwerde nicht berechtigt 

Versagung der Grunderwerbsteuerbefreiung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Vergebührung für die Ausstellung eines Duplikates emes 
Meldezettels - Aufklärung durch Auskunft 
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Gcschäftszah I 

359 

368 

361 

362 

363 

364 
365 

366 

367 

368 

369 

378 

371 

372 

373 

374 

376 

377 

378 
379 

388 

381 

Gegenstand 

Vorschreibung der Grunderwerbsteuer trotz Eigentumsüber­
g:mg - Beschwerde nicht berechtigt 

a) Unwürdige Behandlung durch Zollorgan 
b) Ungerechtfertigte Zolleinhebung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Verzögerung bei der Auszahlung eines Steuerguthabens -
kein Mißstand 

Ungleichbehandlung bei Jubibull1szuwendung aktiver Be­
diensteter und Pensionisten 

Unterlassung einer Information über Gebührenpflicht -
Beschwerde nicht berechtigt 

Vorgangsweise bei Gewährung des Behindertenfreibetrages 

Nichtzuerkennung des Alleill\erdienerfreibetrages - kein 
Mißstand 

Besteuerung einer Witwenpension - Beschwerde teilweise 
berechtigt 

Vermögens- und Einkommensteuer nach Erbschaft 1m 
Ausland - Aufklärung durch Auskunft 

Nachforderung der Gewerbesteuer - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Rechtswidrige finanzbehördliche Einstufung der.Tätigkeit als 
Lohndruschfahrer - Beschwerde dzt. unzubsslg 

Gesetzwidriger Jahresausgleich - Beschwerde teilw. berech­
tigt - Beschwerdegrund teilw. behoben 

Bewertung von Liegenschaften Aufkbrung durch 
Auskunft 

Ungleichbehandlung von Pensionsbeziehern - keine Bean­
standung 

Amtswegiger Jahresausgleich bei Mehrfachpension - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Rechtswidrige Grunderwerbsteuervorschreibung 
Mißstand 

kein 

Steuernachzahlung und Finanzstrafverfahren wegen Abga­
benhinterziehung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Lange Dauer von Veranlagungsverfahren - Beschwerde 
berechtigt 

Versicherungsstreit - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte V ermögenssteuervorsch reibung Be-
schwerde dzt. unzubssig 

Beschwerde über die Gestion einer Sparkasse VA 
unzuständig 

Behandlung eines Gebührentatbestandes durch mehrere 
finanzämter - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

382 

383 
384 

385 
386 

387 

388 

389 
390 

391 

392 

393 

394 

395 

396 

397 

398 
399 

400 

401 

402 

403 
404 
405 

152 

Gegenstand 

Überhöhte Umsatzsteuervorschreibung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Vergebührung einer Eingabe - Beschwerde nicht berechtigt 

Einwendungen gegen Grunderwerbsteuer-Vorschreibung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Vergebührung einer Eingabe - Beschwerde nicht berechtigt 

Umsatzsteuerrechtliche Behandlung von Gutachterhonora­
ren - Beschwerde zurückgezogen 

Umsatzsteuervergütung bei Touristikexportgeschäften -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Einhebung einer Grunderwerbsteuer-Schuld im Vollstrek­
kungsweg - Beschwerde teilweise berechtigt 

Jahresausgleich - Nachteile durch Steuerreform 

Vergebührung eines Auskunftsersuchens an die Gendarmerie 
- Aufklärung durch Auskunft 

Säumige Durchführung von Jahresausgleichen durch das 
Finanzamt Baden - Beschwerde nicht berechtigt 

Steuerrechtliches Problem anläßlich der Geschäftsauflösung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Ablehnung einer Leistung durch Versicherung - VA 
unzuständig 
Fälligstellung der Prämien bei Übertragung des Bausparver­
trages - Beschwerde zurückgezogen 
Versteuerung der Zuwendungen des Ehegatten bei gemeinsa­
men Hausbau 
Feststellung der wirtschaftlichen Verhältnisse im Zollstrafver­
fahren - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unberechtigte Vorschreibung der Grunderwerbsteuer 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Kirchenbeitragsangelegenheit - VA unzuständig 

Erhöhte Vorschreibung wegen nichtentrichteter KFZ-Mar­
ken - kein Mißstand 
Ablehnung verrechneter Vorsteuerbeträge für Rennmaschine 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Vorschreibung hoher Ratenzahlungen rückständiger Erb­
schaftssteuer - Beschwerde nicht berechtigt 

Getrennte Versteuerung von Einkünften aus nichtselbständi­
ger Arbeit - Aufklärung durch Auskunft 
Einkommensbesteuerung - Aufklärung durch Auskunft 

Bewerbung um eine Lotto-Toto-Annahmestelle 

Schikanöse Vorgangsweise der Finanzlandesdirektion Inns­
bruck 
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Gcsch:iitszahl 

406 

407 

408 

409 

410 

411 

412 

413 

414 

415 

416 

417 

418 

419 

420 

421 

422 

423 

Gegenstanu 

Lohnsteuernachforderung nach Durchführung des Jahres­
ausgleiches - kein Mißstand 

Zwangsversteigerung auf Betreiben einer Sparkasse - VA 
unzuständig 

Vergebührung einer Eingabe 

Abschreibung von Fortbildungskosten - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Nichberücksichtigung erhöhter Werbungskosten 

Rechtswidrige Durchführung eines Finanzstrafverfahrens -
Beschwerde nicht berechtigt 

Verspätete Zustellung von Erlagscheinen für Einkommen­
steuer-Vorauszahlungen - Beschwerde nicht berechtigt 

Sicherstellungsauftrag für angeblichen Einkommensteuer­
Rückstand - Beschwerdegrund behoben 

Jahresausgleich - Aufklärung durch Auskunft 

Vergebührung eines Darlehens - kein Mißstand 

Grundkauf - Spekulationsgewinn - Aufklärung durch 
Auskunft 

Kündigung einer Rechtsschutzversicherung - VA unzustän­
dig 

Säumige Verfahrensdurchführung durch die Finanzlandesdi­
rektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland 

Finanzstrafverfahren wegen Abgabenhehlerei - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Ablehnung einer Mietzinsbeihilfe Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Steuerliche Einstufung eines Dreiradmobils - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Rechtswidrige Ausstellung von vollstreckbaren Rückstands­
ausweisen durch die Finanzbehörde 

Kündigung einer Versicherung - VA unzuständig 
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3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Ange­
legenheiten fallen (im Umfang des Ressortbereiches des früheren 
Bundesministers für Bauten und Technik - BT): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - BT/90 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

154 

Unzumutbare Unterbringung des Arbeitsamtes Baden -
Säumnis des Bundesministeriums für wirtschaftliche Angele­
genheiten - keine Beanstandung 

Grundbesitzbogen - Verhältnis zum Grundbuchsauszug -
Aufklärung durch Auskunft 

Unfall durch einen herabstürzenden Ast in einem Bundeskon­
vikt 

Baumschnitt durch Bundesstraßenverwaltung - Beschwer­
degrund behoben 

Wertminderung eines Grundstückes durch Autobahnbau -
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

Grundeinlöseübereinkommen mit der Bundesstraßenverwal­
tung - Beschwerde zurückgezogen 

Unzureichende Einzäunung eines Autobahnteilstückes 

Nichteinlösung eines Wasserschutzgebietes durch die Bun­
desstraßenverwaltung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Unzureichende Entschädigungsbemessung bei Grundeinlöse 
für Autobahnbau - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Einwendungen gegen geplante Tauernautobahnauffahrt -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Errichtung von Lärmschutzwänden - Vorschreibung von 
Verhandlungskosten - Aufklärung durch Auskunft 

Ungeklärter Grenzverlauf nach Gr~ndabtretung für Bundes­
straßenzwecke - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichterrichtung eines Lärmschutzdammes - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unzureichende Ausstattung einer Lärmschutzwand - keine 
Beanstandung 

Geplante Errichtung eines Würstelstandes auf einem 
Autobahnparkplatz - kein Mißstand 

Grundsätze der Entschädigungsbemessung bei Enteignung 
für Bundesstraßenzwecke - Aufklärung durch Auskunft 
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Gnch,Ütlzahl 

17 

18 

20 

21 

23 

24 

25 

26 

27 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

Gegemtand 

Anrainereinwendungen gegen geplanten Ausbau der Bundes­
straße 125 - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenüberwälzung eines fehlgeschlagenen Groß\'Crsuches 
des Bundesministeriums für Bauten und Technik 

Entschädigung für Grundinanspruchnahme durch die Be­
zirksstraßenverwaltung - gerichtliches Neufestsetzungsver­
fahren - Beschwerde zurückgezogen 

"Vermietung" einer Privatstraße - Beanstandung 

Abtrennung eines Grundstückes nach dem Liegenschaftstei­
lungsgesetz - Aufklärung durch :\uskunft 

Nichtzuerkennung einer Jubiläumszuwendung an emen 
ehemaligen Bediensteten des Verrnessungsamtes Judenburg 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Irrtümliche Zuschreibung eines Grundstückes an ell1en 
Dritten durch das Vermessungsamt Bludenz - Beschwerde 
berechtigt 

Berichtigung eines Grenzkatasters - lange Dauer des 
Berufungsverfahrens - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anhebung des Straßen niveaus Nässeschäden durch 
Straßenwässer - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Einbehaltung von aufgrund ell1es verfassungswidrigen 
Gesetzes vorgeschriebenen Zinsen für ein W ohnhaus-Wie­
deraufbaufonds-Darlehen - kein Mißstand (gesetzliche 
Härte) 

Ausbau der Bundesstraße 72 - keine Gehsteigherstellung -
Beschwerdegrund behoben 

Einlöse eines Hauses für den Straßenbau - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ertragsminderung durch Baumpflanzungen an einer Bundes­
straße - kein Mißstand 

Ablehnung der Übersteilung in die Verwendungsgruppe PI 
(Bundesbaudirektion) - kein Mißstand - Aufklärung durch 
Auskunft 

Vorschreibung eines Erhaltungsbeitrages gemäß § 16 Mietge­
setz - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Mietzinserhöhung durch die Bundesge­
bäudeverwaltung lI-Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtabrechnung von Architektenhonoraren durch Unterlas­
sung der Bekanntgabe der Baukosten durch die Bundeshaudi­
rektion - Beschwerdegrund teilweise behoben - Aufklä­
rung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

156 

37 

39 

40 

41 

42 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

Gegenstand 

Nichterrichtung einer Lärmschutzwand an der Flughafenau­
tobahn im Bereich des Bundesschulsportplatzes - keine 
Beanstandung 

Nichteinhaltung der Zusage von Lärmschutzmaßnahmen -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rückkauf abgelöster, jedoch nicht für Bundesstraßenzwecke 
in Anspruch genommener Grundflächen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verfahrensmängel bei Detailprojektierung der B 205 
Beschwerde nicht berechtigt 

Haftung für W ohnhaus-Wiederaufbaufonds-Darlehen 
Aufklärung durch Auskunft 

Erweiterung einer Straßendurchfahrt - Beschwerde zurück­
gezogen 

Irrtümliche Mappenberichtigung durch das Vermessungsamt 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Grundablöse für Bundesstraßenbau - Grundsätze der 
Entschädigungsbemessung - Aufklärung durch Auskunft 

Aufkündigung einer Wohnung durch die Bundesgebäudever­
waltung II Linz - kein Mißstand 

Ungerechtfertigte Rückforderung eines Annuitätenzuschus­
ses nach Bundessonderwohnbaugesetz 1983 - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

U nrichtige Schlußvermessung beim Ausbau der B 151 - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Neuplanung der Trasse für Pyhrn-Autobahn - kein 
Mißstand 

Rückübereignung nach dem Bundesstraßengesetz - Unter­
lassung des Parteikostenersatzes und unbillige Kaufpreisfor­
derung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde zurückge­
zogen 

Nichtbehebung von Baumängeln an Kasernenanlagen in 
Graz durch die Bundesgebäudeverwaltung - keine Bean­
standung 

Einwendungen gegen die Auflassung des Bundesbades Alte 
Donau - Beschwerde dzt. unzulässig 

Schadenersatzforderung für PKW-Unfall wegen ungestreu­
ter Bundesstraße - VA unzuständig 

Verbauung einer zum Sozialtarif gepachteten Liegenschaft 

Ungerechtfertigte Delogierung aus Bundeswohnung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Fehlerhafte Vermessung - unrichtiger Grundbuchsstand -
VA unzuständig 
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Cesclüfl.V:lhl 

59 

68 

61 

62 

63 

64 

66 

67 

6H 

69 

7':-

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

C;egeml.:lnd 

Cnzureichender Ausb:lUgrad cmer Bundesstrage 
schwerdegrund behoben 

Be-

Unzureichender Ausbaugrad emer Bundesstrage Be-
schwerdegrund behoben 

Schleppende Bezahlung von Honoraren durch die Bundes­
baudirektion - Beschwerde dzt. unzulässig 

Schikanöse gerichtliche Geltendmachung von bereits begli­
chenen Mietzinszahlungen durch die Bundesbaudirektion -
kein Mj{~stand 

l;ngerechtfertigte Rückforderung einer Entschädigungslei­
stung durch die Bundesstr:1Gemerwaltung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Inanspruchnahme eines Grundstückes für den Bundesstr:1-
ßenbau ohne Grundahlöse - Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 

Geplante Verbreiterung der B 130 - kein Mißstand 
Aufklärung durch Auskunft 

a) Nichteinhaltung einer Vereinbarung bei Grundeinläsung 
für Straßenbau 

b) Anderung des Flächenwidmungsplanes 
Kein Migstand - Aufklärung durch Auskunft 

Mangelhafter Einbau \'on Lärmschutzfenstern - Aufklärung 
durch Auskunft 

Unzureichende Lärmschutzwände 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

Enteignung für Bundesstra{~enzwecke - Neufestsetzungs-
verfahren unzweckmäßige Verfahrensgestalrung 
Beschwerde zurückgezogen 

Anrainereinwendungen gegen die Trassenführung der B 3 -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung eines Antrages auf Verleihung der Standesbe­
zeichnung ,,Ingenieur" - Aufklärung durch :\uskunft 

Abschreibung eines Trennstückes n:1ch den §§ 15 ff Liegens­
chafts,teilur:gsgesetz zugunsten eines Regulierungsprojektes 
- kem MIßstand - Aufklärung durch Auskunft 

Anrainereinwendungen gegen Zu- und Umbauten der 
Polizeidirektion Leoben - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Umfahrung Grünburg im Steyrt:11 - B 140 - kein Mißstand 

Gefährdung durch Ausstattung einer Bundesstraße 

"-\brechnung von Startwohnungen Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Grundinanspruchnahme für die Umhhrung Unken-Nord 
Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

78 

79 

80 

82 

83 

84 

85 

158 

Gegenstand 

Bestrafung wegen Übertretung des Maß- und Eichgesetzes 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Gefahrenstelle an der Bundesstraße 31 - Beschwerde 
zurückgezogen 

Mietenrückstand bei der Bundesbaudirektion - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vorübergehende Nutzung einer Kaserne als Obdachlosena­
syl - Ablehnung durch die Bundesbaudirektion - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ablöse von Grundstücken nach der Vergleichswertmethode 
- Angabe unrichtiger Grundstückspreise - Aufklärung 
durch Auskunft 

Säumige Liquidierung eines Architektenhonorars für das 
Projekt "Finanzamt St. Johann" - VA unzuständig 

Mißstand bei Zuweisung einer Startwohnung - VA 
unzuständig 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft fallen (LF): 

11. 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund ihrer Zusündigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

1 - LF/90 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

Gegenstand 

WJ.sserpolizeilicher AuftrJ.g zur )Jeuhssung und :\bdichtung 
einer Quelle - Beschwerde zurückgezogen 

SJ.nierung eines Fischteiches - Beschwerde dzt. unzulässig 

WJ.sserpolizeilicher :\uftrJ.g zur Räumung einer konsenslo­
sen Deponie - Beschwerde dzt. unzulässig 

WJ.sserkraftJ.usbJ.u J.m TriebenbJ.ch - "4.uskunftsrrsuchen -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Räumung eines BJ.ches - KostentrJ.gungspflicht für dJ.s 
Ausfischen - Aufklärung durch Auskunft 

Grundv;J.sserverunreinigung durch BetriebsJ.bwässer - Be­
scl1\\"erde teil\nise unzuständig - teilweise nicht berechtigt 

:'-bchbarliche Aufschüttungen im HochwJ.sserbereich eines 
Gerinnes - Aufklärung durch Auskunft 

Aufbssung eines wrrohrten Gerinnes - Säumnis der 
WJ.sserrechtsbehörde - Beschwerdegrund behoben 

;'\ichterledigung eines AntrJ.ges auf Erklärung einer LJ.ich­
schonsütte - Beschwerde nicht berechtigt 

Ablehnung der Bewilligung eines Großversuches nach § 57 
Weingesetz - Beschwerde nicht berechtigt 

Wasserrechtiiche Bewilligung für die Überbrückung und 
Teilwrrohrung eines Abflußgrabem - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Konsenslose Anschüttung eines HochwJ.sserentbstungsge­
rinnes - Beschwerde nicht berechtigt 

Schaden J.n einem Wohnluus durch die Traunregulierung -
Beschwerde zurückgezogen 

Beeinträchtigung eines I-busbrunnens durch konsenslose 
nJ.chbJ.r1iche VersickerungsJ.nbge Beschwerde nicht 
berechtigt 

WJ.sserrechtiicher Überprüfungsbescheid für eine Wasserver­
sorgungsJ.nbge trotz bestehe11der J\1ängel - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

J.) AusbJ.ggerung eines Bachbettes 
b) Unterbssung von Sanierungsmaßnahmen J.n einer Brücke 
Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

AbwJ.sserbeseitigung von Wohnhäusern - Säumnis der 
WJ.sserrechtsbehörde - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

160 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

Gegenstand 

Versagung emer Fällungsbewilligung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Konsenslose Abwasserableitung - Beschwerdegrund beho­
ben 

Schäden an einem Wohnhaus durch flußregulierung 
Ablehnung einer angemessenen Schadensabgeltung 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Einwendungen gegen die konsenswidrige Ausführung eines 
Regulierungsprojektes - Beschwerde nicht berechtigt 

Verlegung eines Güterweges - Beeinspruchung durch die 
Wildbach- und Lawinenverbauung - Beschwerde zurückge­
zogen 

Beabsichtigte Änderung der Kompetenzrechtslage auf dem 
Gebiet der Bodenreform - Aufklärung durch Auskunft 

Einleitung ungeklärter Abwässer in die Donau 

Absenkung des Brunnenwasserspiegels durch Drainagie­
rungsarbeiten - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Festlegung eines Brunnenschutzgebietes - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtzuerkennung eines Agrarinvestitionskredites - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Konsenslose Teichanlage - Säumnis der Wasserrechtsbe­
hörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Grunderwerb von einem Wasserverband - Aufklärung 
durch Auskunft 

Widerrechtliche Inanspruchnahme eines Milchkontingents -
Beschwerde nicht berechtigt 

Säumige Durchführung eines wasserrechtlichen Bewilli­
gungsverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichterfüllung einer im Zusammenhang mit einem Regulie­
rungsprojekt und Straßenumlegung getroffenen V ereinba­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 

a) Ungleichbehandlung bei Förderung landwirtschaftlicher 
Alternativprodukte 

b) Nichterledigung eines Antrages durch den Getreidewirt-
schaftsfonds 

Beschwerde nicht berechtigt 

Unzureichende Hochwasserschutzmaßnahmen keine 
Beanstandung 

Entzug des Bergbauzuschusses - Beschwerde zurückgezo­
gen 

10' 
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Geschj!tvahl 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 
48 

49 

50 

51 

52 

54 

55 

57 

58 

59 

60 

11 StJ.tl\tJ'~ hct red 

Gegenstand 

Gefährdung der Wasserversorgung durch Absperrung eines 
Quellüberlaufes - Beschwerde nicht berechtigt 

Säumige Behandlung eines Förderungsantrages nach dem 
Wasserwirtschaftsfondsgesetz - Beschwerdegrund behoben 
- Aufklärung durch Auskunft 

Konsenslose Verrohrung des Stafflgrabens 

Milchwirtschaftsfonds - Sonderprämie für freigesetzte 
Arbeiter - Beschwerde nicht berechtigt 

Wasserrechtliche Bewilligung für ein unzweckmäßiges 
Kanalprojekt - Beschwerde nicht berechtigt 

Säumige Durchführung eines wasserrechtiichen Berufungs­
verfahrens - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Gesetzwidrige Zuerkennung eines Siloverzichtszuschlages -
Beschwerde nicht berechtigt 

Unzureichende Förderung eines Nebenerwerbsbauern 
Beschwerde nicht berechtigt 

l\."ichtberücksichtigung bei der K::ilbermastprämienaktion 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unzureichende Instandsetzung eines Einlaufbauwerkes 

Anrainereinwendungen gegen die Großkläranlage Großra­
ming - Beschvierde nicht berechtigt 

Konsensloser Ausbau eines Ablaufgerinnes 
standung 

Erweiterung eines Wasserschutzgebietes 
durch Auskunft 

keine Bean-

Aufklärung 

Unmöglichkeit der Servitutsausübung durch Anordnung 
eines Wasserschutzgebietes 

Unzulässige Provisionsannahmen durch Organe der Öster­
reichischen Bundesforste bei Jagdverpachtungen - Be­
schwerde zurückgezogen 

Nichtberücksichtigung bei einer Jagdverpachtung durch die 
österreichischen Bundesforste - Beschwerde nicht berechtigt 

Konsenslose Rodungsmaßnahmen - Nichterteilung ell1er 
Auskunft - Beschwerde nicht berechtigt 

Verzögerung eines Wasserrechtsverfahrens 

Vorschreibung zusätzlicher wasserrechtlicher Auflagen nach 
einem Hochwasserereignis - Beschwerde nicht berechtigt 

Errichtung eines Verkaufsstandes für Souvenierartikel im 
Gestüt Piber - Abweisung durch das Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft 

Vergleich mit den österreichischen Bundesforsten 
Verfahrensverzögerung - Beschwerde zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

162 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

Gegenstand 

a) Konsenslose Kanalherstellung 
b) Konsenslose Errichtung einer Mülldeponie 
c) Kollaudierung einer Wasserkraftanlage trotz Erlöschens 

des Wasserrechtes 
d) Konsenswidrige Verbauung des Frauenbaches 
Beschwerde nicht berechtigt 

Einwendungen gegen ein beabsichtigtes Kraftwerksprojekt 

Einstellung eines Fahrtkostenzuschusses - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Verfall eines Milchkontingentes - kein Mißstand (gesetzli­
che Härte) 

Bachregulierung wegen Hochwassergefahr - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Falsche Berechnung eines Milchkontingents - kein Miß­
stand - Aufklärung durch Auskunft 

Verpachtung eines Milchkontingentes - Aufklärung durch 
Auskunft 

Konsenslose Errichtung eines Fischteiches 

Milchlieferverzichtsprämie - ungerechtfertigte Wiederauf­
nahme des Verfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 

Unrichtige Annahme der Bemessungsgrundlage bei Teil­
nahme an der Milchlieferverzichtsprämienaktion - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 

Wasserrechtliches Überprüfungsverfahren - Säumnis bei 
Erlassung des Ersatzbescheides Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Verfall eines Milchkontingents Beschwerde nicht 
berechtigt 

Wasserbezugsrecht auf Grund eIner Vereinbarung -
Aufklärung durch Auskunft 

Übernahme einer Wassergenossenschaft durch die Gemeinde 
- Aufklärung durch Auskunft 

Übernahme einer Wassergenossenschaft durch die Gemeinde 
- Aufklärung durch Auskunft 

Verfall eines Milchkontingentes - kein Mißstand (gesetzli­
che Härte) 

Mang~lhafte Behandlung eines Förderungsansuchens für 
EnergIeholzflächen - Beschwerdegrund behoben 

Konsenslose Herstellung eines Abflußgrabens - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Unsachgemäße Zuschüttung des sogenannten Grazer Mühl­
ganges - Säumnis der Wasserrechtsbehörde - Beschwerde­
grund behoben 
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Gc;chiftsz~hl 

~c 

81 

82 

83 

~4 

85 

86 

~9 

90 

91 

92 

94 

95 

97 

99 

100 

Gegenst~nd 

Verlegung einer Wasserleitung ohne \vasserrechtliche Bewil­
ligung - Beschwerde dzt. unzuJjssig 

Unzureichendes Milchkontingent 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

Konsenswidrige Ausführung der Gemeindekanalisation Ke­
fermarkt - Beschwerde nicht berechtigt 

Strittiges Wasserbezugsrecht - Aufklirung durch Auskunft 

Einwendungen gegen eine geplante Mülldeponie - Be­
schwerde dzt. unzuJjssig 

Cnzulässige Klärschlammaufbringung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Zu schüttung eines Straßengrabens 
~-\bflußverhaltnisse Besch\\crde 
Aufklärung durch Auskunft 

- Veranderung der 
nicht berechtigt 

Handelbarkeit eines lVlilchkontingents - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Beschadigung eines Personenkraftwagens durch im Eigentum 
der Osterreichischen Bundesforste stehende Biume - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Ersitzung \'on öfientlichem Wassergut - Aufklärung durch 
Auskunft 

Geruchsbelästigung durch KJjranlage 

Geplante Ablagerung \on Sondermüll in einer Schottergrube 
- keine Beanstandung 

Aufgabe eines Milchkontingentes Ablehnung einer 
vorzeitigen Rückzahlung der Molkereiallteile - Beschwerde 
teilweise unzustindig - teilweise nicht berechtigt 

Beabsichtigte Errichtung eines Fischteiche, - Besclnwrde 
dzt. unzulässig 

Unzureichende Wasserführung der I.eitha - Säumnis der 
Wasserrechtsbehörde - keine Beanstandung 

Nichtgewährung einer Förderung für eine Teichanlage nach 
cem Waldviertel-Sonderprogramm - Bescl1\verde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Einsatzstützpunkt der Berg- und Natur\\acht Kainach 
Verwendungszusage der Osterreichisc1len Bundesforste 
Beschwerde nicht berechtigt 

Sanierungsauftrag bei Gewissen·eru 11 rei 11 igung Be-
schwerde dzt. unzulässig 

Verfall eines Milchkontingents - kein 1\1ißstand (gesetzliche 
Hirte) 

Sperre der Wasserzufuhr für einen wassnrechtlich bewillig­
ten Fischteich 
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Geschäftszahl 

164 

101 

102 

103 

105 

106 

107 

108 

109 

110 

111 

112 

113 

114 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

Gegenstand 

Milchabholung durch Molkereigenossenschaft 
schwerde dzt. unzulässig 

Be-

Beeinträchtigung durch nachbarliche Grundwasserentnahme 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Unvollständige Vordienstzeitenanrechnung - Beschwerde 
zurückgezogen 

Einzäunung eines Waldes 

Anlegung eines Löschteiches - Anrainereinwendungen -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Rechtsfolgen bei Erlöschen eines Wasserrechtes - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Mangelhaftes und rechtswidriges wasserrechtliches Bewilli­
gungsverfahren für ein Kleinkraftwerk 

Mangelhaftes und rechtswidriges wasserrechtliches Bewilli­
gungsverfahren für ein Kleinkraftwerk 

Auftrag zur Fällung eines Waldbestandes - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Mißstände im Zusammenhang mit Moosbachregulierung 

Einwendungen gegen die Erteilung der wasserrechtlichen 
Bewilligung des Dogro-Großmarktes in Seiersberg 

Einstufung eines Bergbauernbetriebes - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Mineralälsteuervergütung für landwirtschaftlichen Betrieb -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Verkauf einer forstlichen Bringungsanlage - Beschwerde 
nicht berechtigt 

a) Nichtberücksichtigung von Vorleistungen durch eine 
Wassergenossenschaft 

b) Nichteinhaltung von Auflagen bei einer bewilligten 
Christbaumkultur - Untätigkeit der Behörde 

Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Absinken des Grundwasserspiegels durch Schottergewinnung 

Geplante Errichtung einer Mülldeponie - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Konsenslose Wasserableitung im Wald - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Mißstände bei einer Bringungsgemeinschaft nach § 68 
Forstgesetz - Beschwerde nicht berechtigt 

Abweisung eines Rodungsansuchens für Zwecke einer 
Kulturumwandlung - Beschwerde nicht berechtigt 

Geruchsbelästigung und Gesundheitsbeeinträchtigung durch 
Kläranlage Asten - Beschwerde zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

123 
124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

133 

134 

135 

136 
137 

138 

139 

140 

141 

Gegenstand 

Nichteinhaltung wasserrechtlicher Bescheidauflagen 

Aufhebungsbescheid über Entwässerungsprojekt der Wasser­
genossenschaft Dellach Gröfelhof - Beschwerde zurückge­
zogen 

Überhöhte Preisforderungen für öffentliches Wassergut -
VA unzuständig 

Mängel bei den wasserrechtlichen Verfahren Salvesenbach­
und Alpeilkraftwerk - Beschwerde zurückgezogen 

Konsenslose Einleitung gefährlicher Abwässer - Säumnis 
der Wasserrechtsbehörde 

Anschlußzwang an die öffentliche Wasserversorgung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Anschlußzwang an die öffentliche Wasserversorgung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Verunreinigung eines Hausbrunnens durch Aufbringen von 
Schüttmaterial - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unte . .r:lassung der Herstellung eines Bringungsweges durch 
die Osterreichischen Bundesforste - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Einbeziehung eines Brunnens in die Wassergenossenschaft -
Aufklärung durch Auskunft 

Säumnis der Wasserrechtsbehörde bei Antrag auf Verrohrung 
eines Gerinnes - Beschwerdegrund behoben 

Schließung eines Campi.ngplatzes d~rch Bezirkshauptmann­
schaft - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verschmutzung des Raidingbaches durch Abwässer 

a) Finanzielle Nachteile bei Zuweisung einer Naturalwoh-
nung . 

b) Rückforderung von Mehrlei~tungsvergütungen 
c) Anordnung unentgeltlicher Uberstunden 
d) Mangelnde Unterstützung bei der Erfüllung übertragener 

Aufgaben 
Beschwerdegrund teilweise behoben - Aufklärung durch 
Auskunft 

Beeinträchtigung eines Wasserrechtes - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Mißachtung der ParteisteIlung in einem wasserrechtlichen 
Bewilligungsverfahren - Beschwerde nicht berechtigt 

Wasser- und forstrechtliche Verfahrensmängel Be-
schwerde nicht berechtigt 

Richtlinienwidrige Ablehnung der Förderung einer Wein­
traubenliefermenge - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

166 

143 
144 

145 

146 
147 

148 
149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

157 

158 

159 
160 

162 

163 
164 

165 
166 

Gegenstand 

Mängel im Wasserrechtsverfahren 

Wasserrechtliche Bewilligung der Beschneiung der Pisten der 
Aineck-Liftbetriebe - Aufklärung durch Auskunft 

a) Nichteinhaltung einer Vereinbarung durch eine Ge-
meinde 

b ) Verlegung eines öffentlichen Weges 
Beschwerde nicht berechtigt 

Überhöhte Preisforderung für öffentliches Wassergut 

Strittige Rechtsnatur von Seegrundstücken (öffentliches 
Wassergut) 

Verlegung einer Quelle - Aufklärung durch Auskunft 

Strittige Rechtsnatur von Seegrundstücken (öffentliches 
Wassergut) 

Widersprüchliche gewerbebehördliche und wasserrechtsbe­
hördliche Auflagen - Beschwerde zurückgezogen 

Veränderung des Hochwasser-Abflusses durch Bauführung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Inanspruchnahme von öffentlichen Wassergut ohne Rechtsti­
tel - Beschwerde dzt. unzulässig 

Beeinträchtigung einer Quelle durch Straßenbaumaßnahmen 
- kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtberücksichtigung des außerbücherlichen Eigentümers 
in einem wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren - Be­
schwerde nicht berechtigt 
Erteilung einer Rodungsbewilligung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Löschungsverfahren für eine Wasserkraftanlage und Ände­
rung des Wasserberechtigten - Verfahrensverzögerung -
Beschwerdegrund behoben - Aufklärung durch Auskunft 

Konsenslose Umleitung des Buchleitnerbaches in Neunkir­
chen - Beschwerdegrund behoben 

Erweiterung eines Wasserschutzgebietes 

Verpachtung eines öffentlichen Weges durch die Österreichi­
schen Bundesforste - Aufklärung durch Auskunft 

Versagung einer Ausnahmegenehmigung im roten Bereich 
eines Gefahrenzonenplanes - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Streit um eine Quellableitung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Kürzung eines Milchkontingentes - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Eindringen von Straßenwässern in ein Wasserschutzgebiet 

Planungsmängel bei geplanter Kläranlage - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
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Geschäftszahl 

167 

168 

169 
170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 
180 

181 

182 

184 

185 

186 
187 

188 

Gegenstand 

Säumnis bei Vollstreckung eines wasserpolizeilichen Auftra­
ges - Beschwerdegrund behoben 

Sperre eines Waldweges - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Sperre eines Betriebes wegen unzulässiger Chromemission 

Verfahrensverzögerung bei wasserrechtlicher Bewilligung 
von Fischteichanlagen - Beschwerde zurückgezogen 

Nichterfüllung einer wasserrechtsbehördlichen Anordnung 
durch die Gemeinde Mariasdorf 

Unrichtige Auskunft des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft ("Weinskandal") Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verzögerung eines wasserrechtlichen Berufungsverfahrens 

Zukauf eines Grundstückes von den Österreichischen 
Bundesforsten - überhöhte Bewertung - Beschwerde 
zurückgezogen 

Widmungswidriger und ohne wasserrechtlichen Konsens 
erfolgender Betrieb einer Schottergrube - Beschwerde 
zurückgezogen 

Beeinträchtigung einer Quelle - Säumnis der Wasserrechts­
behörde - kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Wiederaufnahme eines Verfahrens zur Anerkennung als 
Neulieferant - Beschwerde nicht berechtigt 

Konsenslose Wasserableitung aus einer Schottergrube 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Kostenvorschreibung durch eine Wassergenossenschaft 

Untätigkeit der Wasserrechtsbehörde bei der Festsetzung der 
Restwassermenge und Errichtung einer Staumauer 

Rechtswidrige Anerkennung einer Wassergenossenschaft 

Einwendungen gegen Errichtung und Betrieb des Kraftwer­
kes Granitzen - Beschwerde dzt. unzulässig 

Verzögerung bei wasserrechtlichen Verfahren - Kompe­
tenzstreit wegen Trinkwasserentnahme - Ablehnung einer 
Entschädigung für Viehschäden Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Anpassungsauftrag für eine Hauskläranlage - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Verfahrensmänge\ bei Eintragungen in das Wasserbuch 

Geringe Ablöse für lawinengefährdetes Haus - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Untersagung der Einleitung des Karnerbaches 10 elOe 
Fischteichanlage - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

168 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 
200 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

Gegenstand 

Sanierung des Stübmingbaches - Anrainerleistungen -
Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung der Bergbauernförderung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Kontamination eines Brunnens - Säumnis der Wasserrechts­
behörde 

Mineralölsteuerrückvergütung - Aufklärung durch Aus­
kunft 

Schotterabbau ohne Rodungsbewilligung 

Säumnis bei Erlassung eines wasserrechtlichen Ersatzbeschei­
des - Beschwerde dzt. unzulässig 

Inanspruchnahme von Grundflächen für eine Entwässerungs­
anlage 

Unterlassung von Maßnahmen gegen die Verschlechterung 
der Gewässerbeschaffenheit der Thaya und ihres Einzugsge­
bietes 

Gefährdung des Grundwassers durch Giftgasgranaten aus 
dem 2. Weltkrieg 

Aberkennung der ParteisteIlung im forstrechtlichen Verfah­
ren - Beschwerde dzt. unzulässig 

ÜbersteIlungsangelegenheit - Aufklärung durch Auskunft 

Anschüttung einer Hochwasserabflußfläche im Zuge einer 
Bachregulierung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Anrainereinwendungen gegen nachträgliche Projektände­
rung bei einem Kraftwerksprojekt 

Beeinträchtigung von Hausbrunnen in Obersiebenbrunn 
durch überhöhten Nitrateintrag 

Wildbach- und Lawinenverbauung - Sicherung eines 
Lawinenstriches und vor Murenabgängen - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Hauskläranlage - wasserrechtliche Bewilligung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Übertragung eines als erloschen festgestell ten Wasserrechtes 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Beeinträchtigung eines artesischen Brunnens durch Grund­
wassererschließung 

Kostenbeteiligung von Nutznießern einer Wassergenossen­
schaft 
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5 Beschwerden, die ihrem sachlichen 
Wirkungsbereich des Bundesministers 
Forschung fallen (WF): 

Inhalt nach in den 
für Wissenschaft und 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .~hrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschjftszahl Gegen,tand 

ZI. 2 - WF/90 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

Säumnis bei der Erlassung eines Bescheides über die 
Ablegung der Studienberechtigungsprüfung - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Abweisung eines :\'ostrifikationsantrages - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Beschädigung eines Aktenkoffers im Rahmen eines Pflicht­
praktikums an der 11. Medizinischen Universitätsklinik Wien 
- Beschwerdegrund behoben 

Studienbeihilfenangelegenheit - Verwaltungsgerichtshof­
\'erfahren - Beschwerdegrund behoben 

Säumnis bei der Anweisung einer zuerkannten Studienbei­
hilfe - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Fächertausch gemäß § 9 des Bundesgesetzes über die 
technische Studienrichtung - Säumnis der Studienkommis­
sion Maschinenbau - Beschwerde nicht berechtigt 

Numerus clausus für ausländische Medizinstudenten an der 
Universität Innsbruck - Beschwerde zurückgezogen 

Arbeitsrechtsprozeß gegen die Republik Österreich - VA 
unzuständig 

Verlust der Studienbeihilfe durch Einbeziehung des Einkom­
mens der Eltern und der Ehegattin nach Eheschließung -
kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

qesetzwidrige Zusammensetzung einer Berufungskommis­
sIon 

Rückforderung einer Studienbeihilfe - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Restaurierung des "Klausner Bildstäckls" - Nichtbeachtung 
von Auflagen des Landeskonservators 

Abweisung eines Antrages auf Zuerkennung einer Studien­
beihilfe - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtanerkennung der Ergänzungsprüfung aus "Griechisch" 
für den günstigen Studienerfolg - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Strukturelle Probleme bei der Ärzteausbildung - kein 
Mißstand (gesetzliche Härte) 
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Geschäftszahl 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 
31 

32 

33 

34 

35 
36 

37 

38 

170 

Gegenstand 

Abweisung eines Studienbeihilfenantrages - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Heranziehung zu Auftragsarbeiten 1m Rahmen emes 
Post-graduate-Stipendiums 

Entschädigung für Verzögerungen durch die Wirtschaftsuni­
versität bei der Ausarbeitung einer Diplomarbeit 

Mängel bei der Abnahme der Lateinprüfung nach dem 
Studienberechtigungsgesetz - kein Mißstand 

Säumnis in einem Habilitationsverfahren - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Unterlassene ÜbersteIlung in eine höhere Verwendungs­
gruppe - Aufklärung durch Auskunft 

Handhabung des Ausschreibungsgesetzes durch das Bundes­
ministerium für Wissenschaft und Forschung - kein 
Mißstand 

Rückforderung einer Studienbeihilfe - kein Mißstand -
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtgewährung einer Studienbeihilfe - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Konsenslose Umbauten an einem denkmalgeschützten 
Objekt 

Anfrage wegen ÜbersteIlung in die Entlohnungsgruppe d -
kein Mißstand 

Stellung eines bäuerlichen Anwesens unter Denkmalschutz -
kein Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Mißstände am Institut für Astronomie der Universität Wien 

Überhöhtes Honorar der Veterinärmedizinischen Universität 
Wien - Beschwerde nicht berechtigt 

Ermittlungen gegen einen Beamten des Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Forschung wegen Amtsrnißbrauches 

Hinzurechnung von Sanierungsgewinnen bei Bemessung für 
Schülerbeihilfe - keine Beanstandung 

Einwendungen gegen Verkauf eines Gnadenbildes 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Geplanter Abriß der ehemaligen Hofstallungen 

Vorschreibung einer Ergänzungsprüfung zur Berufsreifeprü­
fung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Denkmalschutzrechtliche Bewilligung für einen Villen umbau 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichterledigung eines Studien beihilfen antrages mangels 
Nachweises der Vaterschaft - Aufklärung durch Auskunft 
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Aufgabenbereieh des Volksanwaltes 
Horst Sehender: 

1 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Ange­
legenheiten fallen (im Umfang des Ressortbereiches des früheren 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie - HGI): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

GeschahszJhl C;cgemtJnd 

ZI. 1 - HGII90 Nachbarschaftsbebstigungen durch genehmigte Gastgewer-

2 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

bebetriebsanlage - Verfahren zur Eneilung zusätzlicher 
Auflagen - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Verzögerung eines Betriebsbe\Yilligungsverhhrens für Hoch-
spannungsleitung Beschwerde nicht berechtigt 
Aufkbrung durch Auskunft 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch geneh­
migten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

Rechtswidrige Schließung eines Gastgewerbebetriebes -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Rechtswidrige Verhängung einer Verwaltungssrrafe wegen 
Beschäftigung eines Pfuschers - Beschwerde nicht berechtigt 

Nachbarschaftsbebstigungen durch konsenslose Berriebsan­
lage - Beschwerde dzt. unzubssig 

Nachbarschahsbelästigungen durch Zu- und Abfahren mit 
Lastkraftwagen zu Schottergrube - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Lärmbelästigung durch Musikproben - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Verzögerung bei der Erledigung eines Ansuchens um 
Konzession für Lebens- und Sozialberater - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Rechtswidrige Bestrafung wegen Parkens im Marktgebiet -
Beschwerde teilw. berechtigt - Beschwerdegrund teilw. 
behoben 
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Geschäftszahl 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

172 

Gegenstand 

Rechtswidrige Bestrafung wegen unbefugter Gewerbeaus­
übung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Lärm- und Geruchsbelästigungen durch Probebetrieb eines 
Gastgewerbebetriebes - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
losen Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Tankstelle 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch geneh­
migte Betriebsanlage (Holzwerk) Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Rechtswidrige Neueinteilung der Kehrbezirke für Rauch­
fangkehrer - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Rechtswidrige Androhung von gewerberechtlichen Maßnah­
men zur Herstellung des rechtmäßigen Zustandes -
Beschwerde nicht berechtigt 

Geruchsbelästigung durch konsenslose Pommes-Frittes-Vor­
backstraße - Beschwerde dzt. unzulässig 

Lärmbelästigung durch Discothek - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Nichtverfolgung einer Anzeige wegen Nichteinhaltung einer 
gewerbebehördlichen Auflage (Maschinenfabrik) - Be­
schwerdegrund behoben 

Verzögerung bei der Abgabe einer Beurteilung des 
Genehmigungsumfanges durch Gewerbebehörde 111. Instanz 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Betriebsan­
lage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Säumigkeit der Gewerbebehörde bei der Ahndung konsenslo­
ser Errichtungsarbeiten (Installationsbetrieb ) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Geruchsbelästigungen durch Gießereibetrieb 
- Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Erschütterungsbeeinträchtigungen durch 
Sprengungen in Steinbruch - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 

Unzureichende aufsichtsbehördliche Maßnahmen gegen 
mißverständliche Unternehmensbezeichnung - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Gesch,ifl'Z~hl 

28 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

Gegemund 

:'hchbarschaftsbelästigungen durch die Gäste einer Gastgt­
wnbebttriebsanlage (Discothek) - Beschwnde dzt. unzu­
lässig - Aufklärung durch Auskunft 

Befürchttte Beeinträchtigungen durch Erwtiterung eines 
konstnslosen Gastgewnbtbetritbes - Beschwnde dzt. 
unzulissig - Aufklirung durch Auskunft 

\' nzögtrung bei dn Erltdigung einer Devolution Im 
Betriebsanlageverfahren (Gastgtwerbe) - Beschwerde be­
rechtigt - Beschwerdegrund behoben 

~achbarschaftsbelästigungen durch den Probebetrieb eines 
Gastgewerbebetriebes - Beschwerdt dzt. unzulässig 
Aufklärung durch Auskunft 

Willkürliche Entziehung dn Gewerbeberechtigung für 
~laffenhandel - Beschwerdt nicht bertchtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

.'\:achbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Betonwerk) - Besch\\erdtgrund behoben 

\-erzögerung bei der Weiterleitung einer Zurücklegung einer 
Ge\\ erbeberechtigung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen durch Hühnerkottrocknungs­
anlage - Säumigkeit bei der Klärung der Anwendbarkeit 
gewerberechtlicher Vorschriften 

Nachbarschaftsbelästigungen durch H ü hnerkottrocknungs­
anlage - Säumigkeit bei der Klärung der _-\nwendbarkeit 
gewerberechtlicher \' orschriften 

Cnzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
losen Schlachthof - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Gastgewer­
bebetriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Sägewerk 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

~efürchtete Nachbarschaftsbelästigungen durch befürchtete 
Anderung einer Gastgewerbebetriebsanlage - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Gebäudeschäden infolge ~ichteinhaltung rechtskräftiger 
Auflagen durch Steinbruch - Beschwerde dzt. unzulässig -
_-\ufklärung durch Auskunft 

Übergangener Nachbar im Betriebsanbgeverhhren (Speng­
lerei) - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde dzt. 
unzulissig - Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung von 
Auflagen (Fleischhauerei) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

173 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 173 von 244

www.parlament.gv.at



GeschäftsZ3.hl 

45 

46 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

174 

Gt'gemrJlld 

\~erzögerung eines Betriebsanlageverfahrens bei der Gewer­
bebehörde 1. Instanz - Beschwerde berechtigt - Beschwer­
degrund behoben 

V erzöge ru ng eines Betriebsanlageverfahrens durch Gewerbe­
behörde II. Instanz (Holzschindelerzeugung) - Beschwer­
degrund behoben 

Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung rechts­
kr:iftiger Auflagen - Säumigkeit der Ge\verbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt 

Verzögerung durch die Kammer der gewerblichen Wirtschaft 
bei der Erledigung eines StreitfalIYerfahrens - Besch\\erde­
grund behoben 

V erweigeru ng eines Ersatzes fü r Bergschaden durch 
Kohleabbau - VA unzuständig 

Lärmbelästigung durch :\utowaschanlage - Beschwerde 
teih\tise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Lärmbelä<;tigung durch Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit 
der Gt'\\erbebehörde - Besch\verde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Verzägerung eines Verfahrens zur Erteilu ng zusätzlicher 
Auflagen zum Nachbarschaftsschutz - Absiedlung des 
Betriebes - Beschwerdegrund behoben 

Ungerechtfertigte zw"angsweise :\uflösung einer Gesellschaft 
und Endigung der Gewerbeberechtigung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch A.uskunft 

Befürchtete Nachbarschaftsbelästigungen durch gerlante 
Anderung einer Gastgewerbebetriebsanlage - Beschwerde 
dzt. unzulässig 
Lärmbelästigung durch Gewerbebetrieb Beschwerde 
zurückgezogen 

Bitte um Cberlassung einer Ablichtung eines Beschwerde­
schreibens - Aufklärung durch Auskunft 

Rechnungslegung für Überprüfung nach Damrfkesselverord­
nung - Bitte um Auskunft - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Bitte um Unterstützung im anhängigen Verfahren zur 
Erteilung einer Konzession für das Installationsge\verbe -
Beschwerde dzt. unzulässig 
Gesundheitsgefährdende Lärmbelästigungen durch Verlade­
arbeiten während der Nachtzeit - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Unrichtige Auskunft der Gewerbebehörde - Aufklärung 
durch Auskunft 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Betriebsanlage (Gastgewerbe) - Säumigkeit 
der Gewerbebehärde - Beschwerde berechtigt - Beschwer­
degrund behoben 
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Gnch:ifts/ahl 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

Gegenstand 

Cnzumutbare Staub- und Lärmbelistigungen durch konsells­
los geänderte Betriebsanlage (Holzwarenerzeugung) 
Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt 
- Besch\\-erdegrund behoben 

Gesundheitsgefährdende Lirmbelästigungen durch geneh­
migten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde Besch\\erde berechtigt Beschwerdegrund 
behoben 

Cnzumutbare Nachb:Hschaftsbelistigungen durch Kraftbhr­
zeug-Reparaturarbeiten - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerde dZL unzulässig - Aufklirung durch Auskunft 

Rechtswidrige Verrechnung elI1es Baukostenzuschusses 
durch Elektrizitätsversorgungsunternehmen - Beschwerde­
grund behoben 

L nbefugte gewerbsmäßige Sprengarbeiten zu Dumpingprei­
sen - Beschwerde nicht berechtigt 

\' erzögerung eines Betriebsanlageverfahrens durch Gewerbe­
behörde III. Instanz (Gastgewerbebetrieb) - Beschwerde­
grund behoben 

Gesundheitsgehhrdende GeruchsbeeinträchtigungeIl durch 
Kläranlage einer Lederfabrik - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

Rechts\\_idrige dienstrechtliche SchlechtersteIlung anlißlich 
einer Uberstellung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Lnzumutbare Lärmbelistigungcn durch konsenslose Spritz­
lackieranlage (KFZ-Werkstatt) - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde - Besch\wrde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben -

Um\\-eltbeeinträchtigungen durch konsens los erweiterten 
Schotterabbau Säumigkeit der Gewerbebehördc 
Beschwerde nicht berechtigt 

Nachbarschaftsbelistigungcn durch Baufirm:l - Beschwerde 
dZL unzulässig 

Beeinträchtigungen durch Hochspannungsleitung über land­
wirtSchaftliches Gehöft - Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelistigungcll durch konsenslos erweiterten 
Schottcrabbau Säumigkeit der Gewcrbebehörde 
Beschwerde berechtigt - Besch\\erdegrund behoben 

Unzumutbare Lärmbelistigungen durch konsenslos erweiter-
ten Gastgewerbebetrieb Beschwerde berechtigt 
Bcsch\\erdegrund behoben 

Rechtswidrige Betriebsanlagengenehmigung für Transport­
unternehmen - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

176 

Gegenstand 

Anzeige der Preisbe?örde wegen überhöhter Kosten für 
Herstellung von KopIen - Aufklärung durch Auskunft 

Befürchtete Nachbars~haftsbelästigungen b~i Bewilligung der 
Benützung der Gememdestraße für Heungenausschank -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Kunstsei­
denfabrik - unzureichende gewerbebehördliche Maßnah­
men - Beschwerde nicht berechtigt 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Kühlaggregat eines 
Gewerbebetriebes - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Unzumutbare Lärmbelästigung während der Nachtzeit durch 
genehmigten Gastgewerbebetrieb - Beschwerde berechtigt 

Gesundheitsgefährdende Beeinträchtigungen durch geneh­
migte chemische Putzerei und Verzögerung eines Verfahrens 
zur Erteilung zusätzlicher Auflagen durch Gewerbebehörde 
III . Instanz - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte KFZ-Werk­
statt - Beschwerde nicht berechtigt 

Ungerechte Beurteilung der schriftlichen Konzessionsprü­
fungsarbeit für das Gastgewerbe - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben ' 

Lärmbelästigung durch Gäste eines genehmigten Gastgewer­
bebetriebes - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Finanzielle Belastung durch Vorschreibung einer Lärm­
schutzwand - Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung eines Verfahrens zur Erteilung zusätzlicher 
Auflagen (Gastgewerbebetrieb, Hotel) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Gäste eines geneh­
migten Gastgewerbebetriebes - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
lose Betriebsanlage (Altwarenlager) - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen infolge Sperrstundenüber­
schreitung durch Gastgewerbebetriebsanlage - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Unzureichende gewerbebehördliche Maßnahmen gegen 
konsenslosen Betrieb einer Tischlerei - Beschwerdegrund 
behoben 
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Geschäftszahl 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

108 

109 

12 Stat istischer Teil 

Gegenstand 

Rechtswidrige Entziehung der Gastgewerbekonzession nach 
Konkursverfahren - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung eines Verfahrens zur Erteilung einer Nachsicht 
vom Befähigungsnachweis (Gastgewerbe) - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Betriebsan­
lage (Kartoffelgroßlager) - Beschwerde berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Irreführende Rechtsmittelbelehrung in starkstromwegerecht­
lichem Bescheid Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Verzögerung bei der Erledigung eines Konzessionsansuchens 
(Brunnenmeister) Beschwerde nicht berechtigt 
Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen infolge Überschreitung der 
Sperrstunde (Gastgewerbebetrieb) - Säumigkeit der Gewer­
bebehörde - Beschwerdegrund behoben 

Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Betriebsanlage (Sägewerk) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

~ech~swidrige ~estsetzu~g des Milchpreis~s durch Bundesmi­
mstenum für .wlrtschaftliche Angelegenheiten - Beschwerde 
dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Befürchtete Beeinträchtigungen durch Gastgewerbebetrieb 
- Bitte um Rechtsauskunft - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Umweltbeeinträchtigungen durch konsenslos geänderte 
Mülldeponie - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Vorschläge für Änderung des Betriebsanlagenrechts -
Aufklärung durch Auskunft 

Verzögerung bei der Erledigung einer Patentanmeldung -
Beschwerde berechtigt 

Nachbarschaftsbelästigung durch unbefugte gewerbliche 
Tätigkeit - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Wertminderung infolge schon aufgeschlossener konsensloser 
Erweiterung des Schotterabbaues - kein Mißstand 

Unzumutbare Staubbelästigungen durch konsenslos erweiter­
ten Betrieb (Asphaltfabrik) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch abgestellten Buffet­
wagen einer Privatbahn - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

110 

111 

112 

113 

114 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

178 

Gegenstand 

Rechtswidrige bergrechtliche Genehmigung zur Errichtung 
einer Bergbauanlage für die Verhaldung von bergbauspezifi­
schen Abfällen - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch ge­
nehmigte Betriebsanlage (Landmaschinen - Mechaniker­
werkstätte) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Säumigkeit der Gewerbebehörde bei Verfolgung einer 
Anzeige wegen rechtswidriger Gewerbeausübung (Reise­
büro) - Beschwerde teilw. berechtigt - Beschwerdegrund 
teilw. behoben 

Befürchtete Nachbarschaftsbelästigungen im Fall der gewer­
bebehördlichen Genehmigung einer Fischbraterei - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Gesundheitsbeeinträchtigungen durch benachbarte Transfor­
matorenstation - VA unzuständig 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigung durch konsenslos 
geänderten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde 

Unzumutbare Erschütterungsbeeinträchtigungen infolge 
Nichteinhaltung rechtskräftiger Auflagen (Alteisenhandel) -
Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerdegrund 
behoben 

Anhängiges Betriebsanlageverfahren (Bauunternehmen) 
Bitte um Rechtsauskunft - Beschwerdegrund behoben 
Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch ge­
nehmigte Betriebsanlage - Austausch gleichartiger Maschi­
nen - Beschwerde nicht berechtigt 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch genehmigten Gast­
gewerbebetrieb - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Betriebsanlage (Schottergewinnung) - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Rechtswidrige Bestrafung wegen Überschreitung der Sperr­
stunde (Gastgewerbebetrieb ) - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los geänderte Tischlerei - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Geruchsbelästigungen durch erneuerte Spritz­
lackieranlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

Gegenstand 

Umweltbeeinträchtigungen infolge Nichteinhaltung rechts­
kräftiger Auflagen (Schotterabbau) - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 

Geruchsbelästigung durch konsenslose Betriebsanlage (Zahn­
technikerlabor) - Beschwerde berechtigt 

Konsenslose Errichtung einer Betriebsanlage (Supermarkt) 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerdegrund 
behoben 

Dampfbelästigungen infolge Nichteinhaltung rechtskräftiger 
Auflagen (Putzerei) - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsens lose Gastge­
werbebetriebe Säumigkeit der Gewerbehehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Lärmbelästigungen durch konsens lose Trocknungsanlage -
Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigung durch konsenslo-
sen Gastgewerbebetrieb Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 

Lärm- und Geruchsbelästigung durch konsenslose Gastge­
werbebetriebsanlage (Cafe) - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

Nachbarschaftsbelästigungen infolge ;-..richteinhaltung rechts­
kräftiger Auflagen - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Sägewerk 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Rechtswidrige Verweigerung der Herstellung von Kopien 
einer Prüfungsarbeit - Aufklärung durch Auskunft 

Fehlerhafte Auskunft der Gewerbebehörde über Bestehen 
einer Gewerbeberechtigung - Beschwerde nicht berechtigt 
- Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch kon­
sens lose Autowaschanlage - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

Unklarheiten über Vorliegen einer Betriebsanlagengenehmi­
gung für benachbarten Drogeriemarkt - Bitte um Auskunft 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Umweltbeeinträchtigungen durch konsenslos erweiterten 
Schotterabbau - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde nicht berechtigt 

Lärmbelästigung durch Ladetätigkeit (Kartonagenfabrik) -
Aufklärung durch Auskunft 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigung durch konsenslo-
sen Gastgewerbebetrieb Beschwerde berechtigt 
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

142 

143 

144 

145 

146 

147 

148 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

156 

157 

180 

Gegenstand 

Unzumutbare Rauchbelästigungen durch genehmigte Selch­
anlage (Fleischerei) - Beschwerde teilweise berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 

Säumigkeit der Gewerbebehörde bei der Entscheidung über 
das Ansuchen um Betriebsanlagengenehmigung sowie bei der 
Erledigung des Antrages auf Genehmigung eines Versuchsbe­
triebes - Beschwerde nicht berechtigt 

Betrieb eines Einkaufszentrums ohne Betriebsanlagengeneh­
migung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Lärm- und Abgasbelästigungen durch konsenslosen LKW­
Abstellplatz - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Be­
schwerde berechtigt 

Übergangener Nachbar im Betriebsanlageverfahren 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen durch Zu- und Abfahrten von 
LKWs zu und von Betriebsanlage - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Entschädigung im bergrechtlichen Verfahren - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Rechts~idrige Verweiger~ng der Betriebsanlagengenehmi­
gung Im Verfahren mIt übergangenem Nachbarn -
Schadenersatz wegen Behördenfehler - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Umweltbeeinträchtigungen durch konsenslos erweitertes 
Ziegelwerk - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
loses Schwimmbad - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Befürchtete Beeinträchtigungen durch geplanten Gastgewer­
bebetrieb - Beschwerde dzt. unzulässig 

Gesundheitsgefährdende Geruchsbeeinträchtigungen durch 
Kläranlage einer Lederfabrik - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Nachbarschahsbelästigungen durch konsens­
los erweiterte Metallfabrik - Säumigkeit der Gewerbebe­
hörde 

Rechtswidrige Sperre einer Betriebsanlage (KFZ-Ausschrot­
tungshalle) - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Unzumutbare Lärmbelästigungen durch Kühlaggregat eines 
LKWs - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch ge­
nehmig~en Gastgewerbebetrieb - unzurei.chende gew:erbe­
behördlIche Maßnahmen - Beschwerde nIcht berechtigt 
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Gesch:iftszahl 

158 

159 

160 

161 

162 

163 

164 

165 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

Gegenstand 

Nachbarschaftsbelästigungen wegen Nichteinhaltung rechts­
kräftiger Auflagen - Beschwnde berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen durch Kraftfahrzeuge (B~u­
meisterbetrieb) - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerdegrund behoben 

Umweltbeeinträchtigungen durch Lederfabrik - Säumnis 
der Gewerbebehörde bei Herstellung des rechtmäßigen 
Zustandes - Besch\verde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Unzumutbare Lärm- und St~ubbelästigungen durch benach-
bartes Sägewerk Beschwerde dzt. unzulässig 
Aufklärung durch Auskunft 

Befürchtete Nachb~rschaftsbelästigungen durch geplanten 
Gastgewerbebetrieb - Beschwerde dzt. unzulässig -
Aufklärung durch Auskunft 

N achb~rschaftsbelästigungen durch konsenslose Spenglerei 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Nachbarschaftsbelästigung durch konsenslos erweiterten 
Schotterlagerplatz - Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Befürchtete Beeinträchtigungen durch gepl~nte Erweiterung 
eines Ziegelwerkes - Beschwerde dzt. unzulässig 

Lärmbelästigung durch Discotheken - Beschwerde zurück­
gezogen 

Staubbelästigungen durch genehmigte Betriebsanlage -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Unzumu~bare Lärmbelästigung durc~ Kühlaggregate einer 
Molkerei - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Lärm- und Staubbelästigungen durch konsensloses Sägewerk 
- Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Nachbarschaftsbelästigungen durch Kunstschnee- Erzeu­
gungsanlage - legistische Anregung zur Gewerbeordnung 
- Aufklärung durch Auskunft 

Umweltbeeinträchtigungen durch genehmigten Galvanikbe­
trieb - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Säumigkeit der Gewerbebehörde Ir. Instanz bei Entscheidung 
über Berufung gegen Bescheid, mit dem Antrag ~uf 
Zustellung des Betriebsanlagengenehmigungsbescheides ab­
gewiesen wird - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens los erweiterte 
Gastgewerbebetriebs~nlage 
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Geschäftszahl 

174 

175 

176 

177 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 

188 

189 

182 

Gegenstand 

Nichteinhaltung rechtskräftiger Auflagep - Säumig~eit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde mcht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung eines Betriebsanlageverfahrens bei Gewerbebe­
hörde 1. Instanz (Schottergrube) - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Befürchtete Beeinträchtigungen durch geplante Vergröße­
rung eines genehmigten Gastgewerbebetriebes - Be­
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Lärmbelästigungen durch benachbarten privaten Tennisplatz 
- Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Lärmbelästigungen durch konsenslos erweiter­
ten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Nichteinhaltung von Auflagen - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde (Tennisplatz) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nichteinhaltung von Auflagen - Säumigkeit der Gewerbe­
behörde (Tennisplatz) - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzumutbare Geruchsbelästigungen durch genehmigte 
Tankstelle - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Geruchsbelästigungen durch genehmigte 
Tankstelle - Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Lärmbelästigungen wegen Nichteinhaltung 
rechtskräftiger Aufl~gen - Säun:tigkeit der Gewerbebehörde 
- Beschwerde mcht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslos erweiterte 
Gastgewerbebetriebsanlage 
Befürchtete Beeinträchtigungen durch geplante Tankstelle -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 
Befürchtete Lärmbelästigungen durch geplante Änderung 
einer genehmigten ~astgewerbebetriebsanlage - Be­
schwerde dzt. unzuläSSlg - Aufklärung durch Auskunft 
a) Rechtswidrige Verweigerung der Konzession für Lebens­

und Sozialberater 
b ) Verzögerung bei der Erlassung der Befähigungsnachweis­

verordnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
a) Rechtswidrige Verweigerung der Konzession für Lebens­

und Sozialberater 
b ) Verzögerung bei der Erlassung der Befähigungsnachweis­

verordnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
a) Rechtswidrige Verweigerung der Konzession für Lebens­

und Sozialberater 
b ) Verzögerung bei der Erlassung der Befähigungsnachweis­

verordnung 
Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

190 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

Gegenstand 

Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigung während der 
Nachtzeit durch Druckereibetrieb - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Lärmbelästigung durch Discothek - Beschwerde teil\veise 
berechtigt 

Unzumutbare Nachbarschafts belästigungen durch konsens­
losen Imbißkiosk - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Betriebsan­
lage - Verfahren zur Erteilung zusätzlicher Auflagen -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund teilweise beho­
ben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
lose gewerbliche Tätigkeit bei Asphaltbahn - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichterfüllung einer zusätzlichen Auflage durch Steinbruch-
unternehmen Säumigkeit der Gewerbebehörde 
Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige bergbehördliche Bewilligung eines Bohrpro­
jektes - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Widersprüchliche gewerbebehördliche und wasserrechtsbe­
hördliche Auflagen - Aufklärung durch Auskunft 

Rechtswidrige Entziehung der Ge\Hrbeberechtigung nach 
Konkurs~röffnung (Handelsgewerbe) - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Gesundheitsgefährdende Beeinträchtigungen durch geneh­
migte Betriebsanlage - Säumigkeit der Gewerbebehörde 

Mangelnde finanzielle Unterstützung für Patentanmeldung 
im Ausland - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Berriebsan­
lage - Verfahren zur Erteilung zusätzlicher Auflagen -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los erweiterten Gastgewerbebetrieb - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 

Befürchtete Nachbarschaftsbelästigungen durch geplante 
Tankstelle und geplanten Supermarkt - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Nichteinhaltung von gewerbebehördlichen Auflagen -
Beschwerdegrund behoben 

Nichterlassung eines Bescheides durch die Gewerbebehörde 
nach Anmeldung des freien Gewerbes "Halten von erlaubten 
Spielen" - Beschwerdegrund behoben 
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Geschäftszahl 

208 

209 

210 

211 

212 

213 

214 

215 

216 

217 

218 

219 

220 

221 

222 

223 

224 

225 

184 

Gegenstand 

Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Gastgewer­
bebetriebsanlage - Beschwerde nicht berechtigt 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Gastgewer­
bebetriebsanlage - Beschwerde nicht berechtigt 
Lärmbelästigung durch Maistrocknungsanlage - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Konsensloser Betrieb einer Gastgewerbebetriebsanlage -
Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Rechtswidrige Aufforderung zum Antritt einer Ersatzfrei­
heitsstrafe - Aufklärung durch Auskunft 
Verzögerung eines Betriebsanlagengenehmigungsverfahrens 
in 1. Instanz 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nicht­
einhaltung rechtskräftiger Auflagen (Baumeister) - Säumig­
keit der Gewerbebehörde 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nicht­
einhaltung rechtskräftiger Auflagen (Baumeister) - Säumig­
keit der Gewerbebehörde 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslosen Lagerplatz 
- Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

N~chbarschaftsbelästigung ~urch Kleinkraftwerk - Säumi~­
kelt der Gewerbebehörde bel der Klärung der Anwendbarkeit 
gewerberechtlicher Vorschriften 
Nachbarschaftsbelästigung durch Golfplatz - Aufklärung 
durch Auskunft 
Lärm- und Geruchsbelästigung durch nachbarlichen Pferde­
stall - Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beeinträchtigungen durch Ausbau einer Hochspannungslei­
tung - Aufklärung durch Auskunft 
Gewerbebehördliche Genehmigung zur Errichtung eines 
Campingplatzes - Beschwerde dzt. unzulässig 
Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens losen Gastge­
werbebetrieb Säumigkeit der Gewerbebehörde -
Beschwerdegrund behoben 
Nachbarschaftsbelästigungen durch genehmigte Betriebsan­
lage - Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Rechtswidrige Unterschreitung der Mindestsätze für Archi­
tekten im Vertrag mit Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten - Aufklärung durch Auskunft 
Unrichtige Zeugenaussage des Leiters des Gewerbeamtes der 
Bezirkshauptmannschaft Zell am See vor Landesgericht 
Salz burg - Beschwerde nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

226 

227 

228 

229 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

Gegenstand 

Anspruch des Dienstnehmers auf Vergütung bei Diensterfin­
dung - VA unzuständig 

Notwendigkeit zur bescheidmäßigen Bewilligung der Be­
triebsverlegung eines konzessionierten Gewerbes - Zweifel 
an Zweckmäßigkeit der Bestimmung - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Rechtswidrige gewerberechtliche Tätigkeit - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde bei Herstellung des rechtmäßigen Zustan­
des - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

U nzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Gäste und 
Busse außerhalb einer Fremdenpension - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Österreichweite Zusammenfassung aller öffentlichen Aus­
schreibungen in einer Publikation - VA unzuständig 

Betrieb einer Werkstatt bzw. Spenglerei ohne Gewerbebe­
rechtigung bzw. Betriebsanlagengenehmigung Be­
schwerde nicht berechtigt 

PKW -Parkplatz auf Privatgrund Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Nachbarschaftsbelästigungen durch konsenslose Gastgewer­
bebetriebsanlage - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Feilbieten von Speisen ohne Konzession - Aufklärung durch 
Auskunft 

Rechtswidrigkeit der Abweisung des Antrages auf Erteilung 
der Betriebsanlagengenehmigung für Discothek Be­
schwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrigkeit der Übertragung. des Rechtes aus der 
Patentanmeldung - VA unzuständig 

Belästigung durch Emissionen eines Gewerbebetriebes -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unzumutbare Staubbelästigungen durch geänderte Betriebs­
anlage - Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Verkauf eigener Naturprodukte im Rahmen des land- und 
forstwirtschaftlichen Nebengewerbes - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Problematik des § 1 (6) Gewerberechtsnovelle 1988 (Betrieb 
von Gaststätten durch Geselligkeitsvereine) - VA unzustän­
dig 

Betrieb einer Schottergrube ohne Gewerbeberechtigung und 
Betriebsanlagengenehmigung - Beschwerde nicht berechtigt 

SonderbewilJigung für Ausübung der Konzession für 
Gastgewerbe außerhalb der genehmigten Betriebsräume -
VA unzuständig 

185 
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Geschäftszahl 

186 

243 

244 

245 

246 

247 

248 
249 

250 

251 

252 
253 

254 

255 

256 

257 

258 

259 

260 

Gegenstand 

Nichterledigung von Anzeigen wegen unbefugter Ausübung 
des Immobilienmaklergewerbes - Beschwerde nicht berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch unbefugte 
Gewerbeausübung (KFZ-Werkstätte) - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 
Geruchsbelästigung durch nachbarliche Schweinezucht -
VA unzuständig 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nicht­
einhaltung rechtskräftiger Auflagen - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Konsenslose Änderung der Betriebsanlage - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Störfälle in Chemiefabrik - keine Beanstandung 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Tierhandel und Tier­
zucht - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
Nachbarschaftsbelästigungen durch Schotterabtransport -
Säumigkeit der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 
Dauer des Verfahrens über Ansuchen um Bewilligung zur 
Ausübung des Bestattergewerbes in einer weiteren Betriebs­
stätte - Beschwerde zurückgezogen 
Ansuchen um Konzessionserweiterung - Verzögerung 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch konsens­
los geänderte Betriebsanlage (Ziegelei) - Säumigkeit der 
Gewerbebehörde 
Gebietsabgrenzungsübereinkommen zwischen Wien er und 
Niederösterreichischen Energieversorgungsunternehmen -
VA unzuständig 
Lange Dauer des Berufungsverfahrens beim Bundesministe­
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Stein­
bruch - Säumigkeit der Gewerbebehörde und Bergbehörde 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Stein­
bruch - Säumigkeit der Gewerbebehörde und Bergbehörde 
Befürchtete Belästigungen durch geplante Errichtung einer 
Tankstelle im Stadtzentrum - Beschwerde dzt. unzulässig 
Unzumutbare Nachbarschaftsbelästigungen durch Stein­
bruch - Säumigkeit der Gewerbebehörde und Bergbehörde 
Unzumutbare Lärm- und Geruchsbelästigungen durch ge­
nehmigte Betriebsanlage (Stuhl- und Tischfabrik) - Säumig­
keit der Gewerbebehörde - Beschwerde berechtigt -
Beschwerdegrund behoben 
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Geschäitszahl 

261 

263 

264 

265 

Gegenstand 

Rechtswidrigkeit eines Straferkenntnisses wegen Erteilung 
einer unrichtigen Rechtsauskunft - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Nachbarschaftsbelästigungen infolge Nichteinhaltung eines 
Schließungsbescheides gemäß § 360 (1) Gewerbeordnung -
Beschwerdegrund behoben 

Rechtswidrigkeit der Verhängung einer Verwaltungsstrafe -
Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige Entziehung der Gastgewerbekonzession -
Beschwerde nicht berechtigt 
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2 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Inneres fallen (I): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

ZI. 1 - 1190 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

188 

Rufschädigende Polizeierhebungen - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Untätigkeit der Vereinsbehörde - Aufklärung durch 
Auskunft 
Hemmung des beruflichen Fortkommens durch mehrfache 
rechtskräftige verwaltungsstrafrechtliche Verurteilungen -
Beschwerde zurückgezogen 
Nichtentgegennahme einer Betrugsanzeige - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Unterlassene Weiterleitung von Anzeigen an die Staatsan­
waltschaft - Beschwerde nicht berechtigt 
Nichteintragung des Berufstitels "Professor" im Reisepaß -
Aufklärung durch Auskunft 
Diskriminierende Polizeiermittlungen - Aufklärung durch 
Auskunft 
Benachteiligung durch zu frühe Ruhestandsversetzung -
Beschwerde berechtigt 
Antrag auf ÜbersteIlung in höhere Verwendungsgruppe und 
Vordienstzeitenanrechnung - Verfahrensverzägerung -
Beschwerde berechtigt 
Unzumutbare Verhärmethoden - Aufklärung durch Aus­
kunft 
Zwangsweise Einlieferung in psychiatrisches Krankenhaus -
Beschwerde nicht berechtigt 
Mißhandlung durch Gendarmerie - Beschwerde dzt. 
unzulässig 
Mißhandlung bei polizeilicher Festnahme - Beschwerde 
nicht berechtigt 
Mißhandlung durch Polizeibeamte - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Ungültigerklärung von Sichtvermerken - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Allgemeine Anregung für Prüfungsverfahren bei Mißhand­
lungsvorwürfen - Aufklärung durch Auskunft 
Suspendierung eines Gendarmeriebeamten - keine Bean­
standung 
Leibesvisitation ohne Angabe von Gründen - Mißstandsfest­
stellung 
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Cnch:iftszahl 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

Cegensund 

Berichtigung der Wählerevidenz Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Mißhandlung durch Gendarmen Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Aufnahmeansuchen bei Bundespolizeidirektion Wien -
Strafregisterbescheinigung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Aufschub des Zivildienstes - Ablehnung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Ungerechtfertigter Vollzug von Freiheitsstrafen - Be­
schwerde nicht berechtigt 

?v1angelnde Objektivität bei Unfallsaufnahme durch Gendar­
merie - Aufklärung durch Auskunft 

Anonyme Meldung diverser öffentlich bekannter Kriminal­
fälle - VA unzuständig 

Festnahme eines Alkoholisierten 
berechtigt 

Ruhestörung durch Nachbarkinder 
Aufklärung durch Auskunft 

Beschwerde nicht 

VA unzuständig -

Bestrafung wegen abgelaufenem Sichtvermerk - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Polizeiliche Festnahme und diverse Bestrafungen - Be­
schwerde zurückgezogen 

Vornamensänderung - Aufklärung durch Auskunft 

Ablehnung der Verleih ung der libanesischen Staatsbürger­
schaft - VA unzuständig 

Unterbleiben einer Anzeigeerstattung durch Polizei -
Beschwerde nicht berechtigt 

Lärmbelästigung durch Mitbewohner - VA unzuständig 

Außergewöhnlicher Wohlstand eitles Lehrers VA 
unzuständig 

Anmeldung einer unbekannten Person an eigener Wohn­
adresse - VA unzuständig 

Namensänderung Im Reisepaß Aufklärung durch 
Auskunft 

Verweigerung des Erholungsurlaubes - Beschwerde zurück­
gezogen 

Rechtswidrige Festnahme durch Gendarmerie - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte Festnahme - unzumutbare Haftdauer -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Unvollständige Unfallsaufnahme durch Gendarmerie -
Aufklärung durch Auskunft 

189 
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Geschäftszahl 

42 

43 

45 

46 
47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

190 

Gegenstand 

U nkorrektes Verhalten von Gendarmeriebeamten - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Aufhebung des Aufenthaltsverbotes bzw. Auftrag auf 
Vollstreckungsaufschub - Verfahrensverzögerung 

Nichteinhaltung der Sperrstunde durch benachbartes Gast­
haus - Beschwerde zurückgezogen 

Entzug des Waffenpasses - Aufklärung durch Auskunft 

Einreisebewilligung bei aufrechtem Aufenthaltsverbot -
Aufklärung durch Auskunft 

Polizeiliche Aufenthaltsermittlungen Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Aufhebung einer gerichtlich veranlaßten Fahndung - VA 
unzuständig 

Unzureichende Bearbeitung einer Anzeige wegen Sachbe­
schädigung - Beschwerde nicht berechtigt 

Bestrafung wegen Verbreitung nationalsozialistischen Ge­
dankenguts - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ersatzforderung an Polizei wegen zerbrochenem Autofenster 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Gewaltsames Eindringen der Gendarmerie in Wohnhaus -
Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtbeantwortung einer Dienstaufsichtsbeschwerde 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Asylantrag - Verfahrensverzögerung - Beschwerde be­
rechtigt - Beschwerdegrund behoben 

U~zureichende Polizeierhebungen nach PKW -Diebstahlsan­
zeige 

Fehlverhalten eines Gendarmeriebeamten - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Lärmbelästigung durch Abfeuern von pyrotechnischen 
Artikeln - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtbehandlung von Anzeigen bei Gendarmerie 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Verdacht eines Banküberfalls durch Polizisten - dienstbe­
hördliche Maßnahmen - keine Beanstandung 

Verwaltungs strafverfahren - Einfahren bei Halt in die 
Kreuzung - Beschwerde nicht berechtigt 

Fehlverhalten von Gendarmeriebeamten - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Begehren von Akteneinsicht - Beschwerde dzt. unzulässig 
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Geschäftszahl 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

79 

80 

81 

82 

83 

84 

85 

86 

Gegenstand 

Verweigerung einer Pension - Aufklärung durch Auskunft 

Lärmentwicklung eines Mitbewohners in der Nachtzeit 
Beschwerde zurückgezogen 

Ungerechtfertigte Festnahme und Anhaltung in Haft 
Beschwerde zurückgezogen 

Einmahnung zivilrechtlicher Forderung durch Gendarmerie 
- Beanstandung 

Einsicht in Stapo-Akt - Beschwerde dzt. unzulässig 

Übertragung von Wunsch kennzeichen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Grundlose Einweisung in psychiatrisches Krankenhaus -
Beschwerde nicht berechtigt 

Ausstellung eines Flüchtlingsausweises - Verfahrensverzö­
gerung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Verweigerung des Übertrittes zu anderem Sportverein -
Untätigkeit der Vereinsbehörde Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unzureichende Disziplinarmaßnahmen gegen strafgericht­
lieh verurteilten Polizeibeamten - keine Beanstandung 

Mißhandlung eines Festgenommenen 

Mißhandlung durch Gendarmeriebeamte - keine Beanstan­
dung 

Verwaltungsstrafverfahren wegen Fahrerflucht 
schwerde dzt. unzulässig 

Be-

Mangelndes Einschreiten der Polizei trotz Ansuchens -
Beschwerde nicht berechtigt 

Schwierigkeiten mit einem Nachbarn - schikanöse Behand­
lung durch Polizei - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Ausforschung als Suchtgifthändler - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Wiederaufnahme eines vor 20 Jahren durchgeführten 
Disziplinarverfahrens - Beschwerde nicht berechtigt 

Vereinsüberprüfung durch vier Kriminalbeamte - Be­
schwerde berechtigt 

Entziehung des Waffenpasses - Beschwerde dzt. unzulässig 

Akteneinsicht bei Staatspolizei - Beschwerde dzt. unzulässig 

Verein zur Wahrung der Menschenrechte - Aufklärung 
durch Auskunft 

Zwangsweise Vorführung zu Gericht unzulässige 
Gewaltanwendung - Beschwerde dzt. unzulässig 

191 
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Geschäftszahl 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 
100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

192 

Gegenstand 

Unleserliches Datum auf Radarfoto - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ungerechtfertigte Gendarmerieanzeige - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Unterbliebene Einvernahme von Entlastungszeugen 
Beschwerde nicht berechtigt 

Verletzung des Datenschutzes anläßlich Interpol-Fahndung 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Fehlverhalten eines Organs der Gemeindesicherheitswache 
- VA unzuständig 

Unzumutbare Verhörmethoden bei Polizei - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verletzung eines Minderjährigen durch Gendarmeriebeam­
ten - unterbliebene Anzeigeerstattung - Beschwerdegrund 
behoben 

Hausdurchsuchung und Polizeiverhör - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichtgewährung eines Aufschubs der Zivildienstleistung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Verwaltungsstrafverfahren wegen Geschwindigkeitsüber­
schreitung - Beschwerde nicht berechtigt 

Wirres Vorbringen - Verfolgungsideen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Beschwerde über Gendarmerieschikanen - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Schikanöse Verkehrskontrolle - Beschwerde dzt. unzulässig 

Beschädigung beschlagnahmter Gegenstände - Ablehnung 
e.ines Schadenersatzanspruches - Beschwerde nicht berech­
tIgt 

Unzureichende Bearbeitung einer Betrugsanzeige - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtanerkennung als Zivildiener - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Bewerbung um Stellvertreterfunktion - ungerechtfertigte 
Ablehnung - Beschwerde nicht berechtigt 

Unzureichende Polizeierhebungen nach Anzeige einer 
Bedrohung - Beschwerde nicht berechtigt 

Eintreibung einer Geldstrafe zur Nachtzeit - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Nichtentgegennahme einer Anzeigenergänzung (Personen­
beschreibung) - Beschwerde nicht berechtigt 

Mangelhafte Verkehrsunfallerhebung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

12" 
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109 

110 

111 

112 

113 

114 

115 

116 

117 

118 

119 

12C 

121 

122 

123 

124 

126 

127 

128 

129 

130 

Cl'gcmtJlld 

Unterbliebene Vorbge eines Rechtsmittels an Berufungsbe­
hörde - Beschwerde dzt. unzulässig 

Anzeigeerstattung an Wirtschaftspolizei - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verkehrsunfall mit Todesfolge wegen Anhaltung durch 
/ivilstreife 

Belästigungen durch Wohnungsnachbarn - Beschwerde dzt" 
unzulässig 

Bestrafung Im Zusammenhang mit Verkehrsunfall 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Auskunftsersuchen betreffend Wahlvorgang - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verhalten von Mitgliedern der 7ivildienstkommission -
ßesch\verde dzt. unzulässig 

Lngerechtfertigte \-erdächtigungen durch Polizei - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Enthll \"on Dienstzubgen nach Dienstunfall - Aufklärung 
durch :\uskunft 

Di\"erse fremdenpolizeiliche Vorgänge - Beschwerde dzt" 
unzulässig 

Sexualdelikte während Ausbildung in Polizeischule -
Untätigkeiten der Dienstbehörde - keine Beanstandung 

Cberstellung \on Polizei zu Bundesgendarmerie - Ableh­
nung - Beschwerde nicht berechtigt 

Unhöfliches Verhalten bei polizeilicher Vernehmung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Mängel bei der Ausstellung \on Reisedokumenten 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Belästigung durch Voyeure - Aufklärung durch Auskunft 

Mangelhafte Polizeiermittlungen Beschwerde nicht 
berechtigt 

Rauferei von Schulkindern - Einschreiten der Gendarmerie 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Mehrfachbestrafung mittels Organmandaten - Beschwerde 
teilweise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Polizeistaatliche Methoden - Besch\"\erde dzt. unzulässig 

Polizeiliche Personen- und Fahrzeugdurchsuchung - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Bekanntgabe staatspolizeilicher Vormerkungen - Verfah­
rensverzögerung - Beschwerdegrund behoben 

Unterbliebene Löschung einer getilgten Vorstrafe in 
Strafregister - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

193 
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Geschäftszahl 

131 

132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

140 

141 

142 

143 

144 

145 

147 

148 

149 

150 

151 

152 

153 

194 

Gegenstand 

Gendarmerieerhebung nach Verkehrsunfall - Aufklärung 
durch Auskunft 

Akteneinsicht nach Anzeigeerstattung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Diverse polizeiliche Amtshandlungen - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ungerechte dienstliche Beurteilung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

~eherbergung von Asylwerbern - Beschwerde dzt. unzuläs­
sIg 

Rippenbruch bei polizeilicher Festnahme 

Verletzung infolge polizeilicher Festnahme - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Antrag auf Akteneinsicht - Verfahrensverzögerung 

Auskunft über staatspolizeiliche Unterlagen - Beschwerde 
teilweise berechtigt 

Unrichtige staatspolizeiliche Vormerkungen 

Ungerechtfertigte Festnahme und polizeiliche Bestrafung -
Beschwerde zurückgezogen 

Bestrafung wegen ungestümen Benehmens - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Auskunftsersuchen über die Dienstverwendung straffällig 
gewordener Polizeibeamter - VA unzuständig 

Mißhandlung nach Festnahme durch Gendarmerie -
Beschwerde nicht berechtigt 

Anzeige wegen Körperverletzung - Verfahrensverzögerung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Antrag auf Waffenbesitzkarte - Ablehnung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Zurückbehalten von Personaldokumenten bei Reisepaßan­
trag - Beschwerdegrund behoben 

Einweisung in psychiatrische Klinik ohne amtsärztliche 
Untersuchung - Beschwerde nicht berechtigt 

Staatsbürgerschaftsverleihung - staatspolizeiliche Erhebun­
gen - Aufklärung durch Auskunft 

Mißhandlung bei Polizeiverhör - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ungenügende Polizeiermittlungen nach Wohnungseinbruch 
- Beschwerde zurückgezogen 

Beschwerde über angebliche Polizeiübergriffe - Beschwerde 
nicht berechtigt 
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Geschäftszahl 

154 

155 

156 

157 

158 

159 

160 

161 

162 

163 

164 

165 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

Gegenstand 

Verweigerung des Alkotests - Beschwerde dzt. unzulässig 

Verletzung des Auskunftspflichtgesetzes 

Polizeiliche Festnahme - grundlose Leibesvisitation 
Beschwerde nicht berechtigt 

Ableistung des Zivildienstes außerhalb des Wohnortes 
Beschwerde nicht berechtigt 

Frage betreffend Wahlvorgang Aufklärung durch 
Auskunft 

Wiederaufnahme des Asylverfahrens - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Mißhandlung durch Polizei - Beschwerde zurückgezogen 

Exekutionsdrohung infolge falscher Meldeamtsauskunft -
Beschwerde berechtigt 

Fehlverhalten von Polizeibeamten - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Härte durch fremdenpolizeiliche Maßnahmen - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Unrichtige Aufnahme eines Verkehrsunfalles - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Auskunft über staatspolizeiliche Vormerkungen - Verfah­
rensverzögerung 

Einsicht in staatspolizeiliche Unterlagen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Rechtswidrige Festnahme wegen Lärmerregung - unge­
bührlich lange Haftdauer - kein Mißstand 

Mißhandlung durch Polizei - Beschwerde zurückgezogen 

Körperverletzung durch Verkehrsunfall - unterbliebene 
Anzeigeerstattung - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Beherbergung von Asylwerbern - Vertragsverlängerung -
VA unzuständig 

Unfreundliches Benehmen von Beamtin der Fremdenpolizei 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Ablehnung des Zivildienstantrages - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Erstellung einer unrichtigen Leumundsnote durch Gendar­
merie - Beschwerde nicht berechtigt 

Verweigerung der Bekanntgabe staatspolizeilicher Vormer­
kungen 

Rufschädigende Ermittlungen der Kriminalpolizei - Aufklä­
rung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

176 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 
198 

196 

Gegenstand 

Unzureichende polizeiliche Bearbeitung von Diebstahlsan­
zeigen - Beschwerde nicht berechtigt 

Bekanntgabe staatspolizeilicher Vormerkungen - Verfah­
rensverzögerung 

Unrichtige Auskunft über staatspolizeiliche Vormerkungen 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Adjustierungsvorschriften für Gendarmen - Aufklärung 
durch Auskunft 

Fehlverhalten eines Gendarmen - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Streichung einer unrichtigen staatspolizeilichen Vormerkung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Visaerteilung - Verfahrensverzögerung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Wiederaufnahme eines Strafverfahrens - Abweisung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Ausstellung eines Reisepasses - Verfahrensverzögerung -
Beschwerde berechtigt 

Anhängiges Verwaltungsstrafverfahren wegen Alkoholisie­
rung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Unzureichende Polizeiermittlungen nach PKW-Diebstahl -
Beschwerde nicht berechtigt 

Unkorrekte Namensschreibweise bei Staatsbürgerschaftsver­
leihung - Beschwerde nicht berechtigt 

Ungerechte Behandlung durch Mitglieder der Zivildienst­
kommission - Aufklärung durch Auskunft 

Bekanntgabe staatspolizeilicher Vormerkungen - Verfah­
rensverzögerung 

Ungerechtfertigte polizeiliche Vorladung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Verweigerung des Besuches von Schubhäftlingen - keine 
Beanstandung 

Staatsbürgerschaftsverleihung - Verfahrensverzögerung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Erhöhter Urlaubsanspruch für Beamte, die Journaldienst 
versehen - Aufklärung durch Auskunft 

Einberufung zum Zivildienst trotz gültigen Aufschubs 
Beschwerdegrund behoben 

Nichtberücksichtigung eines Versetzungswunsches 

Parken eines LKW neben Wohnhaus - Beschwerde nicht 
berechtigt 
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199 

2ee 

201 

202 

203 

204 

20S 

206 

207 

20H 

209 

21:::: 

211 

212 

213 

214 

215 

216 

217 

218 

219 

220 

Ausfolgung eInes Fundgegenstandes - Aufkbrung durch 
Auskunft 

Ungerechtfertigte Einleitung eines Disziplinarverfahrens 
Beschwerdegrund behoben 

Mißhandlung durch Gendarmen - Beanstandung 

Unrichtige Vormerkung über strafgerichtliche Verurteilung 
- Beschwerde dzt. unzulässig 

Lärmbelästigung durch Polizeischießstätte - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte festnahme und Bestrafung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Unzuständigkeit der Gendarmerie bei Besitzstörung -
Aufklärung durch Auskunft 

Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft - :\ufkb­
rung durch Auskunft 

Bestra fung wegen mehrerer Verkehrsdelikte - Besch\\Crde 
nicht berechtigt 

Rechtswidrige Festnahme 

\-erletzung des Datenschutzes durch Wahlkundmachung 
Aufkbrung durch Auskunft 

ivbngel bei :\euerrichtung einer Gendarmerie-Dienststelle -
keine Beanstandung 

Antr:ige auf amtliche Abmeldungen - Besch\\erde dzt. 
unzulässig 

Führerscheinentzug i nfolge l! nzurechnungsbhigkeit 
Beschwerde nicht berechtigt 

Weisung zur Vorlage ärztlicher Krankenstandsbescheinigun­
gen - Beschwerde nicht berechtigt 

Bewerbung um Funktion eines Postenkommandanten 
A.blehnung 

I\lißhandlung nach polizeilicher Festnahme 

Erzwungene Cnterschrift unter polizeilichem Vernehmungs­
protokoll - BeKhwerde nicht berechtigt 

Anmeldung ohne Unterschrift des Wohnungsinhabers -
Aufklärung durch Auskunft 

Streichung aus dem Wählenerzeichnis - Beschwerde 
zurückgezogen 

Unzureichende Präsenz von Gendarmeriebeamten - .-\uf­
kbrung durch Auskunft 

M:mgell13.fte Unbllerhebungen durch Gendarmerie 
Beschwerde berechtigt 
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Geschäftszahl 

221 

222 

223 

224 

225 

226 

227 

228 

229 

230 

231 

232 

233 

234 

235 

236 

237 

238 

239 

240 

241 

242 

198 

Gegenstand 

Beschlagnahme emer Videokassette - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Aufschub des Zivildienstes - Beschwerde nicht berechtigt 

Streichung aus der Wählerevidenz 

Grundlose Einweisung in psychiatrische Klinik - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Ungerechtfertigte Reaktivierung als Kriminalbeamter -
Beschwerde nicht berechtigt 

Namensänderung der Kinder - Verweigerung der väterli­
chen Zustimmung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Verweigerung der Reisepaßausstellung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Durchsuchung von Spitalsräumen - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Fehlverhalten eines Gendarmen - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Berichtigung der Melde- und Wählerevidenz - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Anzeige einer Gebührenschuld durch das Landesgendarme­
riekommando für Niederösterreich erst nach über vier Jahren 
- Beanstandung 

Aufenthaltsbewilligung für Adoptivkind - Aufklärung durch 
Auskunft 

Regreß der Autoversicherung nach Fahrerflucht - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Fehlverhalten eines Polizeijuristen - Beschwerde berechtigt 

Fehlverhalten der Vereins behörde - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Auskunft über staatspolizeiliche Vormerkungen - Verfah­
rensverzögerung 

Wirres Vorbringen gegen Exekutive - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Unrichtige Sachverhaltsdarstellung durch Polizisten 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Aufnahme in Wählerliste - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unterlassene Anzeige nach Anstandsverletzung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

qbertretung des Meldegesetzes - Beschwerde dzt. unzuläs­
sig 

Nichtannahme eines Meldezettels mit Zweitwohnsitz -
Beschwerde dzt. unzulässig 
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243 

244 

245 

246 

247 

24S 

249 

250 

251 

252 

253 

254 

255 

256 

257 

25S 

259 

260 

261 

262 

263 

264 

Cegt'll"it:tnd 

BestrJ.fung nJ.ch Yerkehrsunhll - VA unzuständig 

Rechtswidrige HJ.usdurchsuchung 
berechtigt 

Beschwerde nicht 

WeitergJ.be \'on InformJ.tionen durch GendJ.rmerie J.n die 
Presse - Beschwerde nicht berechtigt 

Unzureichende GendJ.rmerieerhebungen luch Körpen"erlet­
zung - Beschwerde nicht berechtigt 

Rechtswidrige Vorführung zum A.ntritt einer ErsJ.tzfreiheits­
strJ. fe 

Grundlose HJ.usdurchsuchung durch KrilllilulbeJ.lllte - VA 
unzuständig 

BeschiJ.gnJ.hllle eines PKW nach Unhll - Verzögerung bei 
Rückgabe - Beschwerde berechtigt 

Tageskostgeld für Zivildiener - VerhhrenS\'erzögerung -
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 

Kostenersatz für Hubschrauberrettungseinsatz - :\ufkli­
rung durch Auskunft 

Aufhebung eines Aufenthaltsverbotes - A.ufklirung durch 
Auskunft 

Unvollständige Gendarlllerieerlllittlungen nach Verkehrsun­
hll - Beschwerde nicht berechtigt 

Unrichtige Festsetzung einer :'-JJ.turah\ohnungswrgütung 

Ungerechtfertigte Strafanzeige durch Polizei 

Unrichtige Beantwortung einer DienstJ.ufsiclnsbeschwerde 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Verpflichtungserklärung für Erlangung eines Besuchen"isums 
- Aufklärung durch Auskunft 

Unzureichende Polizeierhebungen nach Wohnungseinbruch 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 

Auskunft 

Auskunft über Geheimakten - VA unzuständig 

Eindringen der Polizei in Wohnung nach Autbrechen der 
Wohnungstür - Aufklärung durch Auskunft 

Cngerechtfertigte VerhJ.ftung J.uf Grund eines richterlichen 
Haftbefehles - VA unzuständig 

Zeugenbdung unter Androhung der zwangsweisen \' orfüh­
rung - Beschwerde zurückgezogen 

Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft 
Aufklärung durch Auskunft 

Verdacht des Ladendiebstahls - Beschwerde zurückgezogen 
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GeschäftSzahl 

265 

266 

267 

268 

269 

270 
271 

272 

273 

274 

275 

276 

277 

278 
279 

280 

281 

282 

283 

284 
285 

286 

200 

Gegenstand 

Rechtswidrige Hausdurchsuchung - Beschwerde zurückge­
zogen 

Einsichtnahme in staatspolizeiliche Unterlagen - Be­
schwerde nicht berechtigt 

V. erfahrensdauer bei Visaerteilungen - Beschwerde berech­
tigt 

Miteintragung eines Kindes im Reisepaß - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Bekanntgabe einer staatspolizeilichen Vormerkung an dritte 
Person 

Bestrafung wegen Alkoholisierung - VA unzuständig 

Unbefristete Aufenthaltsbewilligung - Verfahrensverzäge­
rung - Beschwerde zurückgezogen 

Bestrafung wegen Ordnungsstärung - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Verhängung eines Waffenverbotes Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Aufhebung eines Aufenthaltsverbotes Aufklärung durch 
Auskunft 

Nichteintragung des akademischen Grades "Dipl.-Ing." in 
den Reisepaß - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung 
durch Auskunft 

Auskunft über staatspolizeiliche Vormerkungen - Verfah­
rensverzägerung - Beschwerde berechtigt 

Kosten für Staatsbürgerschaftsverfahren - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Frühpensionierungsverfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 

Belästigungen durch fremde Person - Untätigkeit der 
Gendarmerie - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtberücksichtigung eines Versetzungswunsches - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Zeugengebühren im Verwaltungsstrafverfahren - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Ausstellung einer Waffenbesitzkarte - Verfahrensverzäge­
rung - Beschwerde nicht berechtigt 

a) Auflassung der Geisteskrankenevidenz 
b) Unrichtige Rechtsmittelbelehrung 
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 

Amtliche Abmeldung - Beschwerde nicht berechtigt 

Namensänderung - Auskunftsersuchen - Aufklärung 
durch Auskunft 

Verkehrsunfall mit Sachschaden - ungenügendes polizeili­
ches Einschreiten - Aufklärung durch Auskunft 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)200 von 244

www.parlament.gv.at



3 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Justiz fallen (1): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl 

Zl. 1 - ]190 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

Gegenstand 

Unrichtiges Sachverständigengutachten in Gerichtsverfahren 
- VA unzuständig 

Ersuchen um Rechtshilfe - keine konkrete Beschwerde 
erkennbar - Aufklärung durch Auskunft 

Gerichtliche Versteigerung - Mängel bei ersteigerten 
Gegenstand - VA unzuständig 

Exekutionsverfahren nach Warenbestellung - VA unzustän­
dig 

Strafvollzug 
a) 
Rücksendung eines Lebensmittelpaketes 
b) Zensur eines Beschwerdebriefes 
Beschwerde teilweise berechtigt 

Pflegschaftsverfahren - Verzägerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Gerichtsverfahren - Verzägerung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Mietrechtsstreit 
unzuständig 

Ersuchen um Rechtshilfe - VA 

Exekution eines Unterhaltsanspruches - VA unzuständig 

Strafverfahren - ungerechtfertigte Verhängung der Unter­
suchungshaft - VA unzuständig 

Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 

Nachbarliche Grenzprobleme - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 

Beschwerde über Rechtsanwalt - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 

Nichtordnungsgemäße Zustellung von gerichtlichen Schrift­
stücken - Beschwerde nicht berechtigt 

a) Erbschaftsstreit 
b) Ungerechtfertigte Sachwalterbestellung 
VA unzuständig 

Strafvollzug 
a) 
Nichteinhaltung von Diätvorschriften 
b ) Vollzugsortänderung 
Beschwerde teilweise berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 
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Geschäftszahl 

17 
18 

19 

20 

22 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

35 

36 

37 
38 

39 

40 

202 

Gegenstand 

Gerichtsverfahren - Verzögerung 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Auflösung eInes 
Dienstverhältnisses - VA unzuständig 

Unverla~gte Zustellung ein~r Zeitung Ersuchen um 
Rechtshdfe - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 

Erbschaftsstreit 
unzuständig 

Ersuchen um Rechtshilfe VA 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Arbeits- und Sozialgericht - Verfahrensverzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Mahnverfahren - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Entscheidung der Rechtsanwaltskammer 
in Disziplinarangelegenheit - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Rückzahlung einer 
Kreditschuld - VA unzuständig 

Mietrechtsstreit Ersuchen um Rechtshilfe VA 
unzuständig 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vollstreckbarer Zahlungsbefehl - Gehaltsexekution - VA 
unzuständig 

Auseinandersetzung um Rechtsanwaltshonorar VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung nach Übernahme einer 
Landwirtschaft - VA unzuständig 

Auseinand~rsetzung um Rechtsanwaltshonorar 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Schmerzensgeld- und Schadenersatzforderung nach 
kehrsunfall - VA unzuständig 

VA 

Ver-

Schmerzensgeldforderung nach Unfall - VA unzuständig 

Pflegschaftssache - Ersuchen um Rechtsauskunft - VA 
unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung bei Entscheidungsausfer­
tigung - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Scheidungsverfahren - keine konkrete Beschwerde - VA 
unzuständig 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)202 von 244

www.parlament.gv.at



41 

42 

43 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

GCgl'Il't:llld 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
herechtigt 

Ungerechtfertigte Ahlehnung eines Gebührerunspruches -
Beschwerde nicht berechtigt 

Exekutionsvollzug - ungehöriges Benehmen des Gerichts­
vollziehers - Aufklärung durch Auskunft 

:\llgemeine Beschwerde üher Handel mit Embryonen - VA 
unzuständig 

Zivilrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen 
- \'.-\ unzuständig - .\ufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Verhaftung und Verlüngung der Untersu­
chungsluft - VA unzusündig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Wohnungseigen­
tumsgesellschaft - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseimndersetzung mit Baufirma - \-A 
unzusündig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Rechtsanwaltshono­
rar - VA unzuständig 

Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Entlohnung von Reinigungsarbeiten - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ungerechtfertigte str.1fgerichtliche \-erurteilung des Sohnes 
- VA unzuständig 

Strafrechtliche Aufklärung der Umstände eines Selbstmordes 
- Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Exsistenzgehhrdung durch Bestellung als Verfahrenshelfer 
- VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung von Abgabenentrichtung 
für musikalische Veranstaltung - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit nach Übergabwertrag - VA unzuständig 

Untätigkeit von Strafhehörden Aufklärung durch 
Auskunft 

Ungerechtfertigte Gehaltsexekution - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

U rteils.1usfenigung - Verzögerung 
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Säumigkeit eines Bezirksgerichtes 
berechtigt 

Besch\verde berech-

Beschwerde nicht 

Wohnungskauf 
Auskunft 

VA unzuständig - Aufklärung durch 

203 
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Geschäftszahl 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 
71 
72 

73 
74 

75 

76 
77 

78 

79 

80 

81 
82 

83 
84 

85 

86 

204 

Gegenstand 

Verletztenrücktransport - Kostenersatz - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Vaterschaftsbestreitung - Kostenersatz - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Schlägerungsrecht - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit ehemaligem Le­
bensgefährten - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Nachbarschaftsstreit - Strafanzeige - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Ungerechtfertigte Exekution - VA unzuständig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Privatrechtliche Probleme aus Kraftfahrzeug-Reparatur 
VA unzuständig 

Fruchtgenußrechte - VA unzuständig 

Wohnungskauf - Mängel - VA unzuständig 

Warenumtausch - VA unzuständig 

Lastenfreiheit bei Grundtauschvertrag - VA unzuständig 

Privatrechte Probleme mit bauausführender Firma - VA 
unzuständig 

Verkehrsunfall infolge Fahrbahnvereisung - VA unzustän­
dig 

Änderung eines Tauschvertrages - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - Ersuchen 
um Strafaufschub - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Arbeitsunfall - Verletzungsfolgen werden nicht anerkannt 
- VA unzuständig 

Pachtvertragsaufkündigung mit Republik Österreich - VA 
unzuständig 

Wegedienstbarkeit - VA unzuständig 

Besuchsrechtsregelung bezüglich ehelicher Kinder - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Private Probleme mit Mitbewohnern - VA unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Bankinstitut - VA 
unzuständig 

Unterhaltsbeitrag nach gerichtlichem Vergleich - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

87 

88 

89 

90 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

106 

107 

108 

Gegenstand 

Zivilrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 

Schadenersatzforderung wegen ärztlichen Kunstfehlers -
VA unzuständig 

Verlassenschaftsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Aufklärung durch 
Auskunft 

a) Strafverfahren 
b) Finanzielle Notlage 
Ersuchen um Rechtshilfe 
VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit nach Reparaturauftrag - VA unzuständig 

Erbschaftsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte Abweisung eines Verfahrenshilfeantrages 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Strafverfahren gegen unbekannte Täter - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verlängerung der Minderjährigkeit - Aufklärung durch 
Auskunft 

Zivilrechtsstreit nach Übergabsvertrag - Ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Erfolglose Räumungsaktion nach Kündigung VA 
unzuständig 

Handtaschenkontrolle bei Einkauf - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Zurückziehung des Bestrafungsantrages 
durch Staatsanwaltschaft - Beschwerde nicht berechtigt 

Nichterledigung von Eingaben durch das Bundesministerium 
für Justiz - Beschwerde nicht berechtigt 

Gerichtsverfahren - Vorschreibung von Pauschalkosten -
VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Kauf emes 
Schmuckstückes - VA unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

Allgemeine Beschwerde über Massentierhaltung und Tier­
quälerei - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Grundgrenze - VA 
unzuständig 

205 
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Geschäftszahl 

109 

110 

111 

112 

113 

115 

116 

117 

118 

119 

120 

121 

122 

123 

124 

125 

126 

127 

128 

129 

130 

131 

206 

Gegenstand 

Unterhaltsvorschuß - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzuständig 

Strafvollzug 
a) Verweigerung der Berufsausbildung 
b) Zensur eines Beschwerdeschreibens 
Beschwerde teilweise berechtigt 

Kreditrückzahlung nach Scheidungsvergleich - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Forderung einer bereits bezahlten Gebühr 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Erbschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Unklarheiten über Ausgang emes Strafverfahrens 
Aufklärung durch Auskunft 

Verzinsung emer Sicherheitsleistung - Aufklärung durch 
Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Herausgabe von 
Hausrat - VA unzuständig 

Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Gerichtliche Zwangsversteigerung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Rechtsanwaltskosten - Exekutionsverfahren - VA unzu­
ständig 

Grundbuchseintragung - Rechtsmittelfrist offen - VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Probleme mit beauftragtem Unternehmen -
VA unzuständig 

Wegservitut - VA unzuständig 

Räumungsverfahren nach Mietrechtsverfahren - VA unzu­
ständig 

Säumigkeit des Gerichtes - Beschwerde zurückgezogen 

Wegservitut - Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Grenzprobleme - VA unzuständig 

Verletzungsfolgen aus Verkehrsunfall - VA unzuständig 

Urteil des Arbeits- und Sozialgerichts - keine Invaliditäts­
pension - VA unzuständig 

Verurteilung wegen falscher Beweisaussage - VA unzustän­
dig 

Berufungsentscheidung - Verzägerung - Beschwerde­
grund behoben 
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132 

133 

134 

135 

136 

137 

138 

139 

148 

141 

142 

143 

144 

145 

146 
1 -p 

14S 

149 

150 

151 

152 

153 

154 

155 

Ct'gEnst~nd 

Lohnpfändung - Wohnungsprohleme - VA unzuständig 

Versicherungsstreit aus Verkehrsunfall - VA unzuständig 

Cngerechtfertigte \'enveigerung \'on ;\kteneinsicht 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufkbrung durch "4.uskunft 

Private Ansprüche - rechtskriftigcs Gerichtsurteil - V"4. 
unzuständig 

Gerichts\'erfah ren - \' erzögeru ng 

Notwegerecht - Gerichtsweg - Vi\ unzuständig 

Arbeitsrechtliche Probleme auf Grund einer Arbeitsplatzver­
setzung - VA unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Besch\\ erde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

Schadenersatzforderung gegen Immobilienfirma - \'.4. 
unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde dZL 
unzulässig . 

\'erschiedene pri\'ate Prohleme - \',\ unzmtändig 

Sachrechtsstreit - Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- \'A unzuständig 

Uneinheitliche und überhöhte Preisgestaltung im gerichtli­
chen Kopienvesen - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 

Exekution eines gerichtlichen Vergleichs - VA unzuständig 

Finanzielle Probleme nach Scheidung - VA unzuständig 

\'enveigerung einer /cugengebühr - Besch\\erde berechtigt 
- Besch\\erdegrund behoben 

Exekution nach Zahlungsbefehl - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Gebührenbemessung bei Erbgang H)[1 Ltegenschaftsanteilcn 
- Aufkbrung durch Auskunft 

Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Exekution nach Zahlungsbefehl - \'.4. unzuständig -
"4.ufklärung durch Auskunft 

Amtshaftungsverfahren - Ablehnung der Verfahrenshilfe -
\'"4. unzuständig 

Scheidungsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde zurückge­
zogen 

Zi\'ilrechtsstreit - Exekution nach Zahlungsbefehl - \'.4. 
unzuständig 

287 
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Geschäftszahl 

208 

156 

157 

158 

159 

160 

161 
162 

163 

164 

165 

166 
167 
168 

169 
170 

171 

172 

173 

175 

176 

177 

Gegenstand 

Gerichtliche Kündigung und Delogierung - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit um Darlehensrückzahlung - VA unzustän­
dig 

Benachteiligung durch Anwendung einer Novelle zum 
Vertragsbedienstetengesetz bei Austritt aus dem Dienstver­
hältnis - kein Mißstand 

Strafgerichtliche Verurteilung - Wiederaufnahme des 
Verfahrens - VA unzuständig 

Lärmbelästigung durch Nachbarn in Mietwohnhaus - VA 
unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 

Mangelnde strafrechtliche Würdigung eines Tatverdachtes 
durch Staatsanwaltschaft - keine Beanstandung 

Verkehrsunfall - Unklarheit über Strafverfahren - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit GrundpäChter - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Gemeindestreitigkeiten - Zivilgerichtsverfahren anhängig 
- VA unzuständig 

Pachtvertrag - VA unzuständig 

Zivilgerichtsverfahren gegen Gemeinde - VA unzuständig 

Verkehrsunfall - rechtskräftiges Zivilgerichtsurteil - VA 
unzuständig 

Nachbarliche Lärmbelästigung - VA unzuständig 

Zivilgerichtsverfahren geg.en Gemeinde - Schadenersatzfor­
derung - VA unzuständig 

Exekutionsverfahren Namensverwechslung Be­
schwerde über Verhalten eines Richters - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Überhöhtes Hausbesorgerentgelt in Eigentumswohnhaus -
VA unzuständig 

a) Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung 
b) Ungerechtfertigte Anhaltung in psychiatrischer Anstalt 
VA unzuständig 

Unterhaltsverpflichtung nach Scheidung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen 
- VA unzuständig 

Gerichtliche Kündigung und Delogierung - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

13' 
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Geschäftszahl 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

185 

186 

187 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

201 

14 Sutistischer Teil 

Gegenstand 

Nachbarrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 

Erbschaftsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe VA 
unzuständig 

Schadenersatzforderung nach Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung unter Miteigentümern -
VA unzuständig 

Strafvollzug - ungerechtfertigte Ablehnung eines Ansuchens 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Entscheidungen - VA 
unzuständig 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig 

Konkursverfahren - unzureichende Vertretung durch 
Rechtsanwalt - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Unterhalt - VA 
unzuständig 

Probleme mit Wohnbaugenossenschaft - VA unzuständig 

Gerichtliche Aufkündigung einer Gaststätte - VA unzustän­
dig 

Arbeitsgerichtsverfahren - VA unzuständig 

Verweigerung der Verfahrenshilfe - VA unzuständig 

Sachwalterschaft für Halbschwester - Aufhebung rechts­
kräftig abgewiesen - VA unzuständig 

Exekutionsverfahren - VA unzuständig 

Probleme mit Privatversicherung - VA unzuständig 

Belästigung durch Bienen des Nachbarn - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit um Mietzins - VA unzuständig 

Pflegschaft - Verzägerung - Beschwerdegrund behoben 

Pflegschaft - Streit um Besuchsrecht - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Exekution von Unterhalt nach Vaterschaftsfeststellung - VA 
unzuständig 

Unterhaltsangelegenheit - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 

Gerichtliche Aufkündigung - Ablehnung der Verfahrens­
hilfe - Aufklärung durch Auskunft 

Scheidungsangelegenheit - Unterhaltsregelung - Aufklä­
rung durch Auskunft 

209 
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Geschäftszahl 

202 

203 

204 

205 
206 

207 

208 

209 
210 
211 

212 
213 

214 

215 

216 

217 

218 

219 

220 

221 

222 
223 
225 

226 

210 

Gegenstand 

Aufforderung zum Strafantritt - ungerechtfertigte Gerichts­
entscheidungen - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit mit ehemaligem Dienstgeber - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 

Unterhaltserhöhung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 

Ablehnung eines Ratenansuchens ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Privatrechtliche Forderungen aus Lebensgemeinschaft - VA 
unzuständig 

Geruchsbelästigung durch Schafhaltung der Nachbarn - VA 
unzuständig 
Wegerechtsstreit - VA unzuständig 

Ärztlicher Kunstfehler - Schadenersatz - VA unzuständig 

Arbeitslosigkeit wegen rechtskräftiger Verurteilung - VA 
unzuständig 

Nachbarschaftsstreitigkeiten - VA unzuständig 

Gnadenantrag Ersuchen um Intervention VA 
unzuständig 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Ungerechtfertigtes Exekutionsverfahren - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 
Strafvollzug - ungerechtfertigte Ablehnung eines Ansuchens 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Nennung vom Geburtsdatum im Gerichtsbeschluß 
Aufklärung durch Auskunft 
Foltermethoden bei Polizeiverhör - Zurücklegung der 
Anzeige durch Staatsanwaltschaft - keine Beanstandung 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde teilweise 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Todeserklärung - Beschwerde nicht berechtigt - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Probleme mit Unfallversicherung - VA unzuständig 

Privatrechtliche Grenzstreitigkeiten - VA unzuständig 

Verletzung des Rauchfangkehrers durch Arbeitsunfall - VA 
unzuständig 

Schleppendes Gerichtsverfahren wegen Mietzinsabrechnung 
- Beschwerde zurückgezogen 
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Geschäftszahl 

227 
228 

229 

230 

231 
232 

233 

234 

235 

236 
237 

238 

239 

240 

241 
242 
243 

244 

245 

246 

247 
248 

249 

250 

15 Statistische r Teil 

Gegenstand 

Privatrechtliches Problem - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit nach mündlichem Mietvertrag - VA 
unzuständig 
Erbrechtsänderungsgesetz - Ersuchen um Rechtsauskunft 
- Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Vorschreibung eines Nutzentgeltes 
Beschwerde zurückgezogen 

Exekution nach Scheidungsvergleich - VA unzuständig 

Rechtsstreitigkeiten mit Gemeinde - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Gerichtliches Strafverfahren - Verzögerung - Beschwerde­
grund behoben 
Verfahrensverzögerung bei Gericht - Beschwerde zurück­
gezogen 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Subsidiarantrag - Ratskammerbeschluß - VA unzuständig 

Gerichtliches Strafverfahren - Ersuchen um Überprüfung -
VA unzuständig 
Zeugenvernehmung in Verlassenschaftssache - über Gebühr 
lange Wartezeit - Beschwerde berechtigt 

Gerichtliche Zwangsversteigerung und Räumung - VA 
unzuständig 

Strafvollzug - ungerechtfertigte Verhängung einer Ord­
nungsstrafe - Beschwerde nicht berechtigt 
Räumungsvergleich - VA unzuständig 

Aufkündigung eines Mietvertrages - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Investitionsablöse -
VA unzuständig 

Privatrechtliches Problem mit Bauunternehmer - VA 
unzuständig 

Kündigung aus befristetem Dienstverhältnis - VA unzustän­
dig 

Nachbarliches Fensterrecht - VA unzuständig 

Nachbarschaftsbeschwerde wegen Geruchsbelästigung 
VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Gerichtliches Grenzberichtigungsverfahren - VA unzustän­
dig 

Ablehnung eines Wohnungsverbesserungskredites - VA 
unzuständig 

211 
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Geschäftszahl 

251 

252 

253 

254 

255 

256 

257 

258 

259 
260 

261 

262 

263 

264 

265 
266 

267 

268 

269 

270 

271 

272 

273 

212 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Entscheidung des Arbeits- und Sozialge­
richtes - VA unzuständig 

Unterhaltsverpflichtung - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 

Strafgerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Zivilrechtsstreit - Ablehnung der Verfahrenshilfe - VA 
unzuständig 

Sachwalterschaft - unfreundliche Behandlung durch Richter 
- Aufklärung durch Auskunft 

Urteilsausfertigung - Verzögerung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung 

Gerichtsgebührenbefreiung bei geförderten Bauvorhaben -
Aufklärung durch Auskunft 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Ungerechtfertigte Praxis bei Vergabe von Eigentumswoh­
nungen - VA unzuständig 

Strafvollzug - Kosten des Zahnersatzes - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verlassenschaft - Zivilrechtsstreit - VA unzuständig 

Säumnis bei Urteilsausfertigung - keine Beanstandung 

Exekutionsverfahren nach gerichtlicher Ersteigerung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Gerichtliche Versteigerung des Hauses der Bürgin - weitere 
ungedeckte Schulden wegen zu geringen Erlöses - VA 
unzuständig 

§ 2 Tilgungsgesetz - Aufklärung durch Auskunft 

Beschwerde über Verfahrenshelfer - VA unzuständig 

Unzureichende Belehrung bei Vormundbestellung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Zivilrechtsstreit um Dienstbarkeit - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Mietrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 
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G",ch:iftlzahl 

274 

275 

276 

277 

278 

279 

281 

282 

283 

284 

285 

286 

287 

288 

289 

290 

291 

292 

293 

294 

Gegcnltand 

\'erlust eines Foto:;pp:u:;tes - Ersuchen um Rechtshilfe 
Aufklärung durch "-\uskunft 

Kredit- und Wechselschuld - Ersuchen um Rechtshilfe 
VA unzuständig 

Exekution beim 0lichtwrpflichteten 
behoben 

Beschwerdegrund 

Zivilrechtliche Ausein:;ndersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit um Imestitions:;blösc - \'"-\ unzuständig 

Beschwerde über Höhe des "Existenzminimums" 
Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Ausein:;ndersetzung :;us L'eitrentenvertr:;g -
VA unzuständig 

Gebührenbestimll1ung ungerechtfertigter Gerichtsbe-
schluß - VA unzuständig 

Exekutionsl'erbhren - ungerechtfertigter Gerichtsbeschluf; 
\'A unzuständig 

a) Verbssenschaftsverbhren 
b) Bürgscha fm'ertrag 
Ersuchen um Rechtshilfe 
VA unzuständig 

Zivil- und strafgerichtliche Verfahren - Verzögerung -
Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Gerichtsverbhren unzureichende Vertretung durch 
Rechtsanwalt - \'A unzuständig 

Rückzahlung I'on Unterhalts\orschu{) - .-\ufklärung durch 
Auskunft 

Beschwerde gegen Sach'A'alterin - :'-iichteinschreiten des 
Pflegsch:;ftsgerichtes - \'A unzust:indig 

Gerichtsverbhren - \-erzögerung - ßescl1\verde zurückge­
zogen 

Exekution luch Versäull1ungsurteil - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

~achbarscl1:iftsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - V;\ 
unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

L'ivilrechtsstreit - unzureichende \'ertrerung durch Rechts­
anwalt - VA unzuständig 

a) Gerichtliche Zw:;ngsversteigerung nach InsohTnz 
b) Ungerechtfertigte Pensionspbnd u ng 
VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

295 

296 

297 

298 

299 

300 

301 

302 

303 

304 

305 

306 

307 

308 

309 

310 

311 

312 

313 

314 

315 

316 

317 

214 

Gegenstand 

Verlassenschaftsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Grenzstreitigkeiten - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Zwangsweise Räumung - verspätete Zustellung eInes 
Gerichtsbeschlusses - Beschwerde berechtigt 

Unterhaltserhöhung - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Verfahrenshilfeantrag - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Ungerechtfertigte Exekutionsbewilligungen - VA unzustän­
dig 

Zivilrechtsstreit in Eigentumswohnhaus - VA unzuständig 

Privatrechtsstreit nach Dienstbarkeitsvertrag - VA unzu­
ständig 

Beschwerde über Geschäftsmethoden eines Versandhauses -
VA unzuständig 

Nachbarschaftsstreit - VA unzuständig 

Begehren auf zusätzliches Wasserbezugsrecht - VA 
unzuständig 

Verschiedene gerichtsanhängige Probleme - VA unzustän­
dig 

Schmerzensgeldforderung - Ersuchen um Rechtshilfe -
VA unzuständig 

Exekutionsvollzug ohne vorherige Verständigung - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Familiäre Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Gerichtliche Zwangsversteigerung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Von Nachbarn versperrte Grundstückszufahrt - VA 
unzuständig 

Arbeitsunfall - Frühpension - VA unzuständig 

Überstundenabrechnung mit Arbeitgeber - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung - Wohnrecht - VA 
unzuständig 

Gemeinsame Bankschulden mit Lebensgefährtin - Solidar­
haftung - VA unzuständig 

Chemotherapie - Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

318 
319 

320 
321 

322 

324 

325 
326 

327 
328 

329 

330 

331 

332 

333 

334 

335 
336 

337 
338 

339 

340 

342 

343 

Gegenstand 

Insolvenzprobleme - VA unzuständig 

Rechtskräftiges Urteil wegen Verkehrsunfalles - VA 
unzuständig 

Bankumschuldung - VA unzuständig 

Vertragsfähigkeit von Minderjährigen - Versicherungsver­
träge - Aufklärung durch Auskunft 

Verkauf eines Milchkontingentes - Gerichtsanhängigkeit -
VA unzuständig 

Schadenersatz für beschädigte Bäume - privatrechtlicher 
Anspruch - VA unzuständig 

Absperrung eines Privatweges - VA unzuständig 

Nichtverständigung vom Ausgang eines Strafverfahrens 
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Auszugsstreitigkeiten - Wasserbezug - VA unzuständig 

Besuchsrechtsregelung bezüglich ehelichen Kindes am 
Pflegeplatz - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit geschiedenem Gat­
ten - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Übernehmer - VA 
unzuständig 

Fruchtgenuß an abgetretenem Grundstück - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 

Strafanzeige - anhängiges Verfahren - Aufklärung durch 
Auskunft 

Verlassenschaft - Ersuchen um Rechtsberatung - VA 
unzuständig 

Gerichtliches Exekutionsverfahren - Lohnpfändung - VA 
unzuständig 

Sorgepflicht aus Übergabsvertrag - VA unzuständig 

Nachbarliche Streitigkeiten - Grabenziehung VA 
unzuständig 

Ehelicher Unterhaltsanspruch - VA unzuständig 

Gerichtliches Grenzberichtigungsverfahren - VA unzustän­
dig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Auseinandersetzung mit Wohnungsnachbarn - Ersuchen 
um Rechtshilfe - VA unzuständig 

Auseinandersetzung mit Dienstgeber - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

216 

344 

345 

346 

347 

348 

349 

350 

351 

352 

353 

354 

355 

356 

357 

358 

359 

360 

361 

362 

363 

364 

365 

366 

Gegenstand 

Privatrechtsstreit nach Autokauf - VA unzuständig 

Anordnung der gerichtlichen Erziehungshilfe - Ersuchen 
um Rechtsvertretung - VA unzuständig 

Dienstrechtliche Auseinandersetzung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unterhaltszahlungen für außereheliche Kinder - VA 
unzuständig 

Pflegschaft - Verzögerung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Betriebskosten -
VA unzuständig 

Verlassenschaftsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Gerichtliche Zwangsversteigerung einer Liegenschaft - VA 
unzuständig 

a) Strafvollzug - unzureichende ärztliche Behandlung 
b) Ablehnung der bedingten Entlassung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Scheidungs- und Pflegschaftsverfahren - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Kauf einer Maßkü­
che - VA unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Mietrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Investitionskosten 
- VA unzuständig 

Zivilgerichtsverfahren - ungerechtfertigte Bestellung eines 
Verfahrenshelfers - VA unzuständig 

Privatrechtliche Grenzprobleme - VA unzuständig 

Grenzberichtigungsverfahren - VA unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige nach Verkehrsunfall mIt 
Todesfolge - Beschwerde nicht berechtigt 

Servitutsstreitigkeit - VA unzuständig 

Nachbarschaftsstreit wegen Zaunbewuchs - VA unzustän­
dig 

Nachbarliche Grenzstreitigkeit - VA unzuständig 

Nichtzustellung einer Berufungsentscheidung in Schiedsge­
richtsverfahren - Beschwerde berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
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Geschäftszahl 

367 

368 

369 

370 

371 

372 

373 

374 

375 

376 

377 

378 

379 

380 

381 

382 
383 

384 

385 

386 

387 

Gegenstand 

Privatrechtliches Nachbarschaftsproblem wegen Zufahrt -
VA unzuständig 

Verkehrsunfall ungerechtfertigte Zurücklegung der 
Anzeige - Aufklärung durch Auskunft 

Anordnung der gerichtlichen Erziehungshilfe - Ersuchen 
um Rechtsbeistand - VA unzuständig 

Privatrechtsstreit - Ersuchen um Rechtsvertretung - VA 
unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzägerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

a) Arbeits- und Sozialgericht - Verzägerung 
b ) Unterhaltsverfahren - Verzägerung 
Beschwerde teilweise berechtigt 

Gerichtliche Aufkündigung einer Mietwohnung - VA 
unzuständig 

Unterhaltsansprüche nach Tod des geschiedenen Gatten -
Aufklärung durch Auskunft 

Exekution aufgrund eines irrtümlich ergangenen Zahlungs­
auftrages - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 

Ungerechtfertigte Entziehung der Obsorge für ein Kind -
VA unzuständig 

Berufungsverfahren - Verzägerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Sachwalterschaft - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte Entscheidungsgründe eines Gerichtsurteils 
- VA unzuständig 

Unterhalt für eheliches Kind in Ausbildung - VA 
unzuständig 

Außerbücherlicher Eigentümer wegen nichtverbücherungsfä­
higen Vertrages - VA unzuständig 

Taggeldversicherung - VA unzuständig 

Privatrechtliche Probleme wegen anhängigen Scheidungsver­
fahrens - Beschwerde dzt. unzulässig 

Gerichtsverfahren - Verzägerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Arbeitsunfall in Strafvollzugsanstalt - Nichterstattung einer 
Unfallmeldung - Beschwerde nicht berechtigt 

Pflegschaft - unzureichende Belehrung durch Richter -
Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtsstreit um Zufahrtsrecht - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

388 

389 

390 
391 

392 

393 

394 

395 

396 

397 

398 

399 

400 

401 

402 

403 
404 

405 

406 

407 

408 

409 

218 

Gegenstand 

Entschädigung nach Strafverfahren 
Rechtshilfe - VA unzuständig 

Ersuchen um 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Tierrettungsdienst -
VA unzuständig 

Exekution einer Schuld nach Ratenkauf - VA unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Gerichtliches Räumungsverfahren - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Nichteinbringung einer Ehelichkeitsbestreitungsklage - kein 
Mißstand 

Nichtbeantwortung eines Schreibens durch Staatsanwalt­
schaft - Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Unbedingte Erbserklärung - mangelnde Rechtsbelehrung­
Beschwerde nicht berechtigt 

Verlassenschaftsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Lange Dauer einer Gutachtenserstattung - Beschwerde­
grund behoben 
Streit um Abfertigung. nach Beendigung des Dienstverhältnis­
ses - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Entscheidung der Rechtsanwaltskammer 
- VA unzuständig 
Gefährdung eines Benützungsrechtes durch gerichtliche 
Versteigerung - VA unzuständig 

Überhöhte Kopierpreise bei Gerichten - Beschwerde 
berechtigt 
Unrichtiges Sachverständigengutachten in Strafverfahren -
Aufklärung durch Auskunft 

Scheidungsverfahren - Verzögerung 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Ungerechtfertigter Freispruch nach Unfall - VA unzustän­
dig 
Heranziehung als Bürge - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Nicht ordnungsgemäße Zustellung eines Zahlungsbefehls -
Aufklärung durch Auskunft 

Sachwalterschaft - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Fristlose Entlassung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

410 

411 
412 

413 

414 

415 

416 
417 

418 

419 

420 

421 

422 

423 
424 

425 

426 
427 

428 

429 

430 

431 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Entscheidungen - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig 

Ehrenbeleidigung - Beschuldigtenladung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vertragsstornierung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Zivilrechtsstreit nach Auflösung eines Dienstverhältnisses -
VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherungsge­
sellschaft - VA unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Rückzahlung eines 
Geldbetrages - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung 
unzuständig 

Verlassenschaft - Ersuchen um Rechtshilfe 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Strafvollzug 
a) Vollzugsabänderung 
b) Ungerechtfertigte Behandlung 
Beschwerdegrund teilweise behoben 

VA 

VA 

Gerichtsverfahren - keine konkrete Beschwerde erkennbar 
- Aufklärung durch Auskunft 

Grundbuchseintragung - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Streit um Grundgrenze - Aufklärung durch Auskunft 

Zivirechtliche Auseinandersetzung um Geldbetrag - VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen nach Verkehrsun­
fall - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit um Zufahrtsrecht - VA unzuständig 

Erbschaftsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte gerichtliche Aufkündigung einer Mietwoh­
nung - VA unzuständig 

Verfolgungsrücktritt durch Staatsanwaltschaft - Aufklärung 
durch Auskunft 

Tilgung von Verurteilungen - Ersuchen um Rechtsauskunft 
- Aufklärung durch Auskunft 

Scheidungsklage - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

220 

433 

434 

435 

436 

437 

438 

439 
440 

441 

442 

443 

444 

445 

446 

447 

448 

449 
450 

451 
452 
453 
454 
455 

Gegenstand 

Antrag auf Unterhaltsvorschuß - Verzögerung - Be­
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Vermögensrechtliche Nachteile durch Zeitungsartikel - VA 
unzuständig 

Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Rückzahlung eines 
Geschäftsguthabens - VA unzuständig 

Mietrechtsproblem - Ersuchen um Rechtsbeurteilung - VA 
unzuständig 

Scheidungs- und Pflegschaftsverfahren - Verzögerung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Zivilrechtsstreit um Pflichtteil - VA unzuständig 

Exekutionsverfahren - ungerechtfertigte gerichtliche Ver­
steigerung - VA unzuständig 

Auseinandersetzung mit geschiedenem Gatten - Ersuchen 
um Rechtshilfe - VA unzuständig 

Ersatzanspruch nach dem strafrechtlichen Entschädigungsge­
setz - VA unzuständig 

Privatrechtliche Auseinandersetzung mit Versandhaus - VA 
unzuständig 

Schmerzensgeld und Schadenersatz nach Unfall - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

a) Unzureichende Vertretung durch Rechtsanwalt 
b) Ungerechtfertigte Durchführung eines gerichtlichen 

Strafverfahrens 
VA unzuständig 

Gerichtliches Ausgleichsverfahren - Ersuchen um Rechtsbe­
urteilung - VA unzuständig 

Strafvollzugsaufschub - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - VA unzuständig 

Auseinandersetzung um Kosten eines Schenkungsvertrages 
- VA unzuständig 

Gerichtsangelegenheit - VA unzuständig 

Pflegschaftssache - VA unzuständig 

Exekutionsverfahren - VA unzuständig 

Wegerecht - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtssache - zuviel Tarif für Rauchfangkehrer 
Aufklärung durch Auskunft 
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456 

457 

458 

459 

460 

461 

462 

463 

464 

466 

468 

469 

47C 

471 

472 

473 

474 

475 

476 

477 

478 

479 

480 

CegellltJlld 

Nachz:thlung für Grundabtretung - \~>-\ unzuständig 

Haftpflichtwrsicherung - VA unzuständig 

Scheidung und Pflegschaft - Ersuchen um Rechtshilfe 
VA unzuständig 

Bienenstäcke an Grundstücksgrenze - VA unzuständig 

Privatrechtliches Dienstverhältnis - \~A unzuständig 

Gemeindewegverbreiterung ohne Enteignung - pri\~atrecht­
liche Forderung wegen Abläsebetrages - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Bei Zwangsversteigerung Grünland als Bauland en\orben -
Beschwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch >-\uskunft 

Benützungsregelung für Wohnhaus nach Scheidung -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Zwischenhändlerwrtrag - VA unzuständig 

Privatrechtliche Angelegenheit - VA unzuständig 

Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Eintreibung einer Schuld durch Inkassobüro VA 
unzuständig - Aufklärung durch >-\uskunft 

Verfahrenshilfe ungerechtfertigte Verpflichtllng zur 
Nachzahlung der Beträge - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Schadenersatzforderung nach Delogierung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Unterhaltsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch A.uskunft 

Finanzielle Schwierigkeiten - gerichtliche Exekution - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Auseinandersetzung um Wohnrecht n:lch Ein:lntwortung -
VA unzuständig 

Neubesetzung der Stelle des Leiters eines landesgerichtlichen 
Gefangenenhauses - Beschwerde dzt. unzulässig 

Unterhalt nach Scheidung - VA unzuständig 

Unterhaltsvorschuß - Verzägerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Exekutionsverfahren - \-ersteigcrungsedikt - VA unzu­
ständig 

Ungerechtfertigte Abbuchung vom Sparkassenkonto - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Anhaltung in Strafhaft trotz V ollzugsun­
tauglichkeit - keine Be:lnst:lndung 
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Geschäftszahl 

222 

481 
482 

483 

485 

486 

487 

488 

489 

490 
491 

492 

493 
494 

495 

496 

497 

498 

499 

500 
501 
502 

503 
504 

Gegenstand 

Gewährung von Unterhaltsvorschüssen - VA unzuständig 
a) Ablehnung eines Antrages auf Strafvollzugsortsänderung 
b) Behauptete Mißstände in Strafvollzugsanstalt 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Gerichtliche Delogierung - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 
Nichtbearbeitung eines Hinterlegungsantrages Be-
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 
Erbschaftsstreit Ersuchen um Rechtshilfe VA 
unzuständig 
Ersatz eines finanziellen Schadens Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 
Strafvollzug - ungerechtfertigte Sperre eines Eigengeldbe­
trages - Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerdegrund 
behoben 
Privatrechtliche Auseinandersetzung aus Kauf- und Schen­
kungsvertrag - VA unzuständig 
Streit um Servitutsrecht - VA unzuständig 
Mietrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidungen 
- VA unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung wegen Schenkungsver­
trag - VA unzuständig 
Verlassenschaftsstreit - VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit um Kosten einer Grabsteininschrift - VA 
unzuständig 
Grundbücherliches Wohnrecht - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig 
Streit um Servitutsrecht - anhängiges Gerichtsverfahren -
VA unzuständig 
Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Schadenersatz - VA 
unzuständig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Schadenersatz - VA 
unzuständig 
Zivilrechtsstreit um Dienstbarkeit - VA unzuständig 
Schmerzensgeld nach Unfall - VA unzuständig 
Verfahren beim Arbeits- und Sozialgericht - VA unzustän­
dig 
Grenzstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA unzuständig 
a) Unterhaltsherabsetzung - Verzögerung 
b) U nfreundliches Verhalten eines Gerichtsbediensteten 
Beschwerde teilweise berechtigt - Beschwerdegrund beho­
ben 
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Cnckiit.\zahl 

505 

5J6 

5J7 

50H 

509 

511 

512 

513 

514 

515 

516 

517 

518 

519 

52C 

521 

522 

523 

524 

525 

C;cgen \land 

Kostenstreit mit Reclmanw:tlt und Autohhrerclub - VA 
unzustindig 

Gerichtsgebührengesetz - E\'idenzhaltung einer in Aussicht 
gestellter Gesetzesänderung - Beschwerde nicht berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

Belistigung durch Wohnungsnachbar - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Durchführung eines Exekutionsverhhrens 
- Beschwerde nicht berechtigt 

Schadenersatzforderung nach Diebstahl eines Motorrades -
\':\ unzustindig 

Scheidung und Pflegschaft - Ersuchen um Rechtshilfe 
\'A unzuständig 

Zivilrechtsstreit um Heiratsgut - VA unzustindig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Reparaturkosten 
V:\ unzustindig 

a) Antrag auf Ersatz von Verdienstentgang - ungerechtfer-
tigte Ablehnung 

b) Unfreundliche Behandlung durch Justizbedienstete 
Beschwerde nicht berechtigt 

Zivilrechtliche :\useirundersetzung um Stornierung ernes 
Von ertrages - VA unzustindig 

Erbschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtsberatung -
:\ufklirung durch Auskunft 

Pflegschaft - Unterlultsregelung - VA unzustindig 

Zivilrechtsstreit um Kautionsrückzahlung - VA unzustindig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Strafvollzug in Stufen - unzureichende Regelung des 
Besuchsrechts und des Bezugs von Bedarfsgegenstinden -
Aufklirung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Ablehnung eines Antrages auf vorzeitige 
Haftentlassung - VA unzustindig 

a) Ablehnung eines Antrages auf Strafvollzugsortsinderung 
b) Behauptete Mißstinde in Strafvollzugsanstalt 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Dienstrechtliche Angelegenheiten der Personalvertretung -
kein Mißstand 

Überhöhte Rechnung für Instalbtionsarbeiten VA 
unzuständig 

Strafvollzug - ungerechtfertigte :\nhaltung in Absonde­
rungszelle - Beschwerde nicht berechtigt - Beschwerde­
grund behoben 
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Geschäftszahl 

224 

526 

527 

528 

529 

530 
531 

532 

533 

534 

535 
536 

537 

538 

539 
540 

541 

542 
543 

544 
545 
546 
547 
548 

Gegenstand 

Schadenersatz und Schmerzensgeld nach Unfall - VA 
unzuständig 

Verlassenschaftsverfahren - Herausgabe eines Sparbuches 
- VA unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde berechtigt 

Anzeige auf freiem Fuß eines einer Vergewaltigung 
Verdächtigen - keine Beanstandung 

Zivilrechtsstreit nach Kaufvertrag - VA unzuständig 

Kündigung eines befristeten Dienstvertrages - VA unzu­
ständig 

a) Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung 
b) Schreiben an Bundesministerium für Justiz - Interven-

tionsbitte 
VA teilweise unzuständig - Beschwerde teilweise unzulässig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Abfertigungsan­
spruch - VA unzuständig 

Schadenersatzanspruch nach Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig 

Ungerechtfertigte Sachwalterbestellung - VA unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

a) Ungerechtfertigte Ablehnung der bedingten Entlassung 
aus Strafhaft 

b) Gnadenantrag - Interventionsbitte 
Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Übergabsvertrag 
VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit mit Heiratsvermittlung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach W ohnungsvermie­
wng - VA unzuständig 

Strafvollzug - TBC-Ansteckung durch unzureichende 
Absonderung - Beschwerde nicht berechtigt 

Streit um Grundgrenze - VA unzuständig 

Dienstrecht.Jich~ Nachteile nach Suspendierung - Beschwer­
degrund teIlweise behoben - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtsstreit um Investitionsablöse - VA unzuständig 

Mietrechtliche Auseinandersetzung - VA unzuständig 

Nachbarschaftsstreitigkeiten - VA unzuständig 

Streit um Grundgrenze - VA unzuständig 

Arbeitsrechtliche Auseinandersetzung 
Rechtshilfe - VA unzuständig 

Ersuchen um 

III-69 der Beilagen XVIII. GP - Bericht  - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)224 von 244

www.parlament.gv.at



549 

55C 
551 
--) ))-

553 

554 

555 

556 

557 

55H 

559 

560 

561 

562 

563 

564 

565 

566 

567 
561' 

569 

570 

571 

Cegenstand 

Anh:ingiges Verwaltungsverfahren nach \"erschiedenen Straf­
anzeigen - Beschwerde dzt. unzubssig 

Rückzahlung einer Kaution - VA unzust:indig 

Unterhaltsforderungen - VA unzust:indig 

Kindesabnahme - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzusündig 

Strafvollzug - Ablehnung von Ansuchen um Ausgang aus 
Justizanstalt - Beschwerde nicht berechtigt 

Aufhebung eines Konku rs\erfah rens - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzust:indig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsan\\altschaft -
Beschwerde dzt. unzubssig 

unterhaltsverpflichtung nach Scheidung - VA ullzust:indig 

Sachwalterschaftsangelegenheit VA unzust:indig 
Aufkbrung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzust:indig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Arbeitsgerichtliche Auseinandersetzung - VA unzusündig 
- Aufkbrung durch "-\uskunft 

Unrichtiges Gutachten in zivilgerichtlichem Verfahren - VA 
unzust:indig 

Einstellung des Unterhaltsvorschusses - ungerechtfertigte 
Gcrichtsentscheidungen - VA unzust:indig 

lvlietrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA_ unzust:indig 

Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde­
grund behoben 

Unterhaltsverpflichtung - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzust:indig 

Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes 
Aufkbrung durch Auskunft 

Gerichtsverfahren - Verzögerung 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Kaufvertrag - V:\ 
unzuständ ig 

Verschiedene privatrechtliche Sch wicrigkeiten - Ersuchen 
um Rechtshilfe - VA unzust:indig 

Ungerechtfertigte Kindesabnahme - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzusündig 

Zi\-ilrechtliche Auseinandersetzung mit RechtsschutZ\ersi­
cherung - VA unzusündig 
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Geschäftszahl 

572 

573 

574 

575 

576 

577 

578 

579 

580 

581 

582 

583 

584 

585 

586 

587 

588 

589 

590 

591 

592 

593 

226 

Gegenstand 

Verweigerung der Ausübung des gerichtlich eingeräumten 
Besuchsrechtes - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Bankinstitut - VA 
unzuständig 

Konkurs- und Strafverfahren - ungerechtfertigte Gerichts­
entscheidungen - VA unzuständig 

Entschädigungsbegehren gegenüber dem 0 RF VA 
unzuständig 

Schmerzensgeldforderung nach V erkehrsunfall VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um schadhaftes Autora­
dio - VA unzuständig 

Akteneinsicht - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung -
VA unzuständig 

Nachbarschaftsstreit in Mietwohnhaus - VA unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Lange Dauer der Untersuchungshaft - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Vorzeitige Haftentlassung - Interventionsbitte - VA 
unzuständig 

Privatrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 

Privatrechtsstreit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Sozialgerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Unfallsfolgen - Gerichtsverfahren - VA unzuständig 

Zivilgerichtliche Verurteilung wegen Verkehrsunfall - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Strafverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund beho­
ben 

Schmerzensgeldforderung aus Verkehrsunfall - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 

Unterhaltspflicht für eheliches Kind - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Unterhaltspflicht für außereheliches Kind - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtsstreit um Pflegegebühren - VA unzuständig 

Betriebskostenabrechnung in Eigentumswohnhaus - VA 
unzuständig 

15' 
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594 

595 

596 

597 

5n 

599 

601 

682 

603 

604 

605 

686 

607 

60R 

609 

61G 

611 

612 

613 

614 

615 

CegenstJnd 

Gebührenbestimmung im Verbsscnsch:1ftsverbhren - unge­
rechtfertigte Gerichtsentscheidung - V.~ unzuständig 

Ungerechtfertigte Honor:1rnotc etnes ]\'ot:1rs V,~ 
unzuständig 

Unterh:1ltserhähung - Verzögerung - Besch\\-erde teil­
\veise berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Pri\:1trechtliche Probleme - \-.~ unzuständig - ,.'\,ufklärung 
durch .~uskunft 

Gerichtliches Kopierwesen - Aufklärung durch Auskunft 

Arbeits- und Sozi:tlgerichts\erbhren (.~rheitsunfähigkeit) -
V.~ unzuständig - .~ufklärung durch _.'\,uskunft 

Arbeits- und Sozi:1lgerichts\erfahren \\egen Vcrkehrsunbll 
(Im:1liditätspension) - \':\ unzuständig 

H:1usbeschädigung durch B:1gger:1rbeiten - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 

. .'\,blehnung von Richtern - ,.'\,ufklärung durch ,~uskunft 

livilrechtsstreit n:1ch Autobuf - \-.'\, unzuständig 

Str:1fvollzug 
:1) ungerechtfertigte Ordnungsstr:1fe 
b) Ausg:1be ungenießb:1rcr Lebensmittel 
Beschwerde nicht berechtigt 

Zi\-ilrechtsstreit mch Autobuf - v.'\, unzusündig 

livilrechtliche Sch\\-ierigkeiten n:1ch Krnliuufmhme - V . .'\, 
unzuständig 

Verkehrsunbll infolge Eisglätte - VA unzuständig -
,.'\,ufklärung durch Auskunft 

Anhebung des Existenzminimums - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Probleme :1US unkbrem K:1uhertr:1g - v.~ unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Gerichts\erhhren - \-A unzuständig - ,.'\,ufklärung durch 
:\uskunft 

Verhhren \'or Arbeits- und Sozi:1lgericht - \-.'\, unzuständig 
- Aufklärung durch .~uskunft 

Verhhrenshilfe im Gerichts\'erbhrcn - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Beschwerde gegen Buchverl:1g - \',-\ unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

li\ilteilungskbge - \-A unzuständig - ,.'\,ufklärung durch 
Auskunft 

Besuchsrechtsregelung - VA unzuständig - Aufklärung 
durch . .'\, u,kun ft 
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Geschäftszahl 

616 
617 

618 

619 

620 

621 

622 

623 

624 

625 

626 

627 
628 

629 

630 

631 

632 

633 

634 

635 

636 

637 

228 

Gegenstand 

Strafantrag nach Mißhandlung durch Polizeibeamte 

Privatrechtliche Forderung - VA unzuständig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Entscheidung über Abrechnung und Belohnung des Sachwal­
ters - Verzögerung 

Verzögerung einer Urteils ausfertigung Beschwerde 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Testamentserrichtung einer Besachwalteten - VA unzustän­
dig - Aufklärung durch Auskunft 

Wassereinbruch vom Nachbargrundstück - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Erkundigung bezüglich Anzeigeerstattung bei Polizei/Gen­
darmerie und Staatsanwaltschaft wegen Diebstahls -
Aufklärung durch Auskunft 

Private Wegerechtsprobleme - VA unzuständig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Mietrechtsproblem - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Widersprüchliche Beantwortung von Auskunftsersuchen 
durch Justizbehörde - Beschwerde nicht berechtigt 

Privat- und Strafrechtsangelegenheit - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Betriebskosten in Eigentumswohnhaus - VA unzuständig 
Beschwerde über Verhalten eines Rechtsanwaltes - VA 
unzuständig 
U ngerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Dienstrechtsangelegenheit - ungerechtfertigte Versetzung 
- Beschwerde zurückgezogen 

Privat- und strafrechtliche Auseinandersetzung im Zusam­
menhang mit Verlassenschaftsverfahren - VA unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Schadenersatzprozeß - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dungen - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Privat- und strafrechtliche Schwierigkeiten - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 

Verpflichtung der Richter zur Auskunftserteilung m 
Rech tsangelegenhei ten 

14" 
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C,ndüftszahl 

638 

639 

640 

641 

642 

643 

644 

645 

646 

647 

648 

649 

650 

651 

652 

653 

654 

655 

656 

657 

659 

Gegenstand 

Exekutionsvollzug beim Nichtverpflichteten - Aufklärung 
cJ.urch Auskunft 

Scheidungsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigter Exekutionsvollzug - VA unzusttlndig -
Aufklärung durch Auskunft 

Kindesabnahme - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- Aufklärung durch Auskunft 

Forderung eines Zeitschriftenverlages - Gehaltsexekution 
- V.-\ unzusttlndig - Aufklärung durch Auskunft 

Untätigkeit der St3.3.tsanwaltschaft - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Einlösung einer Wechselschuld - VA unzuständig 

Strafvollzug - unzureichende medizinische Behandlung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Ansuchen um StrafvollzugsortSänderung - Aufklärung 
durch Auskunft 

Schmerzensgeld und Schadenersatz nach Unfall VA 
unzuständig 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung nach Möbellieferung -
VA unzusttlndig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 
- Beschwerdegrund behoben 

Unterhaltserhöhung - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzusttlndig 

Untersuchungshaft - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dung - VA unzusttlndig 

Exekution einer Schuld nach Scheidungsvergleich - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtsstreit um Imestitionsablöse - VA unzusttlndig 

Erstattung von Brgäbniskosten im Verlassenschaftsverfahren 
- \-erzögerung - Beschv.-erde zurückgezogen 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

a) Exekution aufgrund eines vollstreckbaren Zahlungsbe­
fehls 

b) Ungerechtfertigte Entscheidung der Rechtsanwaltskam-
mer nach Disziplinaranzeige 

VA unzusttlndig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Pachtvertrag - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

660 

661 

662 

663 

664 

665 

666 

667 

668 

669 

670 

671 

672 

673 

674 

675 

676 

677 

678 

679 

680 

681 

230 

Gegenstand 

Pflegschaft - Unterhaltserhöhungsbegehren - VA unzu­
ständig - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilgerichtsvedahren - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Gerichtliche Räumung einer Wohnung - Interventionsbitte 
- VA unzuständig 

Kündigungsverfahren - VA unzuständig 

Exekutionsverfahren - VA unzuständig 

Versicherungsfall - Sturmschaden - VA unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde zurückge­
zogen 

Rechtskräftige Gerichtsurteile - VA unzuständig 

Anzeigenzurücklegung durch Staatsanwaltschaft - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Kosten für Exekutionsverfahren - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 

Enteignungsverfahren - Aufklärung durch Auskunft 

Schadenersatzforderung wegen angeblich bewußter Fehlbe­
handlung im Landeskrankenhaus - VA unzuständig 
Aufklärung durch Auskunft 

Falsche rechtsfreundliche Beratung durch Rechtsanwalt 
VA unzuständig 

Arbeits- und Sozialgericht - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidungen - VA unzuständig 

Schmerzensgeldforderung nach Unfall - Ersuchen · um 
Rechtsvertretung - VA unzuständig 

Nichterledigung eines Einspruches im Exekutionsvedahren 
- Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch 
Auskunft 

Überwachung des Briefverkehrs in Justizanstalt - Be­
schwerde berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Urteilsausfertigung - Verzögerung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Konkursverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben - Aufklärung durch Auskunft 

Heranziehung als Bürge - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Ungerechtfertigter Freispruch in Strafgerichtsverfahren -
VA unzuständig 
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682 

683 

684 

685 

686 

687 

689 

690 

691 
692 

693 

694 

695 

696 

697 

698 

699 

701 

702 

704 

(,t'genst~nd 

Drittschuldneranfrage - ungereclnfertigte Gericlltsentschei­
dung - \TA unzuständig 

Gerichtliches Strafverfahren - Ersuchen um Rechts\Trtre­
tung - VA unzuständig 

Pfkgschaft - Besuchsrecht - Verzögerung - ßeschwerde 
nicht berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Privatrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - V:\ unzuständig - :\ufklärung durch Auskunft 

7urücklegung einer Strafan/eige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt - ~\ufklärung durch Auskunft 

Pflegschaft - Besuchsrecht - Ersuchen um Rechtshilfe -
V\ unzuständig 

livilrechtsstreit - Ersuchen um RechtsvertretLlng - \:\ 
unzuständig 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde berechtigt 

Gewerkschaftlich geführte Betriebe in Justizamtalten 

Rechtskräftiges Gcriclltsurtcil - \-!\ unzuständig 

'\lündlicher Cbergabwenrag - \-~\ ul1Luständlg 

Anzeige an Staatsanwaltschaft lnnsbruck - keine Benach­
richtigung über \-erfahrensergebnis - Besch\\erde zurück­
gelogen 

Annahme an Kindesstatt - Ersuchen um RechtsberatLlng -
\A unzuständig - Aufklärung durch _\uskunft 

li\ilrechtsstreit - anhängiges Gerichts\Trfahren - Be­
schwerde dzt. unzulässig 

Ansuchen um Strafvollzugsllrtsänderung - Beschwerde­
grund behoben 

i\lietrecht 
Auskunft 

Erhaltungsbeitrag ~\ufkLirung durch 

Arbeits- und Sozialgericht - anhängiges \~crfahren -
Aufklärung durch Auskunft 

Pflegschaft Rekurs\erfahren ~\ufklärung durch 
\uskunft 

Antrag auf Haftentschädigung - VA unzuständig 

Zivilrechtsstreit nach Scheidung - ungerechtfertigte Ce­
richtsentscheidung - VA unzuständig 

finanzieller Schaden durch ßctriebsberater - V.\ unzustän­
dig 

Unterhalt nach Scheidung - Ersuchen um Reclw,hilfe - \'.\ 
unzuständig 

Verzögerung bei Ausfolgung gepfändeter Gegenstände nach 
Exekutionseinstellung - Bcsch\\Trde berechtigt - Be­
schwerdegrund behuben 
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Geschäftszahl 

232 

705 

706 

707 

708 

709 
710 

711 
712 

713 

714 

715 

716 

717 

718 
719 

720 

721 
722 

723 

724 

725 

726 

Gegenstand 

Strafvollzug - unzureichende ärztliche Behandlung -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Vorführung des Zeugen zur Hauptverhandlung - Be­
schwerde nicht berechtigt 

Gerichtsverfahren - Verzögerung 

Einweisung und Anhaltung in Landessonderkrankenhaus 
ohne entsprechende Gerichtsentscheidungen - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Exekutionsverfahren - VA unzuständig 

Ben,ützungsbewilligungsverfahren - Beschwerde dzt. unzu­
läSSIg - Aufklärung durch Auskunft 

Rückzahlungsauftrag nach Verfahrenshilfe - VA unzustän­
dig 
Grenzstreitigkeiten - VA unzuständig 

Kürzung der Ausgleichszulage - rechtskräftiges Urteil des 
Arbeits- und Sozialgerichtes - VA unzuständig - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Privatrechtliche Forderung - VA unzuständig 

Schadenersatzforderung wegen angeblichem Kunstfehler im 
Landeskrankenhaus - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 
Beschwerde über OGH-Urteil - VA unzuständig 

Auseinandersetzung mit Dienstgeber - Ersuchen um 
Rechtshilfe - VA unzuständig 

a) Verlassenschaftsverfahren 
b) Sachwalt erschaft 
Ersuchen um Rechtshilfe 
Aufklärung durch Auskunft 

Sachwalterbestellung - Aufklärung durch Auskunft 

Untersuchungshaft - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Unterhaltsregelung - ungerechtfertigte Gerichtsentschei­
dungen - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Gerichtliches Insolvenzverfahren - Ersuchen um Einfluß­
nahme - VA unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung um Wegerecht - VA 
unzuständig 
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Geschäftszahl 

727 

729 

730 

731 
732 

733 

734 

735 

736 

737 

738 

739 

740 

742 

743 

744 

745 
746 

747 

749 

750 

Gegenstand 

Berufungsverfahren - Verzögerung - Beschwerdegrund 
behoben 
Anhängiges Gerichtsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe 
- Aufklärung durch Auskunft 
Arbeitsgerichtsverfahren - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 

Nachbarschaftsstreit um Grundgrenze - VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit um Zufahrtsrecht - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidung - VA unzuständig 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Fehlverhalten der Staatsanwaltschaft - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 
Zahlungsverpflichtung nach gerichtlichem Vergleich - VA 
unzuständig 

Unterhaltsverpflichtung - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 
Privatrechtsstreit - Bestellung eines Abwesenheitskurators 
- ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung - VA unzustän­
dig 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung mit Versicherungsgesell­
schaft - VA unzuständig 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 
Heranziehung als Bürge - VA unzuständig - Aufklärung 
durch Auskunft 
Zurücklegung einer Strafanzeige durch Staatsanwaltschaft -
Beschwerde nicht berechtigt 

Überweisung eines Geldbetr~ges nach Grundstücksv~rkauf 
- Ersuchen um RechtshIlfe - VA unzuständIg -
Aufklärung durch Auskunft 
Heranziehung als Bürge - VA unzuständig 
Zivilrechtsstreit nach Autokauf - ungerechtfertigte Ge­
richtsentscheidung - VA unzuständig 
a) Exekution ohne vollstreckbaren Exekutionstitel 
b ) Verweigerung der Akteneinsicht bei Gericht 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Dienstbarkeitsvertrag 
- VA unzuständig 

Besitzstör~ng. - ungerechtfertigte Gerichtsentscheid~lllgen 
nach unnchuger Rechtsauskunft - VA unzuständIg -
Aufklärung durch Auskunft 
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Geschäftszahl 

751 

753 

754 

755 

756 

757 

758 

759 

760 

761 

762 

763 

764 

765 

766 

767 

768 

769 

770 

771 

772 

234 

Gegenstand 

Kirchensteuer - Ersuchen um Rechtsauskunft - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Gerichtsverfahren - Verzögerung - Beschwerde nicht 
berechtigt - Beschwerdegrund behoben 

Rückforderung eines Geldbetrages - Ersuchen um Rechts­
hilfe - VA unzuständig 

Gerichtliche Entscheidungen nach Ausspruch von Lokalver­
boten - VA unzuständig 

a) Wohnsitzermittlung in Exekutionsverfahren 
b) Schadenersatz nach Verkehrsunfall 
Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtzulassung zur gerichtlichen Sachverständigenprüfung 
- Beschwerde zurückgezogen 

Verlassenschaftsverfahren - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Zustellungsmangel in Verlassenschaftsverfahren - Be­
schwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Zivilrechtsstreit - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
- VA unzuständig 

Ungerechtfertigte Exekution und Versteigerung - VA 
unzuständig 

Anhängiges Gerichtsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe 
- VA unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Sachwalterschaftsangelegenheit - Ersuchen um Rechtshilfe 
- Aufklärung durch Auskunft 

Unterhaltserhöhung - Verzögerung - Beschwerde berech­
tigt - Beschwerdegrund behoben 

Strafvollzug - ungerechtfertigte Besuchsrechtsregelung -
Beschwerde zurückgezogen 

Ungerechtfertigte gerichtliche Versteigerung - VA unzu­
ständig 

Sachbeschädigung - strafgerichtliche Verurteilung - VA 
unzuständig 

Exekution nach Versäumungsurteil - VA unzuständig -
Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Versetzung innerhalb des Justizdienstes -
Beschwerde nicht berechtigt 

Abfertigungsanspruch nach Kündigung - VA unzuständig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Erbschaftsangelegenheit mit Sachwalterschaft - ungerecht­
fertigte Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig 

Mietrechtsproblem - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

773 

774 

775 

776 

777 

778 

779 

780 

781 

782 

783 

784 

785 

786 

787 

788 

789 

790 

791 

792 

Gegenstand 

Grenzstreitigkeiten - VA unzuständig - Aufklärung durch 
Auskunft 

Zurücklegung einer Strafanzeige - Aufklärung durch 
Auskunft 

Entschädigung für Untersuchungshaft - ungerechtfertigte 
Gerichtsentscheidungen - VA unzuständig 

Schaden durch Nichtverständigung von Grundbuchseintra­
gung 

Zivilrechtliche Auseinandersetzung aus Kaufvertrag - VA 
unzuständig 

Ermittlungen gegen einen Beamten des Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Forschung wegen Amtsmißbrauches -
Aufklärung durch Auskunft 

Privatrechtsstreit mit Rechtsanwalt wegen Kosten - VA 
unzuständig 

Privatrechtliche Schwierigkeiten - Ersuchen um Rechtsbei­
stand - VA unzuständig 

Schmerzensgeldforderung nach Verkehrsunfall - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Gerichtliche Aufkündigung - VA unzuständig 

Zahlungsauftragsformulare - unfreundliche Formulierung 
- Aufklärung durch Auskunft 

Pflegschaftsangelegenheit - Verzögerung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Auf teilung des ehelichen Gebrauchsvermögens - anhängiges 
Verfahren - Beschwerde dzt. unzulässig 

a) Ungerechtfertigte Einhebung einer Pauschalgebühr 
b ) Verspätete Zustellung eines Zahlungsauftrages 
Beschwerde teilweise berechtigt - teilweise nicht berechtigt 

Zivilrechtsstreit wegen Schadenersatz - Aufklärung durch 
Auskunft 

a) Streit um Grundgrenze - Ersuchen um Rechtshilfe 
b) Besitzstörung - ungerechtfertigte Gerichtsentscheidung 
VA unzuständig 

Strafvollzug - Vollzugsortänderung aus medizinischen 
Gründen - Beschwerdegrund teilweise behoben - Aufklä­
rung durch Auskunft 

Unterhaltsangelegenheit - ungerechtfertigte Gerichtsent­
scheidung - VA unzuständig 

Verlassenschaftsverfahren - Ersuchen um Rechtshilfe - VA 
unzuständig 

Pflegschaftsverfahren - Verzögerung 
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4 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Landesverteidigung 
fallen ( LV) : 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftszahl Gegenstand 

Zl. 1 - LV/90 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

236 

Heranziehung eines Grundwehrdieners zum Schadenersatz 
nach Verkehrsunfall - kein Mißstand 

Beschwerde wegen Ablehnung der Befreiung vom Grund­
wehrdienst - kein Mißstand 

Vergabe eines Auftrages - Privatwirtschaftsverwaltung -
Aufklärung durch Auskunft 
Vorzeitige Entlassung wegen Untauglichkeit und Einberu­
fung nach neuerlicher Stellung - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Einberufung zu Truppenübung - Beschwerdegrund beho­
ben 
Befreiung vom ordentlichen Präsenzdienst - Beschwerde 
zurückgezogen 
Beschwerde w~gen Unglei.chbehandlung beim Bundesheer -
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Erkrankung während des Grundwehrdienstes - Aufklärung 
durch Auskunft 
Ablehnung der generellen Befreiung von Truppenübungen­
Beschwerde nicht berechtigt 
Ablehnung des Antrages auf Zivildienst und darauffolgende 
Einberufung - kein Mißstand 
Ablehnung der Befreiung von der Wehrpflicht - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Nichtbefreiung von Kaderübungen - Beschwerde nicht 
berechtigt 
Änderung von Tauglichkeitskriterien - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 
Einberufung nach Aufhebung der Befreiung von der 
Wehrpflicht auf Grund Verurteilung wegen Suchtgifthandels 
- Beschwerde nicht berechtigt 
Jahrelange Auszahlung zu niedriger Haushaltszulage bei 
nunmehriger Verjährung des Anspruches - Beschwerde 
berechtigt 
Antrag auf Befreiung von der Verpflichtung zur Leistung des 
ordentlichen Präsenzdienstes - Beschwerde dzt. unzulässig 
Frage über Wehrpflicht des Sohnes - Aufklärung durch 
Auskunft 
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18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

2S 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

3S 

36 

37 

38 

Gegemtand 

Verfahren bei Befreiungsantrag - keine Beanstandung 

Anregung einer Gesetzesänderung für im Dienst erkrankte 
und vorzeitig entlassene Grundwehrdiener - Aufklärung 
durch Auskunft 

Heranziehung zu Kaderübungen Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtbezahlung von Reisezulagen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Verweigerung der Abfertigung Beschwerde nicht 
berechtigt 

Rückforderung von Übergen üssen - Aufklärung durch 
Auskunft 

Umfang der Ausbildung - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Frage nach Anspruch auf finanzielle Unterstützung nach dem 
Tode eines Präsenzdieners - Aufklärung durch Auskunft 

Nichtgewährung von Aufschub des Antritts zum ordentlichen 
Präsenzdienst - Beschwerde nicht berechtigt 

Allgemeine Betrachtungen über Landesverteidigung - VA 
unzuständig 

Verpflichtung zu Kaderübungen - Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Unzulängliche Krankenbehandlung im Heeresspital - VA 
unzuständig - Aufklärung durch Auskunft 

Keine Zuerkennung von Wohnkostenbeihilfe - Beschwerde 
nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Dienstverrichtung im Zuge des Grundwehrdienstes -
Beschwerde nicht berechtigt 

Einstellung des Fahrtkostenzuschusses - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 

Schadenersatz nach Verkehrsunfall - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Schlechtere Bewertung der H I-Tätigkeit gegenüber A- Be­
diensteten - kein Mißstand 

Aufnahmeverfahren als Vertragsbediensteter I Be-
schwerde dzt. unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Haftung für Viehauftrieb auf Pachtgrundstück des Österrei­
chischen Bundesheeres - Beschwerde nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Pflichten nach dem Militärleistungsgesetz - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Seinerzeitige Absiedelung bei Errichtung des Truppen­
übungsplatzes Allentsteig - Resolution - VA unzuständig 
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Geschäftszahl 

238 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

Gegenstand 

Wartezeit beim Abgeben der militärischen Ausrüstung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtbefreiung von der Wehrpflicht - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Anwaltskosten im Disziplinarverfahren - Aufklärung durch 
Auskunft 

Einberufung trotz Studiums - Aufklärung durch Auskunft 

Ungleichbehandlung von Studenten und Soldaten bei der 
Ermäßigung von Theaterkarten Beschwerde nicht 
berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Haftung für Schäden an Privat-Kraftfahrzeug bei Erteilung 
einer Einstellgenehmigung - Beschwerdegrund behoben -
Aufklärung durch Auskunft 

Leistungsfeststellung - Beschwerde berechtigt 

Unbeantwortete Anfrage an Bundesministerium für Landes­
verteidigung - Beschwerde zurückgezogen 

Nichtaufnahme als Hubschrauberpilot - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Ablehnung einer weiteren Befreiung von der Verpflichtung 
zur Leistung des ordentlichen Präsenzdienstes - Beschwerde 
dzt. unzulässig 

Leistung nach dem Militärleistungsgesetz - Beschwerde dzt. 
unzulässig - Aufklärung durch Auskunft 

Truppen- und Kasernenbesuch/Gablenz- und Hummelka­
serne in Graz - Anregungen von Personal- und Soldatenver­
tretern - Information an Bundesministerium für Landesver­
teidigung 

Truppen- und Kasernenbesuch/Landwehrkaserne in St. Mi­
chaellStmk. - Anregungen der Soldatenvertreter - keine 
Beanstandung 

Verfahrens dauer bei Versetzungsantrag - keine Beanstan­
dung 

Truppen- und Kasernenbesuch/Truppenübungsplatz Seetal 
- Anregungen von Heeresangehörigen - Beschwerdegrund 
behoben 

Anregungen der Personalvertretung - VA unzuständig 

Beschwerde über Entscheidung der Beschwerdekommission 
- VA teilweise unzuständig - Beschwerde teilweise 
unzulässig 

"Übungsweise Gefangenenerschießung" bei der Grundaus­
bildung - keine Beanstandung 

Aberkennung der Pflegedienstzulage - Beschwerdegrund 
behoben 
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58 

59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

7Q 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

79 

Gcgl"llstJlld 

Keine Zuerkennung von Übungsgebühr - kein T'vliGstand 

Schmerzengeldforderung eines Crund\\ehrdieners gegen cbs 
Bundesheer - Aufkbrung durch Auskunft 

Einberufung trotz Probleme mit bndwirtschaftlichem Betrieb 
- Beschwerdegrund behoben 

Yerbot privater Nutzung \on Heeres-Krafthhrzcugen -
Beschwerde nicht berechtigt 

Nichtgnvährung \'on Leistungen nach dem Heeresversor­
gungsgesetz - keine Beanstandung 

Arbeitsplatzbewerlung und [berstellung - Beschwerde 
nicht berechtigt - :\ufkbrung durch'\uskunft 

Kaderübungspflicht für Zeitsoldaten - Aufklärung durch 
Auskunft 

Einberufung von künftigem Erben eines bndwirtschaftiichen 
Betriebes - keine Beanstandung 

ljngleichbehandlung verschiedener \'Cachkörper bei Befrei­
ungen - Beschwerde nicht berechtigt 

Einstellung \ion Zubgcn - Beschwer-de nicht berechtigt -
Aufklärung durch Auskunft 

Disziplinarstrafe wegen mangelhafter Dienstaufsicht 
Beschwerde nicht berechtigt 

I'\ichtgewährung einer Entschädigung nach Verletzung 
Beschwerde nicht berechtigt 

Einforderung eines Ühergenusses - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Nichteinberufung zum Wehrdienst - Beschwerdegrund 
behoben 

Versicherungsabschlug \\'ährend des Grundwehrdienstes 

Amtsärztliche t\hGnahmen - Intef\entionsbitte - VA 
unzuständig - Aufkbrung durch "'\uskunft 

Truppen- und Kasernenbesuch/Hessenkaserne in Wels 
Anregungen von Heeresangehörigen - Information an 
Bundesministerium für Landesveneidigung 

Nichtgewährung einer auGerordentliche Zulage zum Ruhe­
genug - Beschwerde nicht berechtigt 

Dauer der Truppenübungspflicht - Aufkbrung durch 
Auskunft 

Feststellung der Wehrtauglichkeit - VA unzuständig 

Schadenersatzvcrpflichtung eines Heereskraftfahrers - kein 
Mißstand - Aufkbrung durch "'\uskunft 

Truppen- und Kasernenbesuch/Tilly Kaserne in r;reistadt -
/\nregungen von Heeresangehörigen - Information an 
Bundesministerium für Landewencidigung 
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Geschäftszahl 

240 

81 

82 

83 
84 

85 

Gegenstand 

Truppen- und Kasernenbesuch/Radetzkykaserne in Horn -
Anregungen von Heeresangehörigen - Information an 
Bundesministerium für Landesverteidigung 

ParteiensteIlung (Information) - VA unzuständig 

Weitergabe gesundheitsbezogener Daten 

Verdienstentgang bei Übung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Truppen- und Kasernenbesuch/Berger Kaserne in Neusiedll 
See - Anregungen von Heeresangehörigen - Information 
an Militärkommandant Burgenland 
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5 Beschwerden, die ihrem sachlichen Inhalt nach in den 
Wirkungsbereich des Bundesministers für Unterricht, Kunst und 
Sport fallen (UKS): 

Fehlende Geschäftszahlen wurden aufgrund .ihrer Zuständigkeit einem 
anderen Sachgebiet zugeordnet (nachträgliche Anderung des Sachgebietes) 

Geschäftsz«hl Gegenstand 

Zl. 1 - UK/90 

2 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

Psychiatrierung eines Lehrers - Beschwerde dzt. unzulässig 
- Aufklärung durch Auskunft 

Zu geringe Schul- und Heimbeihilfe - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Vermutete Ungleichbehandlung bei Pragmatisierung -
Beschwerde nicht berechtigt 

Stornogebühr bei Skikursen - Beschwerdegrund behoben 

Kartenbestellungen von Zivilinvaliden bei den Bundesthea­
tern - keine Beanstandung 

Überhöhte Mehrdienstleistungen durch Direktor - Be­
schwerde berechtigt 

Partei politische Werbung in Schulen - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Dauer des Disziplinarverfahrens - ungerechtfertigte Entlas­
sung - Beschwerde dzt. unzulässig 

Einstufung - Beschwerdegrund behoben 

Bindung Jugendlicher an Vereine - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Untätigkeit der Disziplinarbehörde - Beschwerde dzt. 
unzulässig 

Unzulänglichkeiten in Öko-Hauptschule-Liesing - Be­
schwerde teilweise nicht berechtigt - Beschwerdegrund 
teilweise behoben 

Verweigerung von Subventionsgewährung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Verbotene erzieherische Maßnahmen durch Lehrerin -
Beschwerdegrund behoben 

Säumnis des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und 
Sport bei Behandlung des Antrages auf Errichtung 
"Israelitische Kultusgemeinde des reformierten Ritus" -
Beschwerdegrund behoben 

Besitzstörung durch Schulbrüder - VA unzuständig 

Vermeintliche Unkorrektheiten bei Geldgebarung - Be­
schwerdegrund behoben 

Umfangreiche Antragsformulare - Beschwerde dzt. unzu­
lässig 
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Geschäftszahl 

242 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

Gegenstand 

Benachteiligung von Landeslehrern mit Lehrpflichtermäßi­
gung bei Mehrdienstleistungen - kein Mißstand 

Benachteiligung von Landeslehrern mit Lehrpflichtermäßi­
gung bei Mehrdienstleistungen - kein Mißstand 

Nichtbehandlung einer Dienstaufsichtsbeschwerde - Be­
schwerde zurückgezogen 

Angebliche Benachteiligung bei Matura 1963 - VA 
unzuständig 

a) Gendarmerieermittlungen gegen einen Volkschüler 
b) Verfahren bezüglich Arbeitsplatzwertigkeit 
Beschwerde nicht berechtigt 

Entstehen von Internatskosten durch Schulwechsel 
Beschwerde nicht berechtigt - Aufklärung durch Auskunft 

Drohende Kündigung - Anhörung vor Kündigungskommis­
sion - Beschwerde dzt. unzulässig 

Angebliche Unzulänglichkeiten in Bundesinstitut für Heimer­
ziehung - Beschwerde nicht berechtigt 

Interventionsbitte in Dienstrechtsverfahren - VA unzustän­
dig 

Kartenbestellungen aus den Bundesländern bei den Bundes­
theatern - amtswegiges Prüfungsverfahren anhängig 

Ungenügende Vordienstzeitenanrechnung - Beschwerde 
nicht berechtigt 

Bauliche Mängel an Schulgebäude - Aufklärung durch 
Auskunft 

Anspruchsverlust auf Schülerbeihilfe - Beschwerde berech­
tigt - Aufklärung durch Auskunft 

Vermutete Schlechterstellung von Lehrlingen bei Heimunter­
bringung (Berufsschule) - Aufklärung durch Auskunft 

Ungerechtfertigte Kündigung eines Bundestheaterdienstver­
trages - Beschwerde nicht berechtigt 

Benachteiligung von Behinderten bei der Ausgabe von 
Bundestheaterkarten - keine Beanstandung 

Schließung einer Volksschule - Aufklärung durch Auskunft 

Finanzielle Abgeltung von offenen Urlaubsansprüchen gemäß 
Bundestheater-Pensionsgesetz - kein Mißstand 

Aufnahmetests berufsbildender Mittlerer und Höherer 
Schulen - Beanstandung 

Negativer Aufnahmetest in Handelsakademie - Aufklärung 
durch Auskunft 

Vorbereitungskurs für Externistenreifeprüfung - kein 
Anspruch auf besondere Schulbeihilfe - kein Mißstand 
(gesetzliche Härte) 
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41 

43 

46 

47 

49 

51 

54 

55 

56 

57 

59 

6C 

61 

62 

63 

64 

C('gcl1~t:tl1d 

Dienstrechtliche Benachteiligung \on Religionslehrern ohne 
0,htura - Besch\\erdegrund behoben 

Mangelnde Tr::msparen7 bei Besetzung einer AHS-Leiter­
stelle - \' erhhren noch nicht abgeschlmsen 

Yerspätetes Ansuchen um Schulbeihilfe - Beschwerdegrund 
behoben 

Zwang zu weitergehender Pflichts_chuie - hauswirtschaftli­
che Berufsschule tür .\bdchen 111 \ orarlberg - Prütungsver­
fahren anhängig 

~ichtanerkennung einer Rechnung durch Blindeninstitut -
Besch\\'erde nicht berechtigt 

Hinzurechnullg von Sanierungsgewinnen bei Bemessung für 
Schülerbeihilfe - kein .\lißsrand (gesClzliche I-ürte) 

Entzug der Funktion des Klassel1\orstandcs und Klassenleh­
rers - kein Mißstand (gesetzliche Härte) 

:'\ichtaufnahme in I. Klasse .\HS - Besch\\ erde nicht 
berechtigt 

Verweigerung der Zubssung zum Unterricht,>praktikum -
kein Mißstand 

Heimbeihilfe für Platzgebühr - Besch\\t'rde zurückgezogen 

Vergebührung einer Abfindungserklärung - Bescll\\ erde­
grund behoben 

Beginn eines Schulversuches ohne bl'\\illigten Lehrplan -
Beschwerdegrund behoben 

\'ernachlässigung der :\ufsichtspflicht durch Lehrer - \-A. 
unzustjndig 

Nichtge\\-ährung von ßerufsberechtigungen durch schulische 
:\ushildung - neuer Schuln'p - .\ufklärung durch A.uskunft 

DienstfreisteIlung eines Hauptschullehrers wegen psychischer 
Krankheit - Verhhrensdauer 

Dienstausübungsprobleme mit Fltermerein - \-A unzustän­
dig 

Kartenbeste lIungen Oper - :\ u fkläru ng durch Ausku nft 

Ungerechtfertigte Einleitung eines Disziplinan-erfahrens 
Beschwerde dzt. unzulässig 

Kein gesetzlicher Anspruch auf Pragmatisierung - Aufkli­
rung durch Auskunft 

Einstufung als Fachlehrer an Pjd~gogischer Akademie -
Aufklärung durch :\u,kunft 

"Terminsperre" ITrmeintliche Benachteiligung von 
Schülern an Maturaschulen - keine Beanstandung 

Prohleme bei Erlangung eines Bühnenengagement - VA 
unzustzindig 
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Geschäftszahl 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

73 

74 

75 

76 

77 

78 

244 

Gegenstand 

Ungerechtfertigte Beendigung eines Dienstverhältnisses -
Beschwerde dzt. unzulässig 

Verjährungen von Gehaltsforderungen an den Bund - kein 
Mißstand - Aufklärung durch Auskunft 

Schülerbeihilfen - keine finanzielle Schlechterstellung von 
Kolleg-Besuchern - Aufklärung durch Auskunft 

Schließung der Landwirtschaftlichen Berufsschule Güssing -
keine Beanstandung 

Säumnis bei Festsetzung des Vorrückungsstichtages -
Beschwerdegrund behoben 

Nichterledigung eines Beihilfenansuchens - Beschwerde­
grund behoben 

Nichtverständigung über negative schriftliche Maturaarbeit 
- Beschwerde berechtigt 

Mangelnde Transparenz bei Bestellung eines Landesschulin­
spektors - Prüfungsverfahren anhängig 

Umbenennung der HTBL und Fachschule in Ferlach -
Beschwerde berechtigt - Beschwerdegrund teilweise beho­
ben 

Differenzierung bei Freistellung von Hauptschul- und 
Volksschul-Direktoren - Beschwerde nicht berechtigt 

Verfahrensmängel bei der Feststellung der Aufstiegsberechti­
gung in die nächsthöhere Schulklasse - Beschwerde nicht 
berechtigt 

Keine unterschiedliche Zeugnisbezeichnung für behinderte 
oder nichtbehinderte Kinder in Sonderschule für körperbe­
hinderte Kinder - Beschwerdegrund behoben 

Kürzung des hauswirtschaftlichen Unterrichts an Hauptschu­
len - Beschwerde nicht berechtigt 

Angeblich unrichtige Einstufung als AHS-Lehrer - Be­
schwerde zurückgezogen 
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